Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Starkung der personellen Einsatz-
bereitschaft und zur Anderung von Vorschriften fur die Bundeswehr

A. Problem und Ziel

Der volkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine markiert eine Zeiten-
wende. Der Krieg in unmittelbarer Nachbarschaft des NATO-Biindnisgebietes stellt eine
grundlegende Anderung der Sicherheitslage dar und hat gravierende Auswirkungen auf die
gesamte Europdische Sicherheitsordnung. Zudem beeintrachtigen Krisen, Kriege und Kon-
flikte in der Nachbarschaft Europas auch die Sicherheit Deutschlands und Europas. Unsere
Sicherheit wird deshalb von der Bindnisfahigkeit, der Verteidigungsfahigkeit und damit
auch der Kriegstichtigkeit der Bundeswehr abhangen. Die in der Nationalen Sicherheits-
strategie der Bundesregierung definierten sicherheitspolitischen Ziele, Interessen und Pri-
oritdten Deutschlands sowie die in den Verteidigungspolitischen Richtlinien formulierten
strategischen Prioritaten der Verteidigungspolitik werden durch die aktuellen Herausforde-
rungen bestatigt. Die Bundnispartner in Europa und Nordamerika erwarten von Deutsch-
land, ein Rickgrat der kollektiven Verteidigung und der Abschreckung in Europa zu sein.
Dafir ist die Bundeswehr wieder konsequenter auf die Landes- und Blndnisverteidigung
auszurichten und die Verteidigungs- und Abschreckungsfahigkeit gemeinsam im Bindnis
spurbar zu erhéhen.

Die Bewaltigung der veranderten Anforderungen verlangt dauerhaft einsatzbereite, verlass-
lich bereitstehende Fahigkeiten sowie kaltstart- und durchhaltefahige Einheiten, Verbande
und GroRverbande der Bundeswehr in schneller Verfigbarkeit, ab 2025 im Rahmen des
.NATO Force Model“. Deutschland wird eine Brigade sowie weitere militdrische und zivile
Dienststellen mit einer Gesamtstéarke von rund 4 800 Soldatinnen und Soldaten sowie rund
200 zivilen Beschaftigten in Litauen stationieren. Die Kriegstiichtigkeit der Brigade Litauen
bildet den Maf3stab fir einen wirksamen Beitrag zur Abschreckungs- und Verteidigungsfa-
higkeit Deutschlands und der NATO. Das setzt unter anderem eine erhéhte Verflgbarkeit
des militéarischen Personals sowie personellen Aufwuchs voraus. Damit werden Maf3nah-
men zur Steigerung der Attraktivitat des militdrischen Dienstes mit dem Ziel der Gewinnung
von mehr Personal und dem Halten von qualifiziertem Personal erforderlich.

B. LOsung

Damit die Bundeswehr angesichts der neuen sicherheitspolitischen Bedrohungslage ihre
Aufgaben zur Landes- und Bindnisverteidigung ohne Einschrankungen erflllen kann,
muss insbesondere ihre personelle Einsatzbereitschaft schnellstmdglich erhdht werden.

Die Anderungen im Bereich des Arbeitszeitrechts fur militarisches Personal férdern die Kalt-
start- und Reaktionsfahigkeit der Streitkrafte. Sie schaffen insbesondere die nétige Flexibi-
litét, die Streitkrafte bestmdglich auszubilden und in auRergewohnlichen Situationen zum
Schutz des Lebens, der Gesundheit und der Sicherheit der Allgemeinheit einsetzen zu kén-
nen.

Zur Vermeidung von finanziellen Nachteilen wird fur militarisches Personal, das nach einer
Auslandsverwendung mit Erstattung der Umzugskosten in das Inland umgezogen ist, bei
Vorliegen eines dienstlichen Bediirfnisses die Gewahrung von Trennungsgeld fiir das
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notwendige Pendeln zwischen Wohnort und Dienststatte ermdglicht. Zur Forderung der
personellen Einsatzbereitschatft ist geplant, bei Vorliegen eines dienstlichen Bedirfnisses
eine Uber acht Jahre hinausgehende Trennungsgeldgewahrung an militarisches Personal
Zu ermdoglichen.

Zur Starkung des Aufwuchses und der personellen Einsatzbereitschaft werden der Anwen-
dungsbereich einer Verpflichtungspramie fiir Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit
ausgeweitet, Vergutungen fir Mehrarbeit oder besondere zeitliche Belastungen neben Aus-
landsdienstbeziigen in bestimmten Fallen ermdglicht und besondere Alarmierungsver-
pflichtungen des militarischen Personals beriicksichtigt. Infolge der situationsbedingten Er-
héhung des Auslandsverwendungszuschlags wird auch die Vergutung fur militarisches Per-
sonal mit besonderer zeitlicher Belastung erhoht. Zur Verbesserung der sozialen Absiche-
rung werden die Anwendungsbereiche der Einsatzversorgung und der einmaligen Unfall-
entschadigung ausgeweitet. Finanzielle Leistungen bei Dienstunfahigkeit oder Tod werden
verbessert. Die Ubergangsbeihilfe wird bei Verpflichtungszeiten von mehr als 20 Jahren fir
Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit erhéht. Auch fir Angehdérige des Geschaftsbe-
reichs des Bundesministeriums der Verteidigung , die nicht unter das Gesetz liber den Aus-
wartigen Dienst fallen, wird in bestimmten Fallen die Finanzierung der Altersversorgung fur
die mit am auslandischen Dienstort lebenden Ehepartnerinnen und Ehepartner durch einen
Ehepartnerzuschlag unterstiitzt.

Das Bundesgleichstellungsgesetz wird beziglich der Unterstiitzung bei Sorge- und Pflege-
aufgaben in Krisenlagen einschlieflich der Landes- und Bundnisverteidigung dem novel-
lierten Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetz angeglichen.

Im soldatischen Dienstrecht werden insbesondere gesetzliche Regelungen zum Zwecke
der Personalgewinnung und der Personalbindung angepasst.

Das Arbeitssicherstellungsgesetz wird an die heutigen Strukturen und Bedarfe angepasst.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Dem Bund entstehen in der Folge der geplanten Anderungen bei voller Jahreswirkung ins-
gesamt Mehrausgaben von rund 40,34 Millionen Euro fir das Jahr 2025, rund 87,49 Millio-
nen Euro flr das Jahr 2026, rund 145,79 Millionen Euro fur das Jahr 2027 und rund
169,21 Millionen Euro fur das Jahr 2028.

Die zu erwartenden Mehrausgaben belaufen sich fir den Geschaftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung auf 39,82 Millionen Euro fir das Jahr 2025. Im Finanzplanungs-
zeitraum werden fur den Einzelplan 14 Mehrausgaben in Hohe von 86,97 Millionen Euro
fur das Jahr 2026, 145,27 Millionen Euro fur das Jahr 2027 und 168,69 Millionen Euro fur
das Jahr 2028 erwartet. Fur die Mehrausgaben ist im Rahmen des Regierungsentwurfs des
Bundeshaushalts 2025 Vorsorge getroffen worden. Die weiteren Bedarfe fir die Jahre 2026
und folgende werden planerisch im Zuge der jeweiligen Haushaltsaufstellungsverfahren be-
riicksichtigt.

Weitergehender Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln in den Geschéftsbereichen des
Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz (Einzelplan 09), des Bundesministeri-
ums des Innern und fir Heimat (Einzelplan 06), des Auswartigen Amtes (Einzelplan 05),
des Bundesministeriums fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Einzelplan 17) und
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gegebenenfalls auch in weiteren Einzelplanen ist finanziell und stellenmafiig im jeweiligen
Einzelplan auszugleichen.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand fur Burgerinnen und Burger

Fur die Burgerinnen und Burger entsteht ein erhdhter Erfillungsaufwand im Umfang von
geschatzt 7 459 Stunden pro Jahr.

E.2 Erfallungsaufwand fir die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft ergibt sich keine Anderung des jahrlichen Erfillungsaufwands.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur die Verwaltung &ndert sich der jahrliche Erfullungsaufwand um geschéatzt
1 285 700 Euro. Der einmalige Erfullungsaufwand betragt rund 15 000 Euro. Die Aufwande
entfallen vollstandig auf die Verwaltungsebene des Bundes. Die vorgeschlagenen Ande-
rungen koénnen hinsichtlich der Personal- und Sachkosten mit den vorhandenen Ressour-
cen abgedeckt werden.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf die Einzelpreise oder das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Verteidigung

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Starkung der personellen Einsatz-
bereitschaft und zur Anderung von Vorschriften fur die Bundeswehr

vom ...
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Inhaltstibersicht
Artikel 1 Anderung des Bundesbeamtengesetzes
Artikel 2 Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes
Artikel 3 Anderung der Soldatenmehrarbeitsvergiitungsverordnung
Artikel 4  Anderung des Bundesgleichstellungsgesetzes
Artikel 5 Anderung des Wehrpflichtgesetzes
Artikel 6  Anderung des Soldatengesetzes
Artikel 7 Anderung der Soldatenarbeitszeitverordnung
Artikel 8 Anderung des Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetzes
Artikel 9 Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes
Artikel 10  Anderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes
Artikel 11 Anderung des Beamtenversorgungsgesetzes
Artikel 12 Einschrankungen von Grundrechten

Artikel 13  Inkrafttreten

Artikel 1

Anderung des Bundesbeamtengesetzes

Das Bundesbeamtengesetz vom 5. Februar 2009 (BGBI. | S. 160), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 247) geé&ndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. In 8§87 Absatz 3, § 18 Absatz 3, 8 61 Absatz 2 Satz 5, 8 79 Absatz 2 Satz 2, § 80 Ab-
satz 6 Satz 1, § 81 Absatz 3 Satz 1, § 82 Absatz 3, 8§ 83 Absatz 4, § 93 Absatz 5, § 127
Absatz 2 sowie § 145 Absatz 2 werden jeweils die Wdrter ,Bundesministerium des In-
nern, fir Bau und Heimat* durch die Worter ,Bundesministerium des Innern und fir
Heimat" ersetzt.

2. 8§88 wird wie folgt geéndert:



a)

b)

3.
a)
b)
c)
4.
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In Satz 2 werden die Worter ,eines Jahres” durch die Worter ,,einer Ausschlussfrist
von einem Jahr" ersetzt.

Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefugt:

.Der Dienstherr kann die Dienstbefreiung einseitig anordnen.”

§ 120 wird wie folgt geé&ndert:

In Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,des Bundesministeriums des Innern, fur
Bau und Heimat“ durch die Worter ,des Bundesministeriums des Innern und fir
Heimat“ ersetzt.

In Absatz 3 werden die Worter ,der Bundesministerin des Innern, fir Bau und Hei-
mat oder des Bundesministers des Innern, fir Bau und Heimat" durch die Worter
,der Bundesministerin des Innern und fiir Heimat oder des Bundesministers des
Innern und fur Heimat" ersetzt.

In Absatz 4 werden die Worter ,Bundesministerium des Innern, fir Bau und Hei-
mat“ durch die Woérter ,Bundesministerium des Innern und fir Heimat“ ersetzt.

In 8 121 werden im Satzteil vor Nummer 1 die Worter ,,die Bundesministerin des Innern,

fur Bau und Heimat oder der Bundesminister des Innern fir Bau und Heimat" durch die
Worter ,die Bundesministerin des Innern und fir Heimat oder der Bundesminister des
Innern und fir Heimat* ersetzt.

Artikel 2

Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juni 2009
(BGBI. I S. 1434), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 19. Juli 2024 (BGBI. 2024 |
Nr. 247) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 50c folgende Angabe eingeflgt:

,8 50d Vergiitung fur Soldaten mit besonderen Alarmierungsverpflichtungen®.

2. §43a wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,11 000 Euro“ durch die Angabe ,16 000 Euro*
ersetzt.

In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,7 000 Euro” durch die Angabe ,9 000 Euro”
ersetzt.

3. 8§44 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Einem Soldaten auf Zeit kann zur Sicherstellung der personellen Einsatz-
bereitschaft der Bundeswehr, unter Berticksichtigung militdrischer Personalpla-
nung oder militéarfachlicher Erfordernisse, eine Verpflichtungspramie gewahrt wer-
den
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1. Dbeider Begriindung eines Dienstverhaltnisses,

2. bei der Weiterverpflichtung oder

3. bei einem bestehenden Dienstverhdaltnis, um einen Dienstposten anforde-
rungsgerecht besetzen zu kénnen.”

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Die Absatze 3 bis 5 werden die Absétze 2 bis 4.

d) Absatz 6 wird Absatz 5 und in Satz 2 wird die Angabe ,Absatz 3" durch die Angabe
LJAbsatz 2 ersetzt.

e) Absatz 7 wird Absatz 6 und wie folgt gefasst:

»(6) Entscheidungen nach den Abséatzen 1 bis 5, insbesondere tber eine Staf-
felung der Pramienbetrage in den Fallen des Absatzes 1, trifft das Bundesministe-
rium der Verteidigung oder eine von ihm bestimmte Stelle.”

f) Folgender Absatz 7 wird angefugt:

»(7) Die Ausgaben fur Pramien des Dienstherrn dirfen 2 Prozent der im Ein-
zelplan des Bundesministeriums der Verteidigung veranschlagten jahrlichen Be-
soldungsausgaben fiir Soldaten nicht Giberschreiten.”

§ 50a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 wird die Angabe ,91 Euro” durch die Angabe ,101 Euro” ersetzt.

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angeflgt:
»<Abweichend von Satz 1 Nummer 1 kann die Vergitung neben Auslandsdienstbe-
zugen nach 8§ 52 bei soldatischen Téatigkeiten in den Streitkraften gewahrt werden,
wenn eine Freistellung vom Dienst aus den folgenden zwingenden dienstlichen

Griinden nicht moglich ist:

1. Sicherstellung der militdrischen Einsatzbereitschaft im Rahmen der Landes-
und Bundnisverteidigung,

2. weitere Teilnahme an angeordnetem Dienst auRerhalb des Grundbetriebs
nach 8§ 30c Absatz 4 des Soldatengesetzes oder

3. dienstlich notwendige Teilnahme an militarfachlichen und laufbahnspezifi-
schen Ausbildungen.”

Nach § 50c wird folgender 8§ 50d eingefigt:

,850d
Vergutung fur Soldaten mit besonderen Alarmierungsverpflichtungen

(1) Soldaten, fiir die besondere Alarmierungsverpflichtungen im Rahmen nationa-
ler oder multinationaler Verpflichtungen gelten und fur die eine standige Erreichbarkeit
auRRerhalb der regelméRigen Arbeitszeit mit einer Ruckkehrverpflichtung zur Dienst-
stelle angeordnet wurde, erhalten eine monatliche Vergutung nach Mal3gabe des Ab-
satzes 2. Mit der Vergttung sind alle zeitlichen und sonstigen Belastungen abgegolten,
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die durch die angeordnete standige Erreichbarkeit und Ruckkehrverpflichtung entste-
hen.

(2) Die Vergutung betragt bei einer fir einen vollen Monat angeordneten standi-
gen Erreichbarkeit mit Rickkehrzeiten zur Dienststelle

1. von bis zu zwei Stunden, 500 Euro,
2. oberhalb von zwei Stunden bis zwdlf Stunden, 300 Euro,
3. oberhalb von zwélf Stunden bis 24 Stunden, 150 Euro,
4. oberhalb von 24 Stunden bis 48 Stunden, 75 Euro.
(3) Die Vergitung wird nicht gewahrt
1. fur Dienst in den Fallen des § 30c Absatz 4 des Soldatengesetzes,
2. neben einer Vergltung nach § 50a,
3. neben einem Auslandsverwendungszuschlag nach § 56,

4. wenn die Belastungen und Erschwernisse bereits anderweitig vergitet oder abge-
golten werden.”

§ 53 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 5 wird die Angabe ,, 700" durch die Angabe , 1 000" ersetzt.

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefugt:
,Die Satze 3 bis 5 gelten entsprechend fir Angehorige des Geschéftsbereichs des
Bundesministeriums der Verteidigung, fir die das Gesetz iber den Auswartigen
Dienst nicht gilt, wenn sie zur Sicherstellung der Einsatzbereitschaft im Rahmen
der Landes- und Bundnisverteidigung im Ausland soldatische Tatigkeiten wahr-

nehmen oder unmittelbar unterstiitzen.”

In § 56 Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe ,145 Euro® durch die Angabe ,153 Euro” er-
setzt.

Anlage | wird wie folgt geéndert:
a) Nach Vorbemerkung Nummer 5a wird folgende Nummer 5b eingeflgt:

.ob. Zulage fur Soldaten als Combat Controller bei den Luftlande- und Fern-
spahkraften der Bundeswehr

(1) Eine Stellenzulage nach Anlage IX erhalten Soldaten bei Verwendung als
Combat Controller in einem Grof3verband, einem Verband oder einer Einheit
der Luftlande- und Fernspéhkréafte der Bundeswehr

1. bis zur Erlangung der Basisqualifikation der Stufe B,

2. nach Erlangung der Basisqualifikation der Stufe B,

3. nach Erlangung der Basisqualifikation der Stufe C.
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(2) Die Stellenzulage wird nicht neben einer Stellenzulage nach Nummer 5a und
einer Erschwerniszulage nach § 23h und § 23i der Erschwerniszulagenver-
ordnung gewahrt.

(3) Der Erwerb der Berechtigung nach Absatz 1 wird durch allgemeine Verwal-
tungsvorschrift des Bundesministeriums der Verteidigung geregelt.”

b) Vorbemerkung Nummer 6 wird wie folgt ge&ndert:
aa) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Nummer 3 werden nach dem Wort ,Bedienen” die Warter ,oder als
Waffensystemoperateur mit der Erlaubnis und Berechtigung zum Be-
dienen® eingeflgt.

bbb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
.4. als Flugtechniker in der Bundespolizei oder als sonstiger standi-
ger Luftfahrfahrzeugbesatzungsangehoriger in der Bundeswehr

und in anderen Einrichtungen des Bundes.*

bb) In Absatz 6 Satz 1 werden nach den Wértern ,Erwerb der” die Worter ,Erlaub-
nis und Berechtigung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und der“ eingefligt.

c) Vorbemerkung Nummer 8a wird wie folgt geandert:
aa) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.8a. Zulage fir Beamte der Bundeswehr und Soldaten in der Fernmelde- und
elektronischen Aufklarung, der satellitengestiitzten abbildenden Aufkla-
rung, der Luftbildauswertung oder der hydroakustischen Aufklarung®.

bb) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) In Nummer 2 wird das Wort ,oder” durch ein Komma ersetzt.

bbb) In Nummer 3 wird der Punkt durch das Wort ,oder” ersetzt.

ccc) Folgende Nummer 4 wird angeflgt:

.4. der hydroakustischen Aufklarung.”
d) In der Gliederungseinheit Besoldungsgruppe B 3 wird nach der Angabe ,Kurator

der Museumsstiftung Post und Telekommunikation* die Angabe ,Leitender Polizei-
direktor beim Deutschen Bundestag® eingefigt.



9. Anlage IX wird wie folgt geandert:

a) Nach Zeile 29 werden folgende Zeilen 30 bis 34 eingefugt:

Dem Grunde nach | Zulagenberechtigter Monatsbetrag in
geregelt in Personenkreis, so- Euro
weit nicht bereits in
Anlage | oder An-
lage Il geregelt

1 2 3
.30 Nummer 5b
31 Absatz 1
32 Nummer 1 150,00
33 Nummer 2 300,00
34 Nummer 3 350,00

10. Die bisherigen Zeilen 30 bis 156 werden die Zeilen 35 bis 161.

Artikel 3

Anderung der Soldatenmehrarbeitsvergiitungsverordnung

Die Soldatenmehrarbeitsvergiitungsverordnung vom 18. Dezember 2015 (BGBI. |
S. 2465), die zuletzt durch Artikel 24 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 |
Nr. 414) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 8§81 Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. aus zwingenden dienstlichen Grinden nicht durch Dienstbefreiung innerhalb ei-
nes Jahres ausgeglichen werden kann, wobei die Frist fur Soldaten in den Streit-
kraften auf sechs Monate verkurzt werden kann, und*.

2. 85 wird wie folgt gedndert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefugt:

»(2) Abweichend von Absatz 1 Nummer 2 kann eine Mehrarbeitsvergitung
neben Auslandsdienstbeziigen nach § 52 des Bundesbesoldungsgesetzes fiir sol-
datische Tatigkeiten in den Streitkraften gewahrt werden, wenn eine Dienstbefrei-

ung aus den folgenden Griinden nicht moglich ist:

1. Sicherstellung der militarischen Einsatzbereitschaft im Rahmen der Landes-
und Bundnisverteidigung,

2. Teilnahme an angeordnetem Dienst auRerhalb des Grundbetriebs nach § 30c
Absatz 4 des Soldatengesetzes oder

3. dienstlich notwendige Teilnahme an militarfachlichen und laufbahnspezifi-
schen Ausbildungen.”
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Artikel 4

Anderung des Bundesgleichstellungsgesetzes

Das Bundesgleichstellungsgesetz vom 24. April 2015 (BGBI. | S. 642, 643), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Januar 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 17) gedndert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltstibersicht wird die Angabe zu 8§ 15 wie folgt gefasst:

.8 15 Arbeitszeiten, sonstige Rahmenbedingungen und Erstattung von Betreuungskosten in besonderen Fallen“.
2. 8§15 wird wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

.8 15

Arbeitszeiten, sonstige Rahmenbedingungen und Erstattung von Betreuungskos-
ten in besonderen Fallen®.

b) Der Wortlaut wird Absatz 1.
c) Die folgenden Abséatze 2 bis 4 werden angefligt:

»(2) Kosten fir die Betreuung von Kindern oder von pflegebedurftigen Perso-
nen kénnen auf Antrag im Einzelfall nach den Abséatzen 3 und 4 erstattet werden,
wenn
1. sie zusatzlich anfallen,

2. sie unabwendbar sind und

3. eine Erstattung nach anderen Rechtsgrundlagen nicht mdglich ist.

(3) Die Kostenerstattung nach Absatz 2 ist fir die Dauer folgender MalRnah-
men maoglich:

1. bei dienstlich bedingter Abwesenheit vom regelmafigen Dienstort sowie,
2. soweit der Dienst oder die Arbeitsleistung am regelmaRigen Dienstort zur Un-
terstiitzung der Streitkréafte bei der Bewdltigung von Krisenlagen anfallt und

nicht innerhalb der vereinbarten regelmagigen Arbeitszeit liegt, bei

a) Ableistung von angeordneter oder genehmigter Mehrarbeit gemaf § 88
des Bundesbeamtengesetzes,

b) {ber die regelmafRige wochentliche Arbeitszeit hinausgehender angeord-
neter oder genehmigter Arbeitsleistung sowie

c) Ableistung von Schichtdienst.
(4) Krisenlagen nach Absatz 3 Nummer 2 sind in der Regel

1. AmtshilfemaBnahmen einschlie3lich der Unterstiitzungsleistungen in Kata-
strophenféllen,
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2. Maflinahmen zur Erhéhung der Einsatzbereitschaft der Bundeswehr,
3. MalRnahmen zur Gefahrenabwehr,

4. Malnahmen zum Schutz von Einrichtungen und von Infrastruktur,

5. vorbereitende MalRnahmen der Bundeswehr fiir verblindete Streitkrafte im
Rahmen der Landes- und Bindnisverteidigung sowie

6. Unterstutzungsleistungen fir verbiindete Streitkrafte im Rahmen der Landes-
und Blndnisverteidigung.”

Artikel 5

Anderung des Wehrpflichtgesetzes

In 8 25 des Wehrpflichtgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. August
2011 (BGBI. I S. 1730), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 392) geandert worden ist, wird die Angabe ,29¢e"“ durch die Angabe ,29f*
ersetzt.

Artikel 6

Anderung des Soldatengesetzes

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBI. |
S. 1482), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Januar 2024 (BGBI. 2024 |
Nr. 17) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltstibersicht werden die Angaben zu den 88 29b bis 29e durch die folgenden
Angaben ersetzt:

,829b  Datenverarbeitung durch und Dateniibermittlung an Feldjager
§29c  Gesundheitsakte
§29d Personalaktenfiihrende Stelle
§29e  Aufbewahrung von Personalakten

§ 29f  Befugtes Offenbaren von Privatgeheimnissen®.

2. In 8 18 Satz 2 werden die Worter ,Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat“
durch die Worter ,Bundesministerium des Innern und fur Heimat" ersetzt.

3. In 827 Absatz 8 Satz 1 im Satzteil nach dem Doppelpunkt und Satz 3 werden jeweils
die Worter ,,des Bundesministeriums des Innern, fiir Bau und Heimat“ durch die Worter
,des Bundesministeriums des Innern und fur Heimat" ersetzt.

4. In 829 Satz 2 wird die Angabe ,29d" durch die Angabe ,29¢e" ersetzt.

5. In §29a Absatz 1 Satz 1 wird in dem Satzteil von Nummer 1 die Angabe ,88 29b
bis 29d“ durch die Angabe ,88 29c bis 29e" ersetzt.
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Nach 8§ 29a wird folgender § 29b eingefugt:

»3 29b
Datenverarbeitung durch und Datentbermittiung an Feldjager

(1) Die Feldjager durfen Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfullung ihrer Aufga-
ben im Rahmen der Wahrnehmung des militdrischen Ordnungsdienstes, des militari-
schen Verkehrsdienstes, von Sicherheitsaufgaben, von Erhebungen und Ermittlungen
im Rahmen des Verteidigungsauftrages, von Aufgaben des Heimat-, Raum- und Ob-
jektschutzes oder von Gewahrsamsaufgaben erforderlich ist. Die personenbezogenen
Daten sind grundsatzlich offen und bei der betroffenen Person zu erheben. Sie kénnen
bei anderen o6ffentlichen oder bei nichtoffentlichen Stellen erhoben werden, wenn die
Erhebung bei der betroffenen Person nicht mdglich ist oder durch sie die Erfullung der
Aufgaben nach Satz 1 gefahrdet oder erheblich erschwert wiirde.

(2) Soweit die Feldjager fur ihre Aufgaben personenbezogene Daten bei der be-
troffenen Person oder bei nichtéffentlichen Stellen erheben, sind jene auf den Umfang
einer Auskunftspflicht und auf die Rechtsgrundlage der Datenerhebung hinzuweisen.
Sofern eine Auskunftspflicht nicht besteht, ist auf die Freiwilligkeit der Auskunft hinzu-
weisen.

(3) Abweichend von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) durfen durch
die Feldjager verarbeitet werden:

1. Gesundheitsdaten von Soldaten und zivilen Angehdrigen der Bundeswehr zum
Zweck

a) der Aufnahme von Verkehrsunfallen, soweit dies flr Erhebungen hinsichtlich
der Unfallursachen, der Personalien der Unfallbeteiligten und zur Sicherung
von Ansprichen des Dienstherrn gegen Unfallbeteiligte erforderlich ist,

b) von Fahrtiichtigkeitskontrollen von Kraftfahrern der Bundeswehr, soweit dies
zur Erfullung der Aufgabe des militdrischen Verkehrsdienstes, die Verkehrssi-
cherheit zu gewahrleisten, erforderlich ist,

c) der Tatort-, Ereignisort- und Spurensicherung, soweit dies fur die Durchfiih-
rung von Erhebungen und Ermittlungen im Rahmen des Verteidigungsauf-
trags erforderlich ist,

d) der Ingewahrsamnahme, soweit dies fir die Betreuung der in Gewahrsam ge-
nommenen Person, zum Eigenschutz der mit der Ingewahrsamnahme betrau-
ten Feldjager oder fir eine gerichtsfeste Dokumentation der Ingewahrsam-
nahme erforderlich ist,

e) des Personen- und Begleitschutzes durch das durch eine entsprechende Spe-
zialausbildung befahigte Personenschutzpersonal, soweit dies fir die Betreu-
ung der Schutzperson, zum Eigenschutz der mit dem Personen- und Begleit-
schutz betrauten Feldjager oder fir eine gerichtsfeste Dokumentation der
Malnahme erforderlich ist, sowie
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f)  der Nachforschung nach unerlaubt Abwesenden, soweit dies fur die Betreu-
ung der gesuchten Person und zum Eigenschutz der mit der Nachforschung
betrauten Feldjager erforderlich ist,

2. biometrische Daten von Soldaten und Zivilpersonen zum Zweck

a) der Ingewahrsamnahme, soweit es erforderlich ist, um Personen eindeutig
voneinander unterscheiden und identifizieren zu kbnnen,

b) der Tatort-, Ereignisort- und Spurensicherung sowie der Sicherstellung erken-
nungsdienstlicher Kriterien in Aktenform, soweit dies zur gerichtsfesten Doku-
mentation des festgestellten Sachverhalts erforderlich ist, und

c) der Nachforschung nach unerlaubt Abwesenden, soweit dies fur die Identifi-
zierung der gesuchten Person und eine gerichtsfeste Dokumentation der Mal3-
nahme erforderlich ist, und

3. genetische Daten von Soldaten und Zivilpersonen zum Zweck der Tatort-, Ereig-
nisort- und Spurensicherung sowie der Sicherstellung erkennungsdienstlicher Kri-
terien in Aktenform, soweit dies im Rahmen der Sachverhaltsaufklarung und ge-
richtsfesten Dokumentation erforderlich ist.

(4) Die Feldjager durfen folgende Kategorien von personenbezogenen Daten ver-
arbeiten, soweit dies zum Zwecke der Durchfiihrung militdrischer Evakuierungsopera-
tionen, die von der Bundeswehr im Ausland durchgefiihrt oder unterstitzt werden, er-
forderlich ist:

1. von Soldaten, zivilen Angehérigen der Bundeswehr und Zivilpersonen auf3erhalb
der Bundeswehr:

a) Gesundheitsdaten,
b) biometrische Daten, sowie
c) genetische Daten, und
2. von Zivilpersonen aufRerhalb der Bundeswehr:
a) Angaben zu religivsen oder weltanschaulichen Uberzeugungen sowie
b) Angaben zu politischen Meinungen.

Daten nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a durfen nur verarbeitet werden, soweit dies
fur die Betreuung der betroffenen Personen oder zum Eigenschutz der Feldjager, die
die Evakuierungsoperation durchfihren, erforderlich ist. Daten nach Satz 1 Nummer 1
Buchstabe b und c dirfen nur verarbeitet werden, soweit dies erforderlich ist, um die
betroffenen Personen eindeutig voneinander unterscheiden und identifizieren zu kén-
nen. Angaben nach Satz 1 Nummer 2 durfen nur verarbeitet werden, soweit dies flr
die Sicherheit der betroffenen Personen und der Feldjager, die die Evakuierungsope-
ration durchfiihren, zwingend erforderlich ist.

(5) Die Daten sind durch technische und organisatorische MalRnhahmen nach den
Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 vor unbefugter Einsichtnahme
zu schitzen. Fur die Verarbeitung von Daten nach den Absatzen 3 und 4 gilt § 22 Ab-
satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend.”

Der bisherige § 29b wird § 29c und Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
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»(2) Die Gesundheitsakte ist eine Teilakte der Personalakte. Sie ist getrennt von
der ubrigen Personalakte zu bearbeiten und aufzubewahren. Der Zugang ist auf das
fachlich und fachaufsichtlich zustandige Sanitatspersonal zu beschranken. 8 107 des
Bundesbeamtengesetzes ist nicht anzuwenden. § 110 Absatz 3 des Bundesbeamten-
gesetzes ist auf die Gesundheitsakte mit der Mal3gabe anzuwenden, dass der aus-
driickliche oder mutmalfliche Wille des Verstorbenen der Erteilung einer Auskunft an
die Bevollmachtigten des Soldaten, an seine Hinterbliebenen oder an deren Bevoll-
machtigte nicht entgegenstehen darf.”

Die bisherigen 88 29c bis 29d werden die 88 29d bis 29e.

Der bisherige § 29e wird § 29f und die Worter ,8 29b Absatz 3 oder 6" werden durch
die Worter ,§ 29c Absatz 3 oder Absatz 6 und die Worter ,bis 29d“ durch die Worter
,bis 29e" ersetzt.

Nach 8§ 30 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingeflgt:

»(1a) Im Falle eines dienstlichen Bedurfnisses kann die oberste Dienstbehorde im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen festlegen, dass Uiber die Mal3-
gaben der besonderen Gesetze zu Reise- und Umzugskostenvergitung hinaus

1. aus personalwirtschaftlichen Grinden bei Riickversetzung vom Ausland in das In-
land mit Zusage der Umzugskostenvergttung die Gewahrung von Trennungsgeld
in entsprechender Anwendung der Trennungsgeldverordnung fiir die Dauer von
acht Jahren zulassig ist, wenn der Umzug des Soldaten nicht an den Dienstort
oder dessen Einzugsgebiet erfolgt, sowie

2. Trennungsgeld Uber den Zeitraum des § 12 Absatz 4 Satz 1 des Bundesumzugs-
kostengesetzes hinaus gewahrt werden kann.”

8§ 30c wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 Satz 2 und 3 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

~Wird er durch eine dienstlich angeordnete oder genehmigte Mehrarbeit mehr als
funf Stunden im Monat Uber die regelmafige Arbeitszeit hinaus beansprucht, so
ist ihm fur diese Mehrarbeit innerhalb einer Ausschlussfrist von einem Jahr ent-
sprechende Dienstbefreiung zu gewahren. Fir Soldaten in den Streitkraften kann
die Ausschlussfrist auf sechs Monate verkirzt werden. Der Dienstherr kann die
Dienstbefreiung einseitig anordnen. Eine Dienstbefreiung wird nicht gewahrt, so-
weit sie aus zwingenden dienstlichen Grinden nicht mdglich ist.”

b) Absatz 4 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt geandert:
aaa) Der Satzteil vor Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
.Einsatzen, einschlielich der unmittelbaren Vorbereitung, sowie ande-
ren Tatigkeiten der Streitkréfte, bei denen militarspezifische Besonder-
heiten der Anwendung der Abséatze 1 bis 3 zwingend entgegenstehen,
insbesondere”.

bbb) In Buchstabe d wird das Wort ,,und“ durch ein Komma ersetzt.

ccc) In Buchstabe e werden nach dem Wort ,Nationen* ein Komma und die
Wodrter ,der Organisation des Nordatlantikvertrages* eingeflgt.
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ddd) Die folgenden Buchstaben f und g werden angefugt:

»f) im Rahmen der nuklearen Teilhabe und

g) zur Sicherung des deutschen Luftraums und des Luftraums des
Gebietes der Organisation des Nordatlantikvertrages,”.

bb) In Nummer 4 wird nach den Wértern ,in den Féllen der Nummern 1 und 2“ das
Wort ,sowie” durch ein Komma ersetzt.

cc) Nummer 5 wird durch die folgenden Nummern 5 bis 7ersetzt:

,5.  mehrtagigen Ubungs- und Ausbildungsvorhaben zur Herstellung und
Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft der Streitkréfte, insbesondere
fir MaRnahmen nach den Nummern 1 und 2,

6. Ubungs- und Ausbildungsvorhaben der Spezialkrafte der Bundeswehr
sowie

7. aulergewohnlichen Situationen, die spezifische Tatigkeiten der Streit-
krafte zum Schutz des Lebens, der Gesundheit, der Sicherheit der Be-
volkerung oder des Allgemeinwohls sowie zur Abwehr schwerwiegender
kollektiver Gefahren erfordern.”

§ 30d Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
.Die hochstzulassige wochentliche Arbeitszeit in einem Zeitraum von zwdlf Monaten
kann durch Rechtsverordnung langstens bis zum 31. Dezember 2030 von 48 auf
54 Stunden angehoben werden,
1. soweit Soldaten eine der folgenden Tatigkeiten ausiiben:

a) als fliegende Besatzung zur Uberwachung des nationalen Luftraums,

b) als fliegende Besatzung im maritimen Such- oder Rettungsdienst oder

c) als Schiffsbesatzung zur betriebstechnischen Uberwachung seegehender
Einheiten wahrend Aufenthalten im Heimathafen, im Marinearsenal oder in
Werften, und

2. soweit die Tatigkeiten nach Nummer 1 andernfalls nicht im erforderlichen Umfang
ausgetbt werden kénnen."

§ 31 Absatz 8 wird durch die folgenden Abséatze 8 und 9 ersetzt:

»(8) In einer Rechtsverordnung kann vorgesehen werden, Soldaten mit Familien-
oder Pflegeaufgaben im Sinne des 8§ 3 Absatz 6 und 7 des Soldatinnen- und Soldaten-
gleichstellungsgesetzes die Kosten fiir eine Familien- und Haushaltshilfe zu erstatten,
die durch Verwendungen im Ausland zusatzlich entstehen, unabdingbar sind und eine
Erstattung nach anderen Rechtsgrundlagen nicht méglich ist.

(9) In einer Rechtsverordnung kann vorgesehen werden, dass die Kosten fir die
Bestattung eines Soldaten in einem Ehrengrab der Bundeswehr erstattet werden.”

Dem § 40 Absatz 1 wird folgender Satz angefigt:

,In den Laufbahnen der Mannschaften des Sanitatsdienstes, der Fachunteroffiziere des
Sanitdtsdienstes, der Feldwebel des Sanitatsdienstes, der Offiziere des
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Sanitatsdienstes sowie in den sanitatsdienstlichen Werdegéangen in der Laufbahn der
Offiziere des militarfachlichen Dienstes ist die Berufung in ein Dienstverhéltnis als Sol-
dat auf Zeit langstens bis zu einer Dienstzeit von 30 Jahren zulassig.”
15. § 70 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Antrage nach diesem Abschnitt sind schriftlich oder elektronisch zu stellen.
Bescheide nach diesem Abschnitt ergehen schriftlich oder in elektronischer Form.*

16. § 77 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Soweit es fur die Kontaktpflege im Rahmen der Dienstleistungstiberwachung
erforderlich ist, dirfen die Wehrersatzbehdrden der Dienststelle, bei der ein Dienstleis-
tungspflichtiger beordert ist, folgende Daten zur Person des Dienstleistungspflichtigen
Ubermitteln:

1. Familienname,
2. Vornamen und
3. letzte bekannte Anschrift.”
17. 8§ 93 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,Bundesministerium des In-
nern, fur Bau und Heimat“ durch die Worter ,Bundesministerium des Innern
und fur Heimat" ersetzt.
bb) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

cc) Folgende Nummer 3 wird angefugt:

»3. Erstattung der Kosten fur die Bestattung eines Soldaten in einem Ehren-
grab der Bundeswehr nach § 31 Absatz 9.“

b) In Absatz 4 werden die Woérter ,Bundesministerium des Innern, fir Bau und Hei-
mat* durch die Worter ,Bundesministerium des Innern und fur Heimat" ersetzt.

Artikel 7

Anderung der Soldatenarbeitszeitverordnung

Die Soldatenarbeitszeitverordnung vom 16. November 2015 (BGBI. | S. 1995), die zu-
letzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 2. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 223) geéndert wor-
den ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltstibersicht wird die Angabe zu 8§ 5a wie folgt gefasst.

.8 ba Hochstzuléssige Arbeitszeit bei bestimmten Tétigkeiten*.
2. § 5a wird wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift werden die Worter ,als fliegende Besatzung* gestrichen.
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b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Fur Soldatinnen und Soldaten, die Tatigkeiten als fliegende Besatzung zur Uber-
wachung des nationalen Luftraums oder im maritimen Such- und Rettungsdienst
der Streitkrafte oder als Schiffsbesatzung zur betriebstechnischen Uberwachung
seegehender Einheiten wahrend Aufenthalten im Heimathafen, im Marinearsenal
oder in einer Werft austiben, darf bis zum 31. Dezember 2030 abweichend von § 5
Absatz 5 die durchschnittliche wochentliche Arbeitszeit in einem Zeitraum von
zwolf Monaten 54 Stunden nicht Gberschreiten.”

Artikel 8

Anderung des Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetzes

8§ 17 des Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetzes vom 22. Januar 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 17) wird wie folgt gedndert:

1. In Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort ,unabdingbar* durch das Wort ,unabwendbar”
ersetzt.

2. In Absatz 2 Nummer 1 werden die Warter ,aul3erhalb des regelméafRigen Dienstorts”
gestrichen.

Artikel 9

Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 20. August 2021 (BGBI. | S. 3932, 3958), das
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 247) geéndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 85 folgende Angabe eingeflgt:

.8 85a  Kompensationszahlung fiir bestimmte Statusgruppen®.
2. 819 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 19 wird nach der Angabe ,11,5fache” das Wort ,,und” durch ein Komma
ersetzt.

b) Nummer 20 wird durch die folgenden Nummern 20 bis 25 ersetzt:

,20. 20 und weniger als 21 Jahren | das 12fache,
21. 21 und weniger als 22 Jahren | das 12,5fache,
22. 22 und weniger als 23 Jahren | das 13fache,
23. 23 und weniger als 24 Jahren | das 13,5fache,
24. 24 und weniger als 25 Jahren | das 14fache,
25. 25 und mehr Jahren das 15fache”.

3. 8§71 wird wie folgt geandert:
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a) In Absatz 8 Satz 1 wird nach den Wértern ,Absétze 1 bis 7 die Angabe ,und 9*
eingeflgt.

b) Folgender Absatz wird angeflgt:

»(9) Auf Verlangen der Regelungsbehorde ist der Trager einer Leistung im
Sinne des Absatzes 1 Satz 2 verpflichtet, Auskunft tiber die Hohe und den An-
spruchszeitraum der zustehenden Leistung zu erteilen, wenn diese Daten der Re-
gelungsbehdrde nicht durch die oder den Versorgungsberechtigten Ubermittelt
werden. Satz 1 gilt in den Fallen des Absatzes 1 Satz 3 entsprechend.”

§ 84 Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:
a) In Nummer 12 wird das Wort ,oder* durch ein Komma ersetzt.
b) Nummer 13 wird durch die folgenden Nummern 13 und 14 ersetzt:
,13. als Angehorige oder als Angehdoriger der Spezialkrafte der Bundeswehr bei
einer besonders gefahrlichen Diensthandlung im Einsatz oder in der Ausbil-

dung fur den Einsatz oder

14. bei einer besonders gefahrlichen Diensthandlung bei mehrtagigen Ausbil-
dungs- oder Ubungsvorhaben®.

Nach § 85 wird folgender § 85a eingeflgt:

.8 85a
Kompensationszahlung fiir bestimmte Statusgruppen

(1) Eine Soldatin oder ein Soldat, die oder der keine Berufssoldatin oder kein Be-
rufssoldat ist, erhalt neben der sonstigen Versorgung nach diesem Gesetz eine Kom-
pensationszahlung, wenn sie oder er

1. einen Unfall erlitten hat, wahrend sie oder er bei einer Diensthandlung einer be-
sonderen Lebensgefahr ausgesetzt war,

2. infolge des Unfalls nach Nummer 1 dienstunféahig geworden ist und

3. im Zeitpunkt des Dienstverhaltnisses aufgrund des Unfalls nach Nummer 1 in ihrer
oder seiner Erwerbsféahigkeit um mindestens 50 Prozent beeintrachtigt ist.

(2) Die Kompensationszahlung betragt 30 000 Euro. Sie erhdht sich fir Soldatin-
nen auf Zeit und Soldaten auf Zeit um 6 000 Euro fir jedes vor dem Unfall vollendete
Dienstjahr und um 500 Euro fir jeden weiteren vor dem Unfall vollendeten Dienstmo-
nat. Fir nach § 58b und dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes Wehrdienstleis-
tende erhoht sich die Kompensationszahlung fur jeden vor dem Unfall vollendeten
Dienstmonat um 500 Euro. Fir Zeiten der Beurlaubung ohne Dienstbezlige oder Wehr-
sold werden von der Erhdéhung fiir jeweils 30 Tage Urlaub 500 Euro abgezogen. Der
Abzug entfallt fir die Zeit

1. einer Beurlaubung, die 6ffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient,
2. einer Elternzeit,

3. einer Freistellung wegen Kindererziehung bis zu einer Dauer von drei Jahren fir
jedes Kind und
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4. der tatsachlichen Betreuung und Pflege eines nach einem éarztlichen Gutachten
pflegebediirftigen Angehérigen.

Bei der Berechnung der Erhéhung der Kompensationszahlung bleiben friiher abgeleis-
tete Dienstverhaltnisse unbericksichtigt.

(3) Ist die Soldatin oder der Soldat an den Folgen des Dienstunfalls gestorben
und hat sie oder er eine Kompensationszahlung nach Absatz 1 nicht erhalten, steht die
Kompensationszahlung dem hinterbliebenen Ehegatten und den nach diesem Gesetz
versorgungsberechtigten Kindern zu.

(4) Die Kompensationszahlung wird nicht in den Fallen gewahrt, in denen An-
spruch auf erhéhtes Unfallruhegehalt nach § 37 des Beamtenversorgungsgesetzes o-
der auf erhdhte Unfall-Hinterbliebenenversorgung nach 8§ 39 des Beamtenversor-
gungsgesetzes besteht, die sich unter Zugrundelegung des erhdhten Unfallruhegehalts
nach 8§ 37 des Beamtenversorgungsgesetzes berechnet.”

§ 87 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

.Dem steht eine sonstige Verwendung im Ausland oder aul3erhalb des deutschen Ho-
heitsgebietes auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen gleich,

1. fir die ein Zuschlag gezahlt wird

a) auf Grundlage einer Rechtsverordnung nach § 53 Absatz 7 des Bundesbesol-
dungsgesetzes zur Abgeltung immaterieller Belastungen wegen der Auswir-
kungen eines bewaffneten Konflikts oder

b) auf Grundlage einer Rechtsverordnung nach § 56 Absatz 6 des Bundesbesol-
dungsgesetzes zur Abgeltung hoher immaterieller Belastungen, insbesondere
durch birgerkriegsahnliche Auseinandersetzungen, terroristische Handlun-
gen, aul3erordentliche Gewaltkriminalitat, Piraterie, Minen oder vergleichbare
gesundheitliche Gefahrdungen, oder

2. Dbei der eine gesteigerte Gefahrdungslage, die der Gefahrdungslage bei einer Ver-
wendung nach Satz 1 vergleichbar ist, festgestellt wird

a) durch die oberste Dienstbehérde, die fur die sonstige Verwendung im Ausland
zustandig ist, im Benehmen mit dem Bundesministerium des Innern und fir
Heimat, dem Auswartigen Amt und dem Bundesministerium der Verteidigung
oder
b) durch das Bundesministerium der Verteidigung bei einer militdrischen Ver-
wendung oder Maflinahme, die kurzzeitig ist oder von der auf Grund von be-
sonderen militdrischen oder operativen Rahmenbedingungen nur das Bun-
desministerium der Verteidigung Kenntnis haben darf.”
§ 90 Absatz 2 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
,Der Abzug entfallt fir die Zeit
1. einer Beurlaubung, die 6ffentlichen Belangen oder Interessen dient,

2. einer Elternzeit,

3. einer Freistellung wegen Kindererziehungszeiten bis zu einer Dauer von drei Jah-
ren fiur jedes Kind und



-20 -

4. der tatsachlichen Betreuung und Pflege eines nach einem éarztlichen Gutachten
pflegebediirftigen Angehérigen.”

Artikel 10

Anderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes

8§ 4 des Arbeitssicherstellungsgesetzes vom 9. Juli 1968 (BGBI. | S. 787), das zuletzt
durch Artikel 31 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 236) geédndert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) Der Wortlaut des Absatz 1 wird Satz 1 und wie folgt geandert:
aa) Nach Nummer 1 werden die folgenden Nummern 1a bis 1d eingeflgt:

»la. bei mehrheitlich im Eigentum des Bundes befindlichen Gesellschaften,
soweit sie zur Versorgung der Bundeswehr und der verbiindeten Streit-
krafte dienen,

1b. bei sonstigen Unternehmen, soweit deren Leistungserbringung im Rah-
men von Vertragsverhaltnissen zur Versorgung der Bundeswehr und der
verbindeten Streitkrafte erforderlich ist,

1c. bei Betrieben oder Betriebsteilen, soweit sie MilitArausristung, ein-
schlielich dazugehoriger Teile, Bauteile oder Bauséatze liefern, erzeu-
gen oder Dienstleistungen in unmittelbarem Zusammenhang dazu er-
bringen, sowie

1d. bei Forschungseinrichtungen, soweit sie militarisch forschen,".

bb) In Nummer 6 werden die Worter ,der Mineral6lversorgung” durch die Worter
.der Mineral6l-, Gas-, Kohle- und Wasserstoffversorgung* ersetzt.

cc) In Nummer 8 werden nach den Wortern ,,Post AG* das Komma und die Wérter
~der Deutschen Postbank AG" gestrichen.

dd) In Nummer 9 werden nach dem Wort ,Flugsicherungsorganisation” die Worter
,und, soweit die Flugsicherungsorganisationen hoheitliche Aufgaben betref-
fend den Luftraum lber dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland
wahrnehmen, bei den nach § 31f Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2
Satz 2, des Luftverkehrsgesetzes oder durch internationale Vereinbarung be-
auftragten Flugsicherungsorganisationen” eingefiigt.

b) Folgender Satz 2 wird angefiigt:
.Militdrausriistung im Sinn des Satzes 1 Nummer 1c ist jede Ausristung, die ei-
gens zu militarischen Zwecken konzipiert oder fir militarische Zwecke angepasst

wird und zum Einsatz als Waffe, Munition oder Kriegsmaterial bestimmt ist.”

2. Folgender Absatz 3 wird angeflgt:
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»(3) Verpflichtungen und Beschrankungen nach 8 2 sind gegenuber deutschen
Staatsangehdrigen bei einem Beschéaftigungsort auRerhalb des Hoheitsgebietes der
Bundesrepublik Deutschland auch zuldssig zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen

1. nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 1a und 1b, wenn der versorgende Betrieb der
Gesellschaft oder des Unternehmens seinen Sitz im Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland hat, und

2. nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 9.“

Artikel 11

Anderung des Beamtenversorgungsgesetzes

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Feb-
ruar 2010 (BGBI. | S. 150), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22. Januar 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 17) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 8 3laAbsatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

.Dem steht eine sonstige Verwendung im Ausland oder aul3erhalb des deutschen Ho-
heitsgebietes auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen gleich,

1. fir die ein Zuschlag gezahlt wird

a) auf Grundlage einer Rechtsverordnung nach § 53 Absatz 7 des Bundesbesol-
dungsgesetzes zur Abgeltung immaterieller Belastungen wegen der Auswir-
kungen eines bewaffneten Konflikts oder

b) auf Grundlage einer Rechtsverordnung nach § 56 Absatz 6 des Bundesbesol-
dungsgesetzes zur Abgeltung hoher immaterieller Belastungen, insbesondere
durch birgerkriegsahnliche Auseinandersetzungen, terroristische Handlun-
gen, aul3erordentliche Gewaltkriminalitat, Piraterie, Minen oder vergleichbare
gesundheitliche Gefahrdungen, oder

2. bei der eine gesteigerte Gefahrdungslage, die der Gefahrdungslage bei einer Ver-
wendung nach Satz 2 vergleichbar ist, durch die oberste Dienstbehorde, die fur die
sonstige Verwendung im Ausland zusténdig ist, im Benehmen mit dem Bundesmi-
nisterium des Innern und fir Heimat, dem Auswartigen Amt und dem Bundesmi-
nisterium der Verteidigung festgestellt wird."

2. Dem § 55 wird folgender Absatz 9 angeflgt:

»(9) Auf Verlangen der Regelungsbehérde ist der Trager einer Leistung im Sinne
des Absatzes 1 Satz 2 verpflichtet, Auskunft Gber die Hohe und den Anspruchszeit-
raum der zustehenden Leistung zu erteilen, wenn diese Daten der Regelungsbehérde
nicht durch den Versorgungsberechtigten Ubermittelt werden. Satz 1 gilt in den Fallen
des Absatzes 1 Satz 3 entsprechend.”
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Artikel 12

Einschrankungen von Grundrechten

Durch Artikel 10 (8 4 des Arbeitssicherstellungsgesetzes) werden die Grundrechte der
korperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der
Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freiziigigkeit (Artikel 11 Ab-
satz 1 des Grundgesetzes), der freien Wahl des Arbeitsplatzes (Artikel 12 Absatz 1 des
Grundgesetzes) und des Schutzes vor Arbeitszwang (Artikel 12 Absatz 2 des Grundgeset-
zes) eingeschréankt.

Artikel 13

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2 und 3 am Tag nach der Verkindung
in Kraft.

(2) Artikel 2 Nummer 1 und 5, Artikel 9 mit Ausnahme von Nummer 3 sowie Artikel 11
mit Ausnahme von Nummer 2 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2025 in Kraft.

(3) Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe b sowie Artikel 3 Nummer 2 treten am 1. April 2025
in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die grundlegende Anderung der Sicherheitslage, die durch den volkerrechtswidrigen Angriff
der Russischen Féderation auf die Ukraine eingetreten ist und die Realitat eines konventi-
onellen, zwischenstaatlichen militdrischen Konflikts in unmittelbarer Nachbarschaft des
NATO-Bundnisgebietes — erstmals seit dem Bestehen der NATO — geschaffen hat, erfor-
dert eine wirksame Abschreckung und die Verteidigungsfahigkeit Deutschlands wie auch
des Bundnisses im realen Szenario eines hochintensiven Gefechts. Es sind umfassend
einsatzbereite Streitkrafte mit verlasslich bereitstehenden Fahigkeiten und kriegsttichtigen,
durchhaltefahigen Einheiten, Verbanden und Gro3verbanden — ab 2025 — im Rahmen des
.NATO Force Model“ erforderlich. Die erforderliche Starkung der personellen Einsatzbereit-
schaft erfordert héhere personelle Verfiigbarkeiten und setzt den personellen Aufwuchs,
also die Gewinnung von mehr Personal und das Halten von qualifiziertem Personal voraus.

Es besteht dringender Handlungsbedarf bei der Weiterentwicklung des soldatischen Ar-
beitszeitrechts, um die Besonderheiten des soldatischen Dienstes zu berlcksichtigen. Un-
ter Berlicksichtigung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes muss die Verfugbarkeit von
Soldatinnen und Soldaten der Auftragslage entsprechend — auch fir haufigere und an-
spruchsvollere mehrtagige Ausbildungs- und Ubungsvorhaben, einschlielich mehrtagiger
Seefahrten, im nationalen und multinationalen Kontext inner- und auf3erhalb Deutschlands
— erhoht werden kdnnen. Fur die Dienstgestaltung ist mehr Flexibilitéat erforderlich. Ohne
entsprechende Anpassungen sind angesichts wachsender Verpflichtungen und zunehmen-
der Auftrage negative Auswirkungen auf die personelle Einsatzbereitschaft und in der Folge
gualitative und quantitative Einschréankungen bei der erforderlichen Aufgabenerfillung zu
erwarten. Auch besoldungsrechtliche Regelungen sind zur Erhdéhung der Einsatzbereit-
schaft und zur Férderung des Personalaufwuchses anzupassen.

Auf die Zeitenwende muss auch versorgungsrechtlich reagiert werden. Von dieser Entwick-
lung sind auch Verwendungen im Ausland betroffen, die im reguléaren ,Grundbetrieb” durch-
gefuihrt werden. Eine Verwendung in einer Region, die mit dem potentiellen Risiko einer
militdrischen Eskalation fir die Soldatinnen und Soldaten verbunden ist, stellt eine dauer-
hafte latente Gefahrdung und erhebliche Belastung fiir das betroffene Personal dar, die
versorgungsrechtlich abgefangen werden muss.

Hinzu kommen fir militarisches Personal erforderliche Anpassungen im Trennungsgeld-
recht, um die Rahmenbedingungen fir die berufliche Mobilitat zu verbessern.

Zudem sollen besondere Anforderungen an die Vereinbarkeit von Familien- und Pflegeauf-
gaben und notwendige Unterstiitzungsleistungen des Zivilpersonals in Krisenlagen im
Sinne der Gleichstellung berticksichtigt werden.

Ferner ist der personelle Aufwuchs Voraussetzung fur die Starkung der personellen Ein-
satzbereitschaft der Bundeswehr. Dazu sind Mal3nahmen zur Unterstltzung einer erfolg-
reicheren Personalgewinnung und -bindung erforderlich.

Im soldatischen Dienstrecht bestehen ebenfalls Handlungserfordernisse. Hier bedarf es fir
die Beschleunigung der Heranziehung von Dienstleistungspflichtigen der Méglichkeit des
Erlasses von elektronischen Heranziehungsbescheiden sowie der Ubermittlung von Daten
durch die Wehrersatzbehdrden an die Beorderungsdienststellen. Der zukinftige Umfang
der im Rahmen von Landes- und Bundnisverteidigung geforderten sanitatsdienstlichen
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Unterstutzung kann ohne entscheidende Verbesserung der Mdglichkeiten zur Personalge-
winnung und -bindung nicht gewahrleistet werden. Solche Méglichkeiten sollen mit der Ver-
langerung der Hdchstverpflichtungsdauer fir Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit
geschaffen werden. Die fir die Aufgabenerfillung im Feldjagerwesen notwendige und viel-
schichtige Datenverarbeitung bedarf einer eigenstandigen Rechtsgrundlage im Soldaten-
gesetz.

Il Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
1. Arbeitszeit

Mit den Anderungen in den arbeitszeitrechtlichen Regelungen fur militarisches Personal
wird die Kaltstart- und Reaktionsfahigkeit der Streitkrafte geférdert. Sie bieten die nétige
Flexibilitat in der Dienstplanung und -gestaltung, um die Streitkréfte bestmdglich auszubil-
den und zum Schutz des Lebens, der Gesundheit und der Sicherheit der Allgemeinheit
einsetzen zu koénnen.

Die Anderungen in § 30c Absatz 4 des Soldatengesetzes beinhalten eine Prazisierung und
Erweiterung von spezifischen Tatigkeiten der Streitkrafte, auf die die Regeln des ,Grund-
betriebs* im Einklang mit der EU-Arbeitszeitrichtlinie nicht anzuwenden sind. Mit der Ande-
rung des § 30c Absatz 2 Satz 2 des Soldatengesetzes kann die Ausschlussfrist flir den
Ausgleich von Mehrarbeit fir die Streitkrafte auf sechs Monate verklrzt werden. Zudem
wird sowohl fir den Soldaten- als auch den Beamtenbereich eine Rechtsgrundlage zur ein-
seitigen Anordnung von Dienstbefreiung fur Mehrarbeit durch den Dienstherrn geschaffen.
Um in kritischen Einzelfallen die notwendige personelle Verfluigbarkeit zu gewabhrleisten,
wird die in § 30d Absatz 1 Satz 1 des Soldatengesetzes geregelte Moglichkeit, die maximal
zulassige durchschnittliche Wochenarbeitszeit auf 54 Stunden zu erhdhen, auf ,betriebs-
technische Wachen* auf Schiffen erweitert.

2. Trennungsgeld

Durch die Anderungen im Soldatenrecht sollen das notwendige Pendeln des militarischen
Personals an die neuen Dienststétten nach beendeter Auslandsverwendung und Umzugs-
durchfiihrung finanziell untersttzt und im Ubrigen die zeitliche Begrenzung des wahlweisen
Bezugs von Trennungsgeld fir maximal acht Jahre, welche die Funktionsfahigkeit und per-
sonelle Einsatzbereitschaft der Streitkrafte beeintrachtigt, in dienstlich begriindeten Aus-
nahmen durch das Bundesministerium der Verteidigung angepasst werden konnen.

3. Besoldung, Verglitung und Versorgung

Die Anderungen im Besoldungsrecht férdern den Personalaufwuchs und starken die per-
sonelle Einsatzbereitschaft. Dazu wird der Anwendungsbereich der Verpflichtungspramie
fir Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit ausgeweitet. Die Zahlung von Vergutungen
fir Mehrarbeit oder besondere zeitliche Belastungen neben Auslandsdienstbeziigen wird
in bestimmten Fallen ermdglicht. Weiterhin wird eine Vergutung fur militarisches Personal
mit besonderen Alarmierungsverpflichtungen geschaffen. Im Zusammenhang mit der Ziel-
setzung dieses Gesetzes ist eine Erhdhung des nicht dynamisierten Auslandsverwen-
dungszuschlags angezeigt. Um das ausgewogene Verhaltnis zwischen dem Auslandsver-
wendungszuschlag zu der sowohl im Inland wie auch im Ausland (dann anstelle des Aus-
landsverwendungszuschlags) gezahlten Vergitung fur Soldatinnen und Soldaten mit be-
sonderer zeitlicher Belastung zu wahren, wird auch diese Vergutung erhéht. Ferner wird fur
Angehdrige des Geschaftsbereichs des Bundesministeriums der Verteidigung , die nicht
unter das Gesetz Uber den Auswartigen Dienst fallen, in bestimmten Fallen die Finanzie-
rung der Altersversorgung fir die mit am ausléandischen Dienstort lebenden Ehepartnerin-
nen und Ehepartner durch einen Ehepartnerzuschlag unterstttzt.
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Versorgungsrechtlich soll zu einer besseren finanziellen und sozialen Absicherung der Sol-
datinnen und Soldaten beigetragen werden. Dies geschieht durch eine Konkretisierung und
Neujustierung des Anwendungsbereichs der Einsatzversorgung, die Ausweitung der ein-
maligen Unfallentschadigung in Héhe von 150 000 Euro auf besonders gefahrliche Dienst-
handlungen bei mehrtagigen Ausbildungs- oder Ubungsvorhaben im In- und Ausland, die
Verbesserung der finanziellen Leistungen fur Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit,
freiwilligen Wehrdienst Leistende und Reservistendienst Leistende sowie deren Hinterblie-
bene im Falle von Dienstunfahigkeit oder Tod und die Erhéhung der Ubergangsbeihilfe
(Einmalzahlung am Ende der Dienstzeit) fir Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit
Verpflichtungszeiten von mehr als 20 Jahren.

4. Gleichstellung

Mit der Einfilhrung der Erstattung von Betreuungskosten bei sonstigen dienstlich bedingten
Abwesenheiten vom regelmafiigen Dienstort sowie in den Fallen, in denen in bestimmten
Krisenlagen am regelmafigen Dienstort von der regelmafigen Arbeitszeit abweichende Ar-
beitszeiten zur Unterstlitzung der Streitkrafte bei der Bewaltigung von Krisenlagen erforder-
lich sind, wird eine Gleichbehandlung des zivilen und militdrischen Personals hinsichtlich
der Unterstitzung bei Sorge- und Pflegeaufgaben in krisenhaften Entwicklungen ein-
schlie3lich der Landes- und Blndnisverteidigung herbeigefihrt.

5. Soldatengesetz

Durch die Fortentwicklung des soldatischen Dienstrechts sollen die Personalgewinnung
und die Personalbindung verbessert werden. Dies erhoht die Attraktivitat des Arbeitgebers
Bundeswehr deutlich und tragt zu einer héheren personellen Einsatzbereitschaft gerade in
den fur die Verwirklichung der Zeitenwende essentiellen Bereichen mafgeblich bei.

Die Datenverarbeitung im Feldjagerdienst oder Feldjagereinsatz der Bundeswehr bedarf
einer gesetzlichen Grundlage, weil zur Erfillung der spezifischen militarpolizeilichen Aufga-
ben die Erhebung und Verarbeitung von personenbezogenen Daten notwendig sind und
diese Datenverarbeitung einen den Anforderungen des Datenschutzes genligenden recht-
lichen Rahmen erfordert.

Die bisherigen Regelungen zur Unterstitzung des militdrischen Personals bei Sorge- und
Pflegeaufgaben aus Anlass von Verwendungen und Dienstleistungen im Ausland sowie bei
der Landes- und Bindnisverteidigung sind nicht ausreichend, weshalb eine Erweiterung mit
Blick auf zu erwartende, kunftige Herausforderungen der Landes- und Blndnisverteidigung
und die Attraktivitat des Dienstes erforderlich ist.

Als Ausfluss der nachwirkenden Firsorge des Dienstherrn soll fur militarisches Personal,
welches in einem Auslandseinsatz, bei einer vergleichbaren Verwendung oder unter sol-
chen Umstanden ums Leben gekommen ist, die eine Ehrung durch den Dienstherrn gebie-
ten, die Kosteniibernahme bei einer Bestattung in einem Ehrengrab der Bundeswehr er-
moglicht werden, deren nahere Ausgestaltung einer Rechtsverordnung vorbehalten ist.
Hierflr bedarf es einer Ermachtigungsnorm im Gesetz.

Mit der Verlangerung der Hochstverpflichtungsdauer fir den Sanitétsdienst wird eine Flexi-
bilisierung der Personalfiihrung erreicht. Die elektronische Zustellung von Bescheiden an
Dienstleistungspflichtige sowie die Ubermittlung von Daten Dienstleistungspflichtiger durch
Karrierecenter an die Beorderungsdienststellen vereinfachen und beschleunigen die Kom-
munikation.

6. Arbeitssicherstellungsgesetz
Durch das Arbeitssicherstellungsgesetz soll im Verteidigungsfall sowie im Spannungs- oder

Zustimmungsfall die Deckung des Bedarfs an Arbeitskréaften in lebens- und verteidigungs-
wichtigen Bereichen gesichert werden. Mit diesem Gesetzentwurf wird der sachliche und
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raumliche Anwendungsbereich des Arbeitssicherstellungsgesetzes erweitert, um insbeson-
dere die Versorgung der Bundeswehr und der verbiindeten Streitkréafte fir Zwecke der Ver-
teidigung einschlieBlich des Schutzes der Zivilbevilkerung besser sicherstellen zu kénnen.

. Alternativen

Alternativen, die Ziele des Entwurfs zu erreichen, sind vor dem Hintergrund der Zeiten-
wende und der damit verbundenen Herausforderungen fur die Bundeswehr nicht ersicht-
lich.

AVA Gesetzgebungskompetenz

Die ausschlieRliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderungen des Bun-
desbeamtengesetzes, des Bundesbesoldungsgesetzes, der Soldatenmehrarbeitsvergi-
tungsverordnung, des Bundesgleichstellungsgesetzes, des Wehrpflichtgesetzes, des Sol-
datengesetzes, der Soldatenarbeitszeitverordnung, des Soldatinnen- und Soldatengleich-
stellungsgesetzes, des Soldatenversorgungsgesetzes und des Beamtenversorgungsgeset-
zes ergibt sich aus Artikel 73 Absatz 1 Nummern 1 und 8 des Grundgesetzes.

Die ausschlieRliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes fir die Anderungen in der
Dienstzeitversorgung der Soldatinnen und Soldaten und ihrer Hinterbliebenen im Soldaten-
versorgungsgesetz und fiir die Anderungen des Arbeitssicherstellungsgesetzes ergibt sich
aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist sowohl mit dem Recht der Europaischen Union als auch mit volker-
rechtlichen Vertragen, welche die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, verein-
bar.

Die vorgeschlagenen arbeitszeitrechtlichen Regelungen tragen der Richtlinie 89/391/EWG
des Rates vom 12. Juni 1989 Uber die Durchfiihrung von MaflRnahmen zur Verbesserung
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer (ABI. L 183 vom 29. Juni
1989, Seite 1) und der Richtlinie 2003/88/EG des Européischen Parlaments und des Rates
vom 4. November 2003 Uber bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung (ABI. L 299
vom 18. November 2003, Seite 9) Rechnung.

Die vorgeschlagenen datenschutzrechtlichen Anderungen tragen den Vorgaben der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie (EU) 2016/680 Rechnung.

Dariiber hinaus wird mit der Anderung des Bundesgleichstellungsgesetzes dem Artikel 3
der Gleichbehandlungs-Richtlinie (Richtlinie 2006/54/EG) in Verbindung mit Artikel 157 Ab-
satz 4 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV) Rechnung ge-
tragen.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

a) Arbeitszeitrecht

Die Anderung der arbeitszeitrechtlichen Regelung in Artikel 6 Nummer 11 Buchstabe a
dient der Vorhaben- und Ressourcenplanung, um mehr Flexibilitat und Reaktionsfahigkeit
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in der Bundeswehr zu ermdglichen. Eine Ausschlussfrist fir den Ausgleich durch Dienstbe-
freiung von zwoélf Monaten ist mit Blick auf die heutigen Rahmenbedingungen in den Streit-
kraften zur Planung von personellen Verfiigbarkeiten nicht mehr angemessen. Auftragsla-
gen und Ausbildungs- und Ubungsplanungen unterliegen zunehmend Anderungsnotwen-
digkeiten. Militdrische Einheiten und Verbande sind einem zeitlich eingeschrankten Pla-
nungshorizont unterworfen, der eine fortlaufende Bewertung tber zwolf Monate beziiglich
der Prifung, ob Freizeitausgleich gewahrt werden kann oder ob zwingende dienstliche
Grinde eine ersatzweise finanzielle Vergitung notwendig machen, erschwert. Mit einer
Verkirzung der Frist fir den Ausgleich von Mehrarbeit in den Streitkraften von zwolf auf
sechs Monate kann eine den Erfordernissen der militdrischen Einsatzbereitschaft und Auf-
tragserfullung angemessene Starkung der Planungssicherheit geschaffen werden.

b) Weitere Rechts- und Verwaltungsvereinfachungen
Daruiber hinaus sind keine Rechts- und Verwaltungsvereinfachungen vorgesehen.
2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur nach-
haltigen Entwicklung im Sinne der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie und unterstitzt mit-
telbar alle sechs Transformationsbereiche und alle Ziele der Strategie, deren Férderung
den Frieden in Deutschland wie auch in Europa notwendigerweise voraussetzt. Behinde-
rungen etwaiger Nachhaltigkeitsziele durch den Gesetzentwurf wurden nicht festgestellt.

Mit der Anderung der geltenden Regelung des Bundesgleichstellungsgesetzes zur Unter-
stitzung bei Sorge- und Pflegeaufgaben wird im Hinblick auf eine bessere Vereinbarkeit
von Familie, Pflege und Berufstétigkeit auch ein Beitrag zur Verwirklichung von Nachhaltig-
keitsziel 5 geleistet.

Die Ubergangsbeihilfe gemaR § 20 des Soldatenversorgungsgesetzes (in der Fassung ab
1.1.2025) dient der finanziellen Hinterlegung der Wiedereingliederung in das Zivilleben
nach einer Wehrdienstzeit als Soldatin auf Zeit oder Soldat auf Zeit. Mal3geblicher Bestand-
teil der Wiedereingliederung ist die schulische und berufliche Bildung. Damit tragt die line-
are Erhohung der Ubergangsbeihilfe fiir Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit einer
Wehrdienstzeit von 21 Jahren und mehr dazu bei, die Erwerbstatigenquote zu erhéhen und
fordert die Nachhaltigkeitsziele 4 und 8.5.

Durch die Anderung des § 70 Absatz 2 des Soldatengesetzes wird neben der Schriftform
von Bescheiden im Rahmen der Dienstleistungspflicht deren elektronische Form nach den
allgemeinen verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften (§ 3a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes) ermdglicht. Der Abbau von Schriftformerfordernissen ermdglicht eine héhere
Ressourceneffizienz im Sinne des Nachhaltigkeitsziels 12. Malinahmen zur Férderung der
elektronischen Kommunikation in der Verwaltung tragen zudem zum Aufbau leistungsfahi-
ger, rechenschaftspflichtiger und transparenter Institutionen auf allen Ebenen und damit zur
Erreichung des Ziels 16 bei.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Dem Bund entstehen in der Folge der geplanten Anderungen bei voller Jahreswirkung ins-
gesamt Mehrausgaben von rund 40,34 Millionen Euro fir das Jahr 2025, rund 87,49 Millio-
nen Euro fur das Jahr 2026, rund 145,79 Millionen Euro fir das Jahr 2027 und rund
169,21 Millionen Euro fur das Jahr 2028.

Weitergehender Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln in den Geschaftsbereichen des
Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz (Einzelplan 09), des Bundesministeri-
ums des Innern und fir Heimat (Einzelplan 06), des Auswartigen Amtes (Einzelplan 05),
des Bundesministeriums fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Einzelplan 17) und
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gegebenenfalls auch in weiteren Einzelplanen ist finanziell und stellenmafiig im jeweiligen
Einzelplan auszugleichen.

a) Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung

Die zu erwartenden Mehrausgaben belaufen sich fir den Geschaftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung auf 39,82 Millionen Euro fur das Jahr 2025. Im Finanzplanungs-
zeitraum werden fiir den Einzelplan 14 Mehrausgaben in H6he von 86,97 Millionen Euro
fur das Jahr 2026, 145,27 Millionen Euro fir das Jahr 2027 und 168,69 Millionen Euro fir
das Jahr 2028 erwartet. Fur die Mehrausgaben ist im Rahmen des Regierungsentwurfs des
Bundeshaushalts 2025 Vorsorge getroffen worden. Die weiteren Bedarfe fur die Jahre 2026
und folgende werden planerisch im Zuge der jeweiligen Haushaltsaufstellungsverfahren be-
ricksichtigt.

Im Einzelnen:
aa) Arbeitszeitrecht

Jahrliche Mehrausgaben von Haushaltsmitteln im Zusammenhang mit Anderungen im Ar-
beitszeitrecht werden lediglich im Zusammenhang mit der Erweiterung des Anwendungs-
bereiches des § 30c Absatz 4 und des § 30d des Soldatengesetzes erwartet.

So sind von der Anderung der Ausnahmetatbestande im § 30c Absatz 4 des Soldatenge-
setzes im Bereich ,Nukleare Teilhabe* 400 Personen an 26 Tagen und im Bereich der Uber-
wachung des Luftraums 14 Personen an 85 Tagen schatzungsweise betroffen, womit sich
bei einem Tagessatz an finanzieller Vergttung nach § 50a des Bundesbesoldungsgesetzes
in Hohe von 101 Euro eine geschatzte Hohe an jahrlichen Mehrausgaben von circa
1,17 Millionen Euro ergibt.

Im Gegenzug ergeben sich im Bereich der Erweiterung des Anwendungsbereiches des
§ 30c Absatz 4 des Soldatengesetzes auch Minderausgaben durch Wegfall von bisher ge-
wahrten Mehrarbeitsvergitungen:

Artikel 1 Uberwachung des Luftraums: 14 Personen x (85 / 7 =) 12,14 Wochen x (48 — 41
=) 7 Stunden x 20,71 Euro = circa 25 000 Euro

Artikel 2 Nukleare Teilhabe: 400 Personen x (26 /7 =) 3,71 Wochen x (48 — 41 =) 7 Stunden
x 20,71 Euro = circa 215 000 Euro

Zusammen ergeben das Einsparungen in H6he von circa 240 000 Euro, so dass sich die
jahrlichen Mehrausgaben um diesen Betrag reduzieren.

Im Bereich der Erweiterung des Anwendungsbereiches des § 30d des Soldatengesetzes
auf ,Betriebstechnische Wachen" auf seegehenden Einheiten werden schatzungsweise 90
Personen pro Jahr in diesen Anwendungsbereich fallen. Bei einer durchschnittlichen Steh-
zeit im Heimathafen von 26 Wochen pro Jahr und einer maximalen Ausnutzung der wo-
chentlichen Hochstarbeitszeit von 54 Stunden wirden pro Woche und Person jeweils sechs
Stunden zusétzlich finanziell vergutet werden kdnnen. Bei einem durchschnittlichen Stun-
densatz an Mehrarbeitsvergiitung von 20,71 Euro ergeben sich damit schatzungsweise
circa 300 000 Euro Mehrausgaben pro Jahr.

bb) Trennungsgeld

Die durch die vorgeschlagenen Anderungen im Bereich des Trennungsgeldes zu erwarten-
den Mehrausgaben belaufen sich auf insgesamt 88,875 Millionen Euro wie folgt: 0,5 Millio-
nen Euro fur das Jahr 2025, 1 Million Euro fur das Jahr 2026, 8 Millionen Euro fur das Jahr
2027, 15,125 Millionen Euro fir das Jahr 2028, 22,375 Millionen Euro fir das Jahr 2029,
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29,625 Millionen Euro fur das Jahr 2030, 5,625 Millionen Euro fir das Jahr 2031 und
6,625 Millionen Euro fur das Jahr 2032.

Hiervon entfallen auf die Gewéahrung des Inlandstrennungsgelds nach Beendigung einer
Auslandsverwendung und Umzug mit Zusage der Umzugskostenvergitung ab dem Jahr
2025 fir die folgenden acht Jahre insgesamt 26,375 Millionen Euro wie folgt: 0,5 Millionen
Euro fur das Jahr 2025, 1 Million Euro fur das Jahr 2026, 1,75 Millionen Euro fur das Jahr
2027, 2,625 Millionen Euro fur das Jahr 2028, 3,625 Millionen Euro fur das Jahr 2029,
4,625 Millionen Euro fur das Jahr 2030, 5,625 Millionen Euro fur das Jahr 2031 und
6,625 Millionen Euro fir das Jahr 2032. Auf die zeitliche Erweiterung der Wahlfreiheit zwi-
schen Umzugskostenvergitung und Trennungsgeld frihestens ab 2027 fur die folgenden
vier Jahre entfallen insgesamt 62,5 Millionen Euro wie folgt: 6,25 Millionen Euro fur das
Jahr 2027, 12,5 Millionen Euro fur das Jahr 2028, 18,75 Millionen Euro fiir das Jahr 2029
und 25 Millionen Euro fir das Jahr 2030.

cc) Besoldung, Vergutung und Versorgung

Durch die Erhéhung der Pramien nach § 43a Absatz 3 und Absatz 4 des Bundesbesol-
dungsgesetzes kénnen sich die Mehrausgaben bei Zugrundelegung der derzeitigen Bewer-
ber- und Absolventenzahlen im Jahr 2025 auf rund 840 000 Euro belaufen.

Fur die Anderungen bei der Verpflichtungspramie nach § 44 des Bundesbesoldungsgeset-
zes hangen die tatsachlichen Mehrausgaben davon ab, in welchem Umfang dieses Instru-
ment in Anspruch genommen wird. Sie konnen daher nicht beziffert werden.

Fur den Wegfall der Konkurrenz in 8 50a des Bundesbesoldungsgesetzes (nur fur Dienst
auBBerhalb des Grundbetriebes) zu den Auslandsdienstbeziigen nach § 52 Bundesbesol-
dungsgesetz werden Mehrausgaben von rund 4 Millionen Euro im Jahr 2025 erwartet. Mit
Aufwuchs der Stationierung der Brigade Litauen steigen die Mehrausgaben auf 10 Millio-
nen Euro fUr das Jahr 2026, 25 Millionen Euro fur das Jahr 2027 und 27 Millionen Euro fur
das Jahr 2028.

Durch die Erh6hung der Vergltungsséatze des § 50a des Bundesbesoldungsgesetzes um
11,3 Prozent sind Mehrausgaben von weiteren 452 000 Euro im Jahr 2025, 1 Million Euro
im Jahr 2026 und 3 Millionen Euro im Jahr 2027 und im Jahr 2028 zu erwarten.

Mehrausgaben fir den Wegfall der Konkurrenz von Mehrarbeitsvergitung (bei Dienst im
Grundbetrieb) zu den Auslandsdienstbeziigen nach § 52 Bundesbesoldungsgesetz werden
fur das Jahr 2025 auf bis zu rund 1 Million Euro geschétzt. Mit dem Aufwuchs der Kréfte im
Zuge der Stationierung der Brigade Litauen sind im Jahr 2026 1,1 Millionen Euro, im Jahr
2027 1,9 Millionen Euro und 2 Millionen Euro im Jahr 2028 an Mehrausgaben zu erwarten.

Eine Schatzung der jahrlich benétigten Haushaltsmittel fir die Vergitung fur Soldatinnen
und Soldaten mit besonderen Alarmierungsverpflichtungen (8 50d des Bundesbesoldungs-
gesetzes — neu -) ist nur eingeschrankt maoglich. Der Bedarf leitet sich unmittelbar aus po-
litischen Zusagen, multinationalen Verpflichtungen, nicht vorhersehbaren Notwendigkeiten
militarischer Evakuierungen und dem daraus insgesamt resultierenden Kraftedispositiv der
durch Deutschland bereitzustellenden Krafte und deren Dauer ab. Die Zahlung der Vergu-
tung soll daher im Jahr 2027 evaluiert werden. Fur die vorgesehene Alarmierungsverpflich-
tung ist nach derzeitiger Schatzung insgesamt mit Mehrausgaben von 4,17 Millionen Euro
jahrlich zu rechnen.

Die Anderung hinsichtlich der Zahlung des Ehepartnerzuschlags nach § 53 Absatz 6 Satz 3
des Bundesbesoldungsgesetzes verursacht unmittelbar keine Kosten. In der Folge wird die
Anderung jedoch Mehrausgaben von rund 17,5 Millionen Euro im Jahr 2025, 20,4-29 Milli-
onen Euro im Jahr 2026, 22,4-36 Millionen Euro im Jahr 2027 und 22,6-37,2 Millionen Euro
im Jahr 2028 verursachen.
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Aufgrund der Erh6éhung der Vergitungssatze des 8 50a des Bundesbesoldungsgesetzes
sind insgesamt Mehrausgaben von rund 9 Millionen Euro jahrlich zu erwarten.

Durch die Erhéhung des Hochstbetrages des Zuschlags zum Auslandszuschlag in § 53 des
Bundesbesoldungsgesetzes entstehen unmittelbar keine Kosten. Sofern von der Aus-
schopfung der Hochstgrenze durch das Auswértige Amt bei zukiinftigen Festsetzungen in
vollem Umfang Gebrauch gemacht wird, kbnnen im Bereich des Bundesministeriums der
Verteidigung jahrliche Mehrausgaben in Héhe von rund 166 000 Euro entstehen.

Die Erhéhung des Héchstbetrags fur den Auslandsverwendungszuschlag verursacht un-
mittelbar keine Kosten. In der Folge sind jedoch durch die entsprechende Anpassung der
Stufen in der Auslandsverwendungszuschlagsverordnung im Bereich des Bundesministeri-
ums der Verteidigung jahrliche Mehrausgaben in Héhe von rund 10,1 Millionen Euro zu
erwarten.

Durch die Schaffung der Stellenzulage nach Anlage | Vorbemerkung Nummer 5b des Bun-
desbesoldungsgesetzes ergeben sich finanzielle Mehrbelastungen in Héhe von rund
40 000 Euro pro Jahr.

Durch die Erweiterung der Stellenzulage nach Anlage | Vorbemerkung Nummer 6 des Bun-
desbesoldungsgesetzes ergeben sich finanzielle Mehrbelastungen in Hoéhe von rund
360 000 Euro pro Jahr.

Durch die Erweiterung der Stellenzulage nach Anlage | Vorbemerkung Nummer 8a des
Bundesbesoldungsgesetzes ergeben sich finanzielle Mehrbelastungen in Héhe von rund
20 000 Euro pro Jahr.

Die Erh6hung der Ubergangsbeihilfe fir Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit Ver-
pflichtungszeiten von 20 Jahren und mehr (§ 19 des Soldatenversorgungsgesetzes) fuhrt
fur das Jahr 2025 zu voraussichtlichen Mehrausgaben in Hohe von 4,3 Millionen Euro, fur
das Jahr 2026 zu voraussichtlichen Mehrausgaben in H6he von 10,5 Millionen Euro, fur
das Jahr 2027 zu voraussichtlichen Mehrausgaben in H6he von 16,7 Millionen Euro und fiir
das Jahr 2028 zu voraussichtlichen Mehrausgaben in Héhe von 22,9 Millionen Euro. Wei-
tere Steigerungen sind nicht zu erwarten, da die Anzahl der Soldatinnen und Soldaten, die
sich zu Wehrdienst von mehr als 20 Jahren verpflichten kénnen, begrenzt ist. Nicht einge-
rechnet ist das Einsparpotential, das Langzeitverpflichtungen mit sich bringen. Dies kdnnte
sich aus der Tatsache ergeben, dass weniger Ausbildungsaufwand, weniger personeller
Regenerationsaufwand und auch geringere Versorgungskosten anfallen (Beispiel: Ein Sol-
dat auf Zeit mit 24 Jahren Wehrdienstzeit ersetzt zwei Soldaten auf Zeit mit 12 Jahren
Wehrdienstzeit).

Die Ubertragung der versorgungsrechtlichen Doppelanrechnung von Dienstzeiten auf wei-
tere Auslandsverwendungen (8§ 39 des Soldatenversorgungsgesetzes in Verbindung mit
§ 87 des Soldatenversorgungsgesetzes) ist fur Berufssoldatinnen und Berufssoldaten
haushalterisch betrachtet zu vernachlassigen, da deren Grof3teil den Hochstruhegehaltsatz
auch ohne die Doppelanrechnung erreicht. Lediglich fir Hinterbliebene und Soldatinnen
und Soldaten nach Dienstunfahigkeitsverfahren ergibt sich ein erhdhter Auszahlungsbe-
trag, der aufgrund der geringen Anzahl an Féllen zu vernachlassigen ist.

Personengruppen, die nicht versorgungsberechtigt sind, sondern der gesetzlichen Renten-
versicherung oder einem berufsstandischen Versorgungswerk unterliegen (Soldatinnen auf
Zeit und Soldaten auf Zeit, Freiwillig Wehrdienstleistende, Reservistendienstleistende oder
Tarifbeschaftigte) kbnnen nicht von der versorgungsrechtlichen Doppelanrechnung von
Dienstzeiten auf weitere Auslandsverwendungen profitieren. Fir diese Personengruppe
wird durch den Verweis auf § 87 Absatz 1 des Soldatenversorgungsgesetzes und 8§ 31a
des Absatzes 1 Beamtenversorgungsgesetzes in § 76e des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch als Aquivalent eine Ausweitung der Zuschlage an Entgeltpunkten in der gesetzli-
chen Rentenversicherung auf weitere Auslandsverwendungen ermdglicht. Hierfir sind



-31 -

gemal} 88 186a, 188 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch entsprechende Beitrage an
die gesetzliche Rentenversicherung zu zahlen. Haushalterisch sind hierfir circa 12,8 Milli-
onen Euro Mehrkosten im Jahr 2025 zu erwarten, die mit dem Aufwuchs der Brigade suk-
zessive ansteigen. Bei einer entsprechenden Verwendung werden pro Kopf 0,18 Entgelt-
punkte pro Monat an Zuschlagen ermittelt. Fir diese Zuschlage belaufen sich die Beitrage
an die Deutsche Rentenversicherung auf 50,62 Euro taglich, wobei das Kalenderjahr im
Sozialversicherungsrecht mit 360 Tagen veranschlagt wird (x Personen*360 Tage*50,62
Euro = x Euro Haushaltsmittelbedarf). Fir die Folgejahre ist damit folgender Mehrbedarf an
Haushaltsmittel fir das Aufwachsen der Brigade Litauen zu erwarten. Dies ist ein Mehrbe-
darf von rund 46,6 Millionen Euro fur das Jahr 2026, von rund 73,9 Millionen Euro fir das
Jahr 2027 und von rund 81,9 Millionen Euro fir das Jahr 2028. Die Mehreinnahmen in der
gesetzlichen Rentenversicherung entsprechen dem Mehrbedarf an Haushaltsmitteln. Die-
sen Mehreinnahmen stehen zeitversetzt Mehrausgaben in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung gegeniber, wenn die betroffenen Personengruppen Rentenleistungen in Anspruch
nehmen.

Hinsichtlich der Ausweitung der einmaligen Unfallentschadigung (§ 84 des Soldatenversor-
gungsgesetzes) wird von einer geringen Fallzahl ausgegangen. Im 10-Jahresschnitt wird
mit drei Fallen gerechnet, was zu einem Mehrbedarf von 450 000 Euro (3 x 150 000 Euro)
in diesem 10-Jahreszeitraum fuhrt. Pro Jahr ergibt sich demnach ein Mehrbedarf von rund
45 000 Euro.

Hinsichtlich der Kompensationszahlung fur Soldatinnen und Soldaten, die nicht im Status
einer Berufssoldatin oder eines Berufssoldaten verwendet werden, wird von zwei Fallen pro
Jahr ausgegangen, was zu einem jahrlichen Mehrbedarf von rund 60 000 Euro (2 X
30 000 Euro) fuhrt.

Durch die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Einsatzversorgung um den Tatbe-
stand des § 87 des Soldatenversorgungsgesetzes entstehen Mehrausgaben. Sie sind un-
mittelbar sowohl von der Anzahl der kinftig in diesen Verwendungen eingesetzten und zu
Schaden gekommenen Soldatinnen und Soldaten als auch in Teilen von der Schwere der
Schadigungen abhangig und kénnen daher lediglich aufgrund von Erfahrungswerten ge-
schatzt werden. Insgesamt wird auf der Grundlage von Schatzwerten auf Basis der bishe-
rigen Erfahrungen aus der Einsatzversorgung von funf Fallen pro Jahr ausgegangen. Die
jahrlichen Mehrausgaben fur die Entschadigungszahlungen und qualifizierte Unfallversor-
gung betragen im Einzelplan 14 insgesamt 500 000 Euro. Kosten entstehen aus der Ge-
setzesanderung fir Soldatinnen und Soldaten, die wegen der Erweiterung des Begriffs des
Einsatzunfalls nunmehr auch dem Anwendungsbereich des Einsatz-Weiterverwendungs-
gesetzes unterfallen. Es entstehen Kosten flr Soldatinnen und Soldaten, die in ein Wehr-
dienstverhdltnis besonderer Art nach 8§ 6 des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes eintre-
ten oder bei spaterem Auftreten der Gesundheitsstorung nach Dienstzeitende durch Zeit-
ablauf in ein solches wiedereingestellt werden. Die Kostenschatzung beruht auf der An-
nahme jahrlicher Besoldungszahlungen in Héhe von durchschnittlich 46 000 Euro und jahr-
lichen Kosten fur Malinahmen der beruflichen Qualifizierung in H6he von durchschnittlich
5 000 Euro, insgesamt 51 000 Euro je geschadigter Person. Bei zehn einsatzgeschadigten
Soldatinnen und Soldaten pro Jahr und einem durchschnittlichen Verbleib im Wehrdienst-
verhaltnis besonderer Art von funf Jahren ergeben sich fur den Bund Kosten von jahrlich
500 000 Euro. Fur Zivilpersonal des Geschaftsbereichs des Bundesministeriums der Ver-
teidigung koénnen keine Schatzungen abgegeben werden, da bisherige Erfahrungswerte
hauptsachlich fur die Teilnahme an besonderen Auslandsverwendungen vorliegen und Zi-
vilpersonal des Geschaftsbereichs des Bundesministeriums der Verteidigung an solchen
im Soldatenstatus teilgenommen hat. Dartber hinaus sind Kosten von jahrlich schatzungs-
weise 50 000 Euro fur die Erstattung von Kosten bei der Einbeziehung Angehdériger in die
Therapie Einsatzgeschadigter nach § 20a des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes anzu-
nehmen. Die getroffenen Annahmen beruhen auf den bisherigen Erfahrungen aus der An-
wendung des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes. Derzeit kann nicht abgeschatzt wer-
den, in welchem Umfang tatséchlich gesundheitliche Schadigungen eintreten, welche
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Anspriche nach dem Einsatz-Weiterverwendungsgesetz auslosen. Andererseits werden
im Falle einer Weiterverwendung nach dem Einsatz-Weiterverwendungsgesetz ansonsten
fallige laufende oder einmalige Versorgungskosten zeitlich hinausgeschoben und insoweit
Versorgungskosten in nicht bezifferbarer Hohe eingespart.

Dem Bundesverwaltungsamt entstehen durch die Umsetzung dieses Gesetzes aufgrund
der Erhéhung der Anzahl der zu prifenden und zu bearbeitenden Zulagen und des erwei-
terten Kreises der Anspruchsberechtigten in der Auslandsbesoldung ein jahrlicher Mehrauf-
wand fir circa 15 Planstellen, der noch genauer ermittelt wird. Ein einmaliger Mehraufwand
entsteht nicht. Der dem Bundesverwaltungsamt entstehende Mehrbedarf wird mit dem
Haushalt 2025 stellenmé&fig im Einzelplan 14 ausgeglichen.

dd) Soldatengesetz

Durch die Anderung des § 31 Absatz 8 des Soldatengesetzes und der daraus folgenden
Anpassung der Soldaten-Haushaltshilfen-Verordnung, die die Erstattungsmaoglichkeit von
Betreuungskosten auf alle Tatbestande der Verwendung oder Dienstleistung im Ausland
ausweitet, sind schatzungsweise Kosten von circa 300 000 Euro jahrlich zu erwarten. Bis-
her fielen jahrlich durchschnittlich rund 90 500 Euro Erstattungsausgaben bei etwa 215
jahrlichen Antragen fir die Soldaten-Haushaltshilfen-Verordnung an. Die zu erwartenden
Erhéhungen resultieren aus der Erweiterung auf alle Auslandsverwendungen, den zu erho-
henden Erstattungsbetragen, die sich an das Soldatengleichstellungsgesetz anpassen sol-
len (etwa 230 000 Euro), der Erweiterung auf alle Auslandsverwendungen sowie einer kiinf-
tigen erhohten Anzahl an Auslandsverwendungen durch die Stationierung einer Brigade in
Litauen (zusammen ein Zuwachs an Antragen von etwa 30 Prozent oder rund 68 000 Euro).

Die im Falle der Einrichtung eines Ehrengrabes der Bundeswehr zu erstattenden Kosten
(einschlieRlich der Kosten der Uberfiihrung und Bestattung) betragen je Einzelfall einmalig
circa 20 000 Euro. Hinzu kommen jahrlich laufende Kosten zum Beispiel fur die Grabpflege
in H6he von circa 250 bis 350 Euro je Ehrengrab. Die anfallenden Kosten sind auf Grund-
lage einer erlassbasierten Ehrengrabeinrichtung bereits Gegenstand des Bundeshaushalts.
Durch die gesetzliche Regelung entstehen daher keine Mehrkosten.

Bei der Anderung von § 40 des Soldatengesetzes (Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf
Zeit 30 im Sanitatsdienst) ist kein zusatzlicher Haushaltsmittelbedarf erkennbar.

Mit Einfiihrung der elektronischen Form von Bescheiden ist ein entsprechendes techni-
sches Verfahren fir die Zustellung dieser Bescheide vorzuhalten, welches die elektronische
Ubermittlung unter Nutzung einer qualifizierten elektronischen Signatur ermdglicht, denn
nach 8§ 70 Absatz 3 Satz 1 des Soldatengesetzes ist ein Bescheid nach dem Vierten Ab-
schnitt des Soldatengesetzes zuzustellen. Mit der Einfiihrung der Moglichkeit, Antrage nach
dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes in elektronischer Form zu bescheiden, sind
aus heutiger Betrachtung keine unmittelbaren Mehrausgaben verbunden.

ee) Gleichstellung

Durch die Anderung des § 15 des Bundesgleichstellungsgesetzes und die damit einherge-
hende Ausweitung der Erstattungsmoglichkeit von Betreuungskosten auf die Tatbestande
der dienstlich bedingten Abwesenheiten vom regelmé&Rigen Dienstort sowie der Mehr- und
Schichtarbeit zur Unterstiitzung der Streitkrafte bei der Bewaltigung von Krisenlagen (8 15
Absatz 3 Nummer 1 und 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes — neu) sind schatzungs-
weise Mehrkosten von circa 150 000 Euro jahrlich zu erwarten. Diese Annahme basiert auf
statistischen Daten zu Erstattungsvorgangen nach der derzeitigen Regelung des Bundes-
gleichstellungsgesetzes und den Abwesenheitstagen und Abordnungen hierzu und den
sonstigen bisher nicht beriicksichtigungsféahigen kurzfristigen Abwesenheiten. Zum ande-
ren findet eine Orientierung an dem im Rahmen der Novellierung des Soldatinnen- und
Soldatengleichstellungsgesetzes diesbeziiglich ermittelten Mehraufwand statt.
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ff) Weitere Anderungen

Die weiteren Anderungen filhren nicht zu zusatzlichem Haushaltsaufwand fiir den Ge-
schéftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung.

b) Geschéaftsbereiche der weiteren Ressorts

Die vorgesehenen Anderungen fiihren nur im Geschéftsbereich des Bundesministeriums
fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend unmittelbar zu Mehrausgaben. In der Folge sind
jedoch Mehrausgaben der Geschéftsbereiche der weiteren Ressorts in Hohe von
521 600 Euro jahrlich zu erwarten.

FiUr den Geschéftsbereich des Bundesministeriums fur Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend werden die jahrlichen Mehrkosten auf 2 050 Euro geschétzt. Durch die mit der Ande-
rung von 8 15 des Bundesgleichstellungsgesetzes erfolgende Ausweitung der Erstattungs-
mdglichkeit von Betreuungskosten auf die Tatbestande der dienstlich bedingten Abwesen-
heiten vom regelmé&Rigen Dienstort sowie der Mehr- und Schichtarbeit zur Unterstiitzung
der Streitkréfte bei der Bewaltigung von Krisenlagen (8 15 Absatz 3 Nummer 1 und 2 des
Bundesgleichstellungsgesetzes — neu) sind schatzungsweise Mehrkosten von circa
2 050 Euro jahrlich zu erwarten. Diese Annahme basiert mangels schatzbarer Fallgestal-
tungen im Geschéftsbereich auf den Angaben zu dem Geschéaftsbereich des Bundesvertei-
digungsministeriums, die auf statistischen Daten zu Erstattungsvorgéngen nach der derzei-
tigen Regelung des Bundesgleichstellungsgesetzes und den Abwesenheitstagen und Ab-
ordnungen hierzu und den sonstigen bisher nicht berticksichtigungsféhigen kurzfristigen
Abwesenheiten beruhen und an dem im Rahmen der Novellierung des Soldatinnen- und
Soldatengleichstellungsgesetzes diesbezlglich ermittelten Mehraufwand orientiert sind.
Die geschatzten Kosten des Bundesministeriums der Verteidigung im Hinblick auf die rund
185 000 Beschaftigten im Ressort werden zu den unter 2 500 Beschéftigten des Bundes-
ministeriums fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend ins Verhaltnis gesetzt. Danach be-
tragt der Mehraufwand rund 2 027 Euro (aufgerundet 2 050 Euro) jahrlich.

Fur den Geschéftsbereich des Bundesministeriums des Innern und fur Heimat werden in
der Folge Mehrausgaben von rund 518 000 Euro jahrlich geschétzt. Diese setzen sich wie
folgt zusammen: Durch die Erhéhung des befristeten Zuschlags zum Auslandszuschlag in
Anderung des § 53 Absatz 1 Satz 5 des Bundesbesoldungsgesetzes ergeben sich in der
Folge Mehrausgaben pro Haushaltsjahr in Hohe von rund 187 000 Euro. Durch die Ande-
rungen des § 56 Absatz 3 Satz 4 des Bundesbesoldungsgesetzes liegen die prognostizier-
ten Mehrausgaben pro Haushaltsjahr bei mindestens 331 000 Euro. Allerdings sind diese
Ausgaben von der Zahl der Einsatze, der Kontingentgrof3en sowie der jeweiligen Ausland-
verwendungszuschlag-Stufe abhéngig, sich letztere bei Veranderung der Verwendungsver-
haltnisse auch veradndern kann, so dass eine Bezifferung der Mehrausgaben nur prognos-
tisch erfolgen kann.

Fir den Geschaftsbereich des Bundesministeriums fur Wirtschaft und Klimaschutz werden
in der Folge der geplanten Anderung des § 53 Absatz 1 Satz 5 des Bundesbesoldungsge-
setzes Mehrausgaben von rund 3 600 Euro jahrlich geschatzt.

Die weiteren Anderungen fiihren nicht zu zusatzlichem Haushaltsaufwand.

4. Erfullungsaufwand

a. Erfallungsaufwand fir die Blrgerinnen und Blrger

Fur die Burgerinnen und Burger entsteht ein erhdhter Erfullungsaufwand im Umfang von

geschatzt 7 549 Stunden pro Jahr. Dieser entsteht lediglich durch die folgenden Anderun-
gen:
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Durch die Anderungen zu § 30 Absatz 1a des Soldatengesetzes und die Erweiterung des
Anwendungsbereichs der Trennungsgeldgewéhrung (neben der Zusage der Umzugskos-
tenvergutung im gesetzlichen Rahmen der besonderen Gesetze), entsteht durch die erfor-
derliche Beantragung Erfullungsaufwand fir die Burgerinnen und Burger. Es wird von ei-
nem Aufwuchs von 200 anspruchsberechtigten Personen pro Jahr ausgegangen, so dass
bis zum Jahr 2033 die maximale GréRenordnung von 1 600 Personen pro Jahr erreicht ist.
Danach halt sich die jahrliche Anzahl an Neuzugangen (plus 200) und Abgangen (minus
200) an Anspruchsberechtigten die Waage. Die Forderungsnachweise sind monatlich ein-
zureichen. Daher wird von 19 200 Antréagen durch betroffene Blrgerinnen und Bulrger pro
Jahr ausgegangen (gleich 1 600 x 12). Dabei wird die Tatsache vernachlassigt, dass durch
einzelne Personalfolgemalinahmen im Inland ein anderweitiger Anspruch auf Trennungs-
geldgewéhrung entsteht, der nicht in den erweiterten Anwendungsbereich fallt. Fur die An-
tragstellung durch eine Birgerin oder einen Birger wird von einem durchschnittlichen Zeit-
aufwand von 20 Minuten je Antrag ausgegangen. Insgesamt belauft sich der Zeitaufwand
fur die anspruchsberechtigten Birgerinnen und Burger auf geschatzt rund 6 400 Stunden
jahrlich (gleich 19 200 x 20/60). Daneben sind erstmalige Grundantrage durch die An-
spruchsberechtigten (jahrlich 200) zu stellen. Der Zeitaufwand betragt geschatzt 45 Minu-
ten je Antragstellung, insgesamt also 150 Stunden pro Jahr fir die betroffenen Birgerinnen
und Birger (gleich 200 x 45/60).

Fur die Zahlung des Ehepartnerzuschlags auch fir Bundeswehrangehdrige ist von den Be-
troffenen einmalig pro Auslandsverwendung der Zuschlag zu beantragen. Daftr ist der Ab-
schluss einer privaten Altersvorsorge durch den Ehepartner Voraussetzung. Pro Fall ist
hierfiir ein durchschnittlicher Zeitaufwand von drei Stunden fir den Ehepartner anzuneh-
men. Im Ausland sind derzeit rund 4 200 Besoldungsempfanger eingesetzt, davon werden
rund 1 800 von ihren Ehegatten begleitet. Davon sind geschatzt 1 000 Ehepartnerinnen und
Ehepartner ohne eigene Berufstatigkeit von der Antragstellung betroffen. Der Antrag wird
einmal pro Auslandverwendung gestellt, im Durchschnitt betragt eine Auslandsverwendung
drei Jahre, das ergibt die Bearbeitung von circa 333 Féllen pro Jahr. Fur die Blrgerinnen
und Birger entsteht somit ein Mehraufwand von 999 Stunden im Jahr.

b. Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Der Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein weiterer Erfillungsaufwand; insbeson-
dere entstehen keine Blrokratiekosten durch Informationspflichten.

C. Erfillungsaufwand fir die Verwaltung

Der Verwaltung entsteht Erflllungsaufwand fur die Anpassung der IT-Unterstiitzung, die
Anpassung oder Einfihrung von Formularen und fir die notwendige Anpassung oder Er-
stellung von Durchflihrungsvorschriften, Arbeitshilfen oder Schulungsunterlagen. Die vor-
geschlagenen Anderungen kénnen hinsichtlich der Personal- und Sachkosten mit den vor-
handenen Ressourcen abgedeckt werden.

Erflllungsaufwand fur die Verwaltung entsteht im Wesentlichen im Geschaftsbereich des
Bundesministeriums der Verteidigung sowie beim Bundesverwaltungsamt. Bei der Prifung
und Ermittlung des Erfullungsaufwandes wurde das Bundesministerium der Verteidigung
durch das Statistische Bundesamt unterstitzt.

Durch die partielle Aufhebung der Konkurrenzen der Vergutung fur besondere zeitliche Be-
lastungen nach 8§ 50a des Bundesbesoldungsgesetzes (Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b)
neben Auslandsdienstbeziigen entsteht zusatzlicher Erfullungsaufwand lediglich fur die
Eingabe der Zahlungsfélle in das Personalwirtschaftssystem der Bundeswehr. Es ist davon
auszugehen, dass 2025 circa 1 000 Personen von der Zahlung der Vergitung nach § 50a
des Bundesbesoldungsgesetzes neben Auslandsdienstbeziigen profitieren, zudem ist
durchschnittlich vier Mal im Jahr von einer Bewilligung auszugehen. Vor diesem Hinter-
grund werden 4 000 Zahlfélle jahrlich erwartet. Ab 2027 ist mit dem Vierfachen der Zahlfalle
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durch den Aufwuchs der Brigade Litauen in Verbindung mit erhéhtem Ubungsaufkommen
zu rechnen. Fir die Eingabe in das Personalwirtschaftssystem der Bundeswehr durch den
jeweiligen Bearbeiter (mittlerer Dienst mit Lohnkosten in Hohe von 33,80 Euro je Stunde;
Verwaltungsebene Bund gemal Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungs-
aufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung) ist von einem Zeitaufwand von
durchschnittlich vier Minuten pro Fall auszugehen. Insgesamt wachst der Erfullungsauf-
wand fur die Verwaltung geschatzt auf rund 36 000 Euro pro Jahr auf (gleich 16 000 x 4/60
x 33,80 Euro).

Durch die Schaffung der neuen Vergitung fir Soldatinnen und Soldaten mit besonderen
Alarmierungsverpflichtungen nach § 50d des Bundesbesoldungsgesetzes (Artikel 2 Num-
mer 5) entsteht Erfullungsaufwand flr die Ermittlung des anspruchsberechtigten Personen-
kreises, das Ausfillen der Anderungsmeldung und die Bewilligung der Vergitung inkl. des
Prifens und der Bescheinigung der rechnerischen und sachlichen Richtigkeit sowie fir die
Eingabe in das Personalwirtschaftssystem der Bundeswehr. Es ist davon auszugehen,
dass circa 2 150 Personen von der Zahlung der Vergltung profitieren. Die Vergltung
kommt regelméaRig fur Zeitraume von mehreren Monaten bis zu mehreren Jahren in Be-
tracht. Es ist durchschnittlich drei Mal im Jahr von einer Bewilligung auszugehen. Vor die-
sem Hintergrund werden 6 450 Zahlfalle jahrlich erwartet. Die Ermittlung der Anspruchsbe-
rechtigten sowie das Befiillen, Priifen, sachlich und rechnerisch richtig Zeichnen der Bewil-
ligung erfolgen in der Regel durch einen Hauptgefreiten oder Stabsgefreiten. Es ist ein
durchschnittlicher Zeitaufwand von 10 Minuten anzusetzen (6 450 x 10/60 x 28,30 Euro;
Lohnkosten einfacher Dienst gemal Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfiil-
lungsaufwands). Zudem entsteht fur die Prifung des Formulars und die Anordnung der
Zahlung ein Zeitaufwand von bis zu finf Minuten pro Fall. Hiermit ist in der Regel die oder
der zustandige nachste Disziplinarvorgesetzte betraut. Diese oder dieser gehdrt im Durch-
schnitt dem gehobenen Dienst an (25 000 Euro Erfullungsaufwand, gleich 6 450 x 5/60 x
46,50 Euro). Im Anschluss erfolgt die Eingabe in das Personalwirtschaftssystem der Bun-
deswehr durch den jeweiligen Zulagenbearbeitenden. Dieser gehdort dem mittleren Dienst
an. Es ist hierfir von einem Zeitaufwand von vier Minuten pro Fall auszugehen
(15 000 Euro Erfullungsaufwand; gleich 6 450 x 4/60 x 33,80 Euro). Unter Zugrundelegung
dieser Schatzungen ist geman Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungsauf-
wands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung ein Erflllungsaufwand fir die Verwal-
tung in H6he von jahrlich voraussichtlich 70 000 Euro anzunehmen.

Die Ausweitung des Anspruchs auf die Zahlung des Ehepartnerzuschlags nach § 53 Ab-
satz 6 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes verursacht fur die Verwaltung einen Erfll-
lungsaufwand bei der Prifung der Unterlagen und der Weiterleitung an das Bundesverwal-
tungsamt. Es wird spatestens im Jahr 2027 von durchschnittlich circa 666 Fallen pro Jahr
ausgegangen. Fir die Bearbeitung entsteht ein Zeitaufwand von durchschnittlich 15 Minu-
ten pro Fall durch einen Bearbeiter des gehobenen Dienstes. Damit ergibt sich ein Erful-
lungsaufwand von 7 700 Euro (666 x 15/60 x 46,50 Euro).

Eine Entlastung der Ortlichen Beschaftigungsdienststellen erfolgt sowohl bei der Anordnung
von Rufbereitschaft als auch bei der Ermittlung und Erfassung von Ausgleichsansprichen
fur Rufbereitschaft in circa 1 100 Fallen jahrlich. Die Entlastung betrifft insgesamt circa
45 Minuten pro Fall und betrifft regelméaRig den zustandigen nachsten Disziplinarvorgesetz-
ten (gehobener Dienst mit Lohnkosten in Hohe von 46,50 Euro je Stunde flr die Verwal-
tungsebene Bund gemaR Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erflllungsauf-
wands). Es entfallt daher ein Erfiillungsaufwand von circa 38 000 Euro jahrlich.

Dem Bundesverwaltungsamt entsteht gemal dessen Schéatzung durch die Umsetzung die-
ses Gesetzes fir den Besoldungsbereich ein jahrlicher Erflllungsaufwand im Umfang von
circa sieben Mitarbeiterkapazitaten im mittleren Dienst und von circa 1,4 Mitarbeiterkapazi-
taten im gehobenen Dienst. Fir den Bereich der Auslandsbesoldung belduft sich der jahr-
liche Erfullungsaufwand auf circa 4,5 Mitarbeiterkapazitaten im mittleren Dienst und circa
2,5 Mitarbeiterkapazitaiten im gehobenen Dienst. Insgesamt schatzt das



-36 -

Bundesverwaltungsamt aufgrund der Erhéhung der Anzahl der zu prifenden und zu bear-
beitenden Zulagen und des erweiterten Kreises der Anspruchsberechtigten in der Aus-
landsbesoldung einen jahrlichen Erfullungsaufwand im Umfang von geschétzt 15,4 Mitar-
beiterkapazitaten (11,5 im mittleren Dienst, 3,9 im gehobenen Dienst). Bewertet mit Lohn-
kosten in Hohe von 54 080 Euro pro Mitarbeiterkapazitat im mittleren Dienst und 74 400
Euro im gehobenen Dienst belaufen sich die Gesamtkosten pro Jahr auf rund 912 000 Euro
(gleich 11,5 x 54 080 Euro plus 3,9 x 74 400 Euro). Ein einmaliger Mehraufwand entsteht
im Bundesverwaltungsamt nicht.

Die Anderungen zu § 30 Absatz 1a des Soldatengesetzes kénnen hinsichtlich der Perso-
nal- und Sachkosten mit den vorhandenen Ressourcen abgedeckt werden. Durch die Er-
weiterung des Anwendungsbereichs der Trennungsgeldgewahrung neben der Zusage der
Umzugskostenverglitung im gesetzlichen Rahmen der besonderen Gesetze (Artikel 6
Nummer 2 — Anderung § 30 des Soldatengesetzes), entsteht Erfullungsaufwand fur die Ver-
waltung. Es wird von einem Aufwuchs von 200 anspruchsberechtigten Personen pro Jahr
ausgegangen, so dass bis 2033 die maximale GréRenordnung von 1 600 Personen pro
Jahr erreicht ist. Danach halt sich die jahrliche Anzahl an Neuzugangen (plus 200) und
Abgéngen (minus 200) an Anspruchsberechtigten die Waage. Die Forderungsnachweise
sind monatlich einzureichen. Daher wird von 19 200 Zahlfallen pro Jahr ausgegangen
(gleich 1 600 x 12). Dabei wird die Tatsache vernachlassigt, dass durch einzelne Personal-
folgemalRnahmen im Inland ein anderweitiger Anspruch auf Trennungsgeldgewahrung ent-
steht, der nicht in den erweiterten Anwendungsbereich fallt. Fir die vorhandene IT-unter-
stiitzte Bearbeitung eines Falles (monatlicher Forderungsnachweis) wird aufgrund von vor-
liegenden Erfahrungswerten von einer durchschnittlichen Bearbeitungsdauer von 12 Minu-
ten durch eine Beamtin oder einen Beamten des mittleren Dienstes ausgegangen. Unter
Zugrundelegung dieser Schatzungen und bei einem Lohnsatz von 33,80 Euro pro Stunde
ist ein Erfullungsaufwand fir die Verwaltung in Hohe von jahrlich voraussichtlich
130 000 Euro anzunehmen. Daneben sind erstmalige Grundantrage der Anspruchsberech-
tigten (jahrlich 200) zu berucksichtigen. Hierbei ist mit einer Bearbeitungszeit von 1 Stunde
pro Antrag zur rechnen. Insgesamt belaufen sich die Kosten auf geschatzt rund 7 000 Euro
pro Jahr (gleich 200 x 1 Stunde x 33,80 Euro).

Durch die zeitliche Erweiterung der Anspriiche auf Trennungsgeldgewahrung fir eine ho-
here personelle Einsatzbereitschaft durch langere Personalbindung insbesondere der Sol-
datinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, alternativ zu einer Personaleinstellung, entsteht
kein weiterer Erfullungsaufwand fur die Verwaltung.

Die nun beabsichtigte Anderung des § 31 Absatz 8 des Soldatengesetzes wird erfiillungs-
aufwandsneutral fir die Verwaltung sein, da die Tatbestandsvoraussetzungen fur mégliche
Erstattungsanspriiche erst in der Rechtsverordnung (derzeit Soldaten-Haushaltshilfen-Ver-
ordnung) angepasst oder verandert werden muissen.

Die Prufung der Voraussetzungen fir die Einrichtung eines Ehrengrabes der Bundeswehr
und die Erstattung der Kosten erfordern einen geringen Verwaltungsmehraufwand im Rah-
men der ohnehin stattfindenden Hinterbliebenenberatung durch den Sozialdienst der Bun-
deswehr.

Die Anderungen zu den 88 29b fortfolgende, 40 Absatz 1, 70 Absatz 2 und 77 des Solda-
tengesetzes kdnnen hinsichtlich der Personal- und Sachkosten mit den vorhandenen Res-
sourcen abgedeckt werden.

Aufgrund einer Verweisung auf § 87 des Soldatenversorgungsgesetzes in § 76e des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch fiihrt die Anderung des 8§ 87 des Soldatenversorgungs-
gesetzes zu einer deutlichen Zunahme des Anspruches auf Zuschlage an Entgeltpunkten.

Im Rahmen der Ausweitung der Zuschldage an Entgeltpunkten nach § 76e des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch wird von 4 297 Zahlféllen pro Jahr ausgegangen. Fir die
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Bearbeitung eines Falles (Dateneingabe, Prufung, gegebenenfalls Rickfragen, Datenfrei-
gabe, Meldung an die Rentenversicherung beziehungsweise an das Bundesverwaltungs-
amt und gegebenenfalls Verbeitragung) wird von einer durchschnittlichen Bearbeitungs-
dauer von 35 Minuten durch eine Beamtin oder einen Beamten des mittleren Dienstes aus-
gegangen. Bei einem Lohnsatz von 33,80 Euro pro Stunde (fur die Verwaltungsebene Bund
gemanR Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands) entsteht damit
ein laufender zusatzlicher Erfullungsaufwand von geschéatzt rund 85 000 Euro.

d. Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes

Dem Bund entsteht ein einmaliger Erfullungsaufwand der Verwaltung in HOhe von
15 000 Euro. Dieser setzte sich wie folgt zusammen:

Durch die Anhebung der Ubergangsbeihilfe fur Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit
mit einer Wehrdienstzeit von 21 bis 25 Jahren (Artikel 9 Nummer 2 — Anderung des § 19
des Soldatenversorgungsgesetzes) entsteht einmaliger Erflllungsaufwand der Verwaltung
in Form von einmaligem Umstellungsaufwand fur die IT-Anwendung Personalwirtschafts-
system der Bundeswehr. Dieser betragt rund 2 000 Euro.

Durch die Ubertragung der versorgungsrechtlichen Doppelanrechnung von Dienstzeiten
auf weitere Auslandsverwendungen (Artikel 9 Nummer 6 — Anderung des § 87 des Solda-
tenversorgungsgesetzes) entsteht einmaliger Erfullungsaufwand der Verwaltung durch not-
wendige Anpassungen der IT-Anwendung Personalwirtschaftssystem der Bundeswehr. Er-
fahrungswerte zeigen, dass dafir rund 10 000 Euro als einmaliger Umstellungsaufwand
anzusetzen sind.

Durch die Ausweitung der einmaligen Unfallentschadigung (Artikel 9 Nummer 4 — Anderung
des § 84 des Soldatenversorgungsgesetzes), die Kompensationszahlung fir bestimmte
Statusgruppen (Artikel 9 Nummer 5 — Einfihrung des 8§ 85a des Soldatenversorgungsge-
setzes) und die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Einsatzversorgung und des Ein-
satz-Weiterverwendungsgesetzes (Artikel 9 Nummer 6 — Anderung des § 87 des Soldaten-
versorgungsgesetzes) entsteht Erfullungsaufwand. Es wird insgesamt von unter 25 Fallen
pro Jahr ausgegangen. Die absehbaren Auswirkungen auf den Erflllungsaufwand werden
wegen ihrer Geringfugigkeit nicht dargestellt.

Es sind Zulagengewahrungen vorgesehen fur Waffensystemoperateure der Drohnen HE-
RON TP, fur Combat Controller und fir in der hydroakustischen Aufklarung eingesetzte
Soldatinnen und Soldaten. Die Fallzahlen belaufen sich fiir diese Gruppen auf insgesamt
geschatzt circa 110 Félle, verbunden mit einem durchschnittlichen Zeitaufwand von rund
50 Minuten pro Fall fir die Bearbeitung durch Beschaftigte des mittleren Dienstes (mit Lohn-
kosten in Hohe von 33,80 Euro/Stunde fur die Verwaltungsebene Bund).Fir die Gewahrung
von Zulagen ergeben sich einmalig Gesamtkosten von rund 3 000 Euro fir die Bearbeitung
der Zulagenfalle (gleich 110 x 50/60 x 33,80 Euro).

5. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, insbesondere der mittelstandischen Wirtschaft, und den sozialen Siche-
rungssystemen entstehen keine Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisni-
veau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

§ 1 Absatz 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes bestimmt, dass Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften des Bundes die Gleichstellung von Frauen und Mannern auch sprachlich zum
Ausdruck bringen sollen. Die Regelungen des Gesetzentwurfs sind inhaltlich geschlechts-
neutral aufgrund der vorrangig gegebenen unmittelbaren Betroffenheit der Zielgruppe des
Regelungsvorhabens und damit ohne Gleichstellungsrelevanz. Die weitere Starkung der
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Bundeswehr betrifft alle Geschlechter. Spezifische Auswirkungen auf die geschlechtsspe-
zifische Lebenssituation sind daher nicht zu erwarten.

Die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage auch fir Beamtinnen und Beamte sowie die
Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer des Bundes fiir die Erstattung von Betreuungskosten
bei sonstigen dienstlich bedingten Abwesenheiten vom regelméafigen Dienstort (§ 15 des
Bundesgleichstellungsgesetzes — neu) sowie in den Fallen, in denen in bestimmten Krisen-
lagen am regelmafigen Dienstort von der regelméaRigen Arbeitszeit abweichende Arbeits-
zeiten zur Unterstiitzung der Streitkrafte bei der Bewaltigung von Krisenlagen erforderlich
sind (88 30c, 31 Absatz 8, 93 Absatz 2 des Soldatengesetzes — neu), fordert die bessere
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Dienst.

VII. Befristung; Evaluierung

Die Anderungen sind fiir einen heute noch nicht absehbaren Zeitraum erforderlich. Die ver-
anderte sicherheitspolitische Lage fuhrt zu gestiegenen Anforderungen an die Blindnisfa-
higkeit, Verteidigungsfahigkeit und damit auch Kriegstichtigkeit Deutschlands, an die Ein-
satzbereitschaft der Streitkrafte und damit zugleich an die Angehérigen der Bundeswehr.
Befristete und damit nur zeitweise wirkende Lésungen wirden dem Ziel des Gesetzes nicht
gerecht werden. Es ist vielmehr nur mit dauerhaft geltenden Regelungen zu erreichen.

Eine Schatzung der jahrlich benétigten Haushaltsmittel fir die Vergutung fur Soldatinnen
und Soldaten mit besonderen Alarmierungsverpflichtungen (8 50d des Bundesbesoldungs-
gesetzes — neu) ist nur eingeschrankt maéglich. Der Bedarf leitet sich unmittelbar aus politi-
schen Zusagen im Einzelfall, multinationalen Verpflichtungen, nicht vorhersehbaren Not-
wendigkeiten aus militdrischen Evakuierungsoperationen und dem daraus insgesamt resul-
tierenden Kréaftedispositiv der durch Deutschland bereitzustellenden Kréfte und deren
Dauer ab. Die Regelung soll deshalb, soweit es die Zahlung der Vergutung betrifft, im Jahr
2027 evaluiert werden.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Bundesbeamtengesetzes)

Zu Nummer 1

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen der Bezeichnung.
Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Zu Klarstellungszwecken wird in den Wortlaut der Norm aufgenommen, dass es sich bei
der Jahresfrist um eine Ausschlussfrist handelt. Nach Ablauf der Jahresfrist ist eine Dienst-
befreiung fur geleistete Mehrarbeit ausgeschlossen. Ist eine Dienstbefreiung aus zwingen-
den dienstlichen Griinden nicht moglich, konnen Beamtinnen und Beamte auch weiterhin
nach § 88 Satz 5 (neue Fassung) und der Bundesmehrarbeitsvergiitungsverordnung eine
Vergutung erhalten.

Zu Buchstabe b

Zur Starkung der Flexibilitat beim Abbau von Mehrarbeit soll die Dienstbefreiung auch durch
den Dienstherrn angeordnet werden kénnen. Da es bisher an einer gesetzlich verankerten
Erméachtigung fur den Dienstherrn fehlte (vgl. Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Be-
schluss vom 9. Juni 2020 — 1 B 2144/19 zu § 61 des Hessischen Beamtengesetzes), wird
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in 8 88 Satz 4 eine Rechtsgrundlage fir den Dienstherrn geschaffen, mit der Beamtinnen
und Beamten aufgegeben werden kann, Dienstbefreiung fir geleistete Mehrarbeit zu neh-
men. Der Dienstherr wird damit in die Lage versetzt, sowohl dienstliche Bedarfe als auch
Aspekte des Gesundheitsschutzes bei der Anordnung von Dienstbefreiung zu beriicksich-
tigen und den Abbau von Mehrarbeit im Sinne einer geordneten Personaleinsatzplanung
zu steuern. Wird der Ausgleich durch den Dienstherrn angeordnet, ist die Beamtin oder der
Beamte zum Abbau verpflichtet. Die Mdglichkeit einer individuellen Antragstellung verbleibt
daneben.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen der Bezeichnung.
Zu Nummer 4

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen der Bezeichnung.
Zu Artikel 2 (Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nummer 2

Die Spezialkrafte der Bundeswehr verzeichnen seit Jahren immer geringere Bewerber- und
Absolventenzahlen. Die hohen Anforderungen an die kérperliche und geistige Eignung und
die der Tatigkeit von Spezialkraften der Bundeswehr immanente Gefahrgeneigtheit der Ta-
tigkeit schrecken viele Bewerberinnen und Bewerber ab. Auch die Anzahl der Bewerberin-
nen und Bewerber, die sich nach den Auswahlkriterien als geeignet und dauerhaft einsatz-
fahig erweisen, bleibt seit Jahren hinter den Erwartungen zurtick.

Die Pramien gemaR § 43a des Bundesbesoldungsgesetzes bilden neben weiteren attrakti-
vitatssteigernden Malinahmen einen wesentlichen Faktor fir den Erhalt des Personalbe-
stands bei den Spezialkraften der Bundesswehr. Die Pramien haben sich bewahrt, um den
Personalbestand und die Bewerberlage zu stabilisieren, gleichwohl konnte der personelle
Aufwuchs im erforderlichen Umfang immer noch nicht erreicht werden.

Die Pramien fur Spezialkrafte der Bundeswehr wurden zuletzt mit dem Besoldungsstruk-
turenmodernisierungsgesetz im Jahr 2020 angepasst. Seither hat sich die Personallage bei
den Spezialkraften der Bundeswehr nicht signifikant verbessert Mit der Erh6hung der Pra-
mien nach Absatz 3 und Absatz 4 sollen zusétzliche Anreize geschaffen werden, sich fur
den Dienst in den Spezialkraften der Bundeswehr zu bewerben, wahrend der fordernden
Ausbildung dauerhaft Héchstleistungen zu bringen und auch tber die festgelegte Mindest-
Verwendungszeit hinaus zur Verfiigung zu stehen.

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Der personelle Aufwuchs ist die entscheidende Voraussetzung zur Herstellung der perso-
nellen Einsatzbereitschaft der Bundeswehr. Ein wesentlicher Faktor ist dabei, neben der
Neu- oder Wiedergewinnung von (friheren) Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, die
Erhohung der durchschnittlichen Verpflichtungsdauer dieser. Dadurch wird die erforderliche
Anzahl an Soldatinnen und Soldaten gesenkt, die neu eingestellt werden mussen, um die
Licken zu flllen, welche durch ausscheidende Soldatinnen und Soldaten erzeugt werden.
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Die ,personelle Zeitenwende* erfordert eine Abkehr von der bisherigen Fokussierung auf
konkrete Fachqualifikationen, wie sie § 44 derzeit primér im Blick hat.

Zudem fehlt dem Dienstherrn mit der gesetzlichen Definition des Personalmangels im bis-
herigen Absatz 2 die dringend bendtigte Flexibilitat, auch kurzfristig auf sich dndernde per-
sonelle Bedarfe reagieren zu kdnnen. Das Erfordernis eines Personalmangels in einem be-
stimmten Verwendungsbereich soll daher entfallen.

Mal3gebliches gesetzliches Kriterium soll zuktinftig die Sicherstellung der personellen Ein-
satzbereitschaft der Bundeswehr sein. Die relevanten MaR3stébe hierfir sind zum einen die
militarische Personalplanung und zum anderen militarfachliche Erfordernisse.

Der Begriff der militdrischen Personalplanung erfasst hierbei die personellen Vorgaben, die
durch haushalterische und organisatorische Vorgaben parlamentarisch vorgegeben sind.
Die Personalplanung umfasst dabei die Saulen Personalgewinnung und -bindung, mittels
derer die Personalbedarfsdeckung erreicht werden soll. Der zu deckende Personalbedarf
zur Erflllung der Vorgaben der militdrischen Personalplanung ist durch die Ermittlung der
Differenz zwischen der haushalterisch (Planstellen) und organisatorisch vorgegebenen An-
zahl der Dienstposten einerseits und dem tatséchlichen Besetzungsgrad, dem Personalbe-
stand und dem Bewerberaufkommen im Rahmen einer prognostischen Betrachtung ande-
rerseits festzustellen. Dieser Bedarf der Streitkrafte muss durch Personalgewinnung und
Personalbindung gedeckt werden, was durch die Nutzung von Verpflichtungspramien un-
terstutzt werden kann. Die militdrische Personalplanung trifft zudem unter Berticksichtigung
der sicherheitspolitischen Lage Ableitungen und nimmt Konkretisierungen fiir die personelle
Sicherstellung bestimmter Fahigkeiten der Bundeswehr vor. Hierdurch werden, wie bereits
bisher, bestimmte Verwendungsbereiche erfasst und damit weiterhin eine Pramiengewéh-
rung fur Laufbahnen, Laufbahnaufstiege und langere Verpflichtungszeiten ermdglicht.

Mit dem Begriff der militarfachlichen Erfordernisse werden Situationen erfasst, bei denen
aus militarfachlicher Sicht ein kurzfristiger, nicht vorhersehbarer Personalaufwuchs oder
nicht planbarer Personalbedarf entsteht, fir dessen Erflllung ebenfalls eine Pramienge-
wahrung ermoglicht werden soll. Dies betrifft die personelle Ausstattung etwa fiir konkrete
Dienststellen oder Verbande, die im Rahmen von Landes- und Bindnisverteidigung von
besonderer militarfachlicher Relevanz sind. Beispielhaft fir ein militarfachliches Erfordernis
ist der plotzliche volkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine und die sich daraus
ergebenden sicherheitspolitischen Ableitungen, wie unter anderem die zeitnahe Stationie-
rung von GroRRverbanden im Ausland und die Umgliederung von Teilen der Bundeswehr.

Im Ergebnis soll die Verpflichtungspramie damit als Personalgewinnungs- und Personal-
bindungsinstrument bedarfsgerecht, flexibel und praxisorientiert eingesetzt werden kénnen,
auch um die Aufstellung kriegstichtiger Streitkrafte in den grundgesetzlich vorgesehenen
Auftragsszenarien zu ermdglichen.

Zu Buchstabe b

Mit der Aufhebung von Absatz 2 ist ein Verzicht auf die gesetzliche Legaldefinition des Be-
griffes ,Personalmangel” verbunden, weil diese zuklnftig nicht mehr erforderlich ist.

Zu Buchstabe c
Redaktionelle Folgednderungen zu Buchstabe b (Aufhebung des derzeitigen Absatzes 2).
Zu Buchstabe d

Redaktionelle Folgednderung zu Buchstabe b (Aufhebung des derzeitigen Absatzes 2).
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Zu Buchstabe e

Durch die Neufassung dieses Absatzes entfallt Satz 2 des bisherigen Absatzes 7. Die bis-
her darin genannten Kriterien sind bereits im Rahmen der Ermessensentscheidung zu be-
riicksichtigen, so dass es einer expliziten gesetzlichen Regelung nicht bedarf.

Zu Buchstabe f

Die HOhe der einsetzbaren Ausgaben fiir Verpflichtungspramien wird durch diese Regelung
begrenzt.

Als Bezugsgrol3e wird, anders als bei § 43 Absatz 8 des Bundesbesoldungsgesetzes, le-
diglich auf die im Einzelplan des Bundesministeriums der Verteidigung veranschlagten jahr-
lichen Besoldungsausgaben fir Soldatinnen und Soldaten abgestellt, weil die Verpflich-
tungspramie auch nur Soldatinnen und Soldaten gewéhrt werden kann. Die im Vergleich zu
§ 43 Absatz 8 des Bundeshesoldungsgesetzes hoéhere prozentuale Obergrenze von 2 Pro-
zent ist notwendig, weil Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, anders als Beamtinnen
und Beamte sowie Berufssoldatinnen und Berufssoldaten, nur temporar verpflichtet wer-
den. Fir sie besteht daher ein vom personellen und finanziellen Umfang her héherer Ge-
winnungs- und zusatzlich ein Weiterverpflichtungsbedarf. Zudem machen Soldatinnen auf
Zeit und Soldaten auf Zeit den gré3ten Teil an der Gesamtstarke des militdrischen Perso-
nalkdrpers aus.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

Mit der Vergutung nach § 50a des Bundesbesoldungsgesetzes werden besondere zeitliche
Belastungen abgegolten, die in den Fallen des 8§ 30c Absatz 4 des Soldatengesetzes
(Dienst auRerhalb des Grundbetriebes) entstehen. Wahrend dieser Dienste gelten weder
die regelmaRige wochentliche Arbeitszeit noch die in der Soldatenarbeitszeitverordnung
geregelten taglichen oder durchschnittlichen wochentlichen Hochstarbeitszeiten oder Min-
destruhezeiten. Besondere zeitliche Belastungen sind solchen Diensten regelméaRig imma-
nent. Die HOhe der Vergutung schlief3t nicht nur die Zahl der zuséatzlich geleisteten Arbeits-
stunden ein, sondern berlcksichtigt auch die Lage der Arbeitszeit bei zum Beispiel Nacht-
oder Sonntagsarbeit.

Hauptanwendungsbereich der Vergitung sind neben mehrtdgigen Seefahrten insbeson-
dere einsatzsimulierende und einsatzvorbereitende Ausbildungen und Ubungen aufgrund
von Bundnisverpflichtungen, die veranlasst durch die Zeitenwende und die damit einherge-
hende, veranderte sicherheitspolitische Lage zur Gewahrleistung der Sicherheit der NATO-
Ostflanke an Bedeutung gewonnen haben.

Die Erhéhung der Vergutung wird systematisch von der Erhéhung des Auslandsverwen-
dungszuschlags (siehe Nummer 7) bestimmt. Damit das im Besoldungsstrukturenmoderni-
sierungsgesetz (BesStMG) angelegte, ausgewogene Verhaltnis zwischen dem Auslands-
verwendungszuschlag und der Vergitung nach 8§ 50a des Bundesbesoldungsgesetzes ge-
wahrt bleibt, muss die H6he der zu versteuernden Vergltung an die Hohe des steuerfreien
Auslandsverwendungszuschlags der Stufe 2, der alle zeitlichen Mehrbelastungen im Aus-
land abgilt, angepasst werden. Dessen Erh6hung erfolgt im Zuge der diesem Gesetz nach-
folgenden Anderung der Auslandsverwendungszuschlagsverordnung. Ein Prajudiz fiir eine
Dynamisierung der Vergutung nach § 50a des Bundesbesoldungsgesetzes ist damit nicht
verbunden, das heil3t, dass die Vergitung fiir besondere zeitliche Belastungen weiterhin
nicht den Anpassungen nach 8§ 14 des Bundesbesoldungsgesetzes unterliegt. Zu bertick-
sichtigen ist ferner, dass mit der partiellen Aufhebung der Konkurrenz zwischen der Vergu-
tung und den Auslandsdienstbeziigen (siehe Buchstabe b) neben der Erhéhung des Ver-
gutungsbetrags eine zusatzliche Verbesserung erfolgt.
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Zu Buchstabe b

In allgemeinen Auslandsverwendungen ist ein Ausgleich zeitlicher Belastungen ausschliel3-
lich in Form von Freistellung vom Dienst méglich. Kann dieser Ausgleich aus zwingenden
dienstlichen Grinden dem Grunde nach nicht gewahrt werden, ist eine ersatzweise Vergu-
tung — anders als im Inland — nicht mdglich.

Vorliegend ist daher eine umgrenzte Ausnahmeregelung erforderlich und maf3geblich zu
bertcksichtigen, dass fir die aufgrund der Zeitenwende notwendige dauerhafte Stationie-
rung einer Brigade zum Schutz der Ostflanke (mit circa 5 000 Angehdrigen der Bundes-
wehr) bereits mit Verwendungsbeginn prognostisch feststeht, dass — aufgrund der aktuell
objektiven Unmdéglichkeit bedarfsgerecht unbegrenzt Personal an den auslandischen
Dienstort nachzufuihren — fir die Uberwiegende Zahl der Félle die Gewéahrung einer Frei-
stellung vom Dienst ausscheiden wird. Denn zugleich ist am auslandischen Dienstort den
sich andernden Realitdten Rechnung zu tragen und die Kaltstart- und Einsatzfahigkeit so-
wie Kriegstichtigkeit und Durchhalteféhigkeit des Personals zu garantieren.

Zu Nummer 5

Aufgrund der aktuellen Sicherheitslage sind kaltstart-, reaktions- und durchhaltefahige so-
wie personell einsatzbereite Streitkrafte Voraussetzung flr eine wirksame Abschreckung
und fur die Landes- und Blindnisverteidigung. Die vor diesem Hintergrund von Deutschland
eingegangenen nationalen und multinationalen Verpflichtungen unterscheiden sich daher
erheblich von den bisherigen. Dies betrifft insbesondere die Beitrdge zum NATO Force Mo-
del wie die Brigade Litauen, zur Allied Reaction Force, zu EU-Battlegroups und fur Milit&ri-
sche Evakuierungsoperationen.

Zu Absatz 1

Im Fall von Alarmierungen nach Mal3gabe Ubergeordneter nationaler und internationaler
Institutionen missen in einer kurzen Reaktionszeit ein Aufwuchs der Einheiten und der Be-
ginn des Einsatzes sichergestellt werden. Um den schnellen Aufwuchs der Einheiten jeder-
zeit gewahrleisten zu konnen, ist eine mehrmonatige, dauerhafte Erreichbarkeit des zur
Erfullung der zeitkritischen Aufgaben eingeteilten Personals erforderlich, verbunden mit der
Auflage, vorzeitig in die Dienststelle zurtickzukehren, sobald die entsprechende Aufforde-
rung im Rahmen der Alarmierung erfolgt. Dadurch entstehen fur das eingeteilte Personal
massive Einschrankungen im Bereich der Urlaubsgewahrung, bei der allgemeinen Dienst-
befreiung und insbesondere in der Ausgestaltung der Freizeit und der privaten Lebensfih-
rung.

Zum Zwecke der Kompensation dieser in qualitativer Hinsicht neuartigen zeitlichen Belas-
tungen und sonstigen Einschrankungen soll mit § 50d des Bundesbesoldungsgesetzes
eine neue, angemessene Vergutung eingefihrt werden.

Die Regelungen zur Rufbereitschaft sind im Kontext der oben angegebenen Rickkehrver-
pflichtungen ungeeignet und sollen daher fir diese Falle nicht zur Anwendung kommen. Mit
der neuen Vergutung werden alle auRRerdienstlichen zeitlichen Belastungen und Beein-
trachtigungen der Freizeit abgegolten, die durch die auferlegte Erreichbarkeit mit Rtickkehr-
verpflichtung entstehen. Fur das Entstehen anderer Anspriiche auf Ausgleich derselben
Belastung besteht daneben kein Raum. Dadurch werden Anspriche auf Zeitausgleich fur
Rufbereitschaft reduziert und somit die personelle Verfugbarkeit erhdht. Zugleich wird eine
erhebliche Verwaltungsvereinfachung erreicht.

Zu Absatz 2

Fur Soldatinnen und Soldaten, die einer sehr kurzen Rickkehrzeit unterliegen, sind die
Auswirkungen auf deren Privatleben und Familie gravierender als bei langeren
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Ruckkehrzeiten. Daher soll diese Vergitung einer Staffelung unterliegen, die der dienstlich
gebotenen Differenzierung Rechnung tragt.

Zu Absatz 3

Die Regelungen zur Ruckkehrverpflichtung betreffen die eingeteilten Soldatinnen und Sol-
daten zudem nur wéhrend des Regeldienstes (Grundbetriebes). Sobald die Betroffenen tat-
sachlich alarmiert und zusammengezogen werden, fallen sie unter die Tatbestédnde des
8 30c Absatz 4 des Soldatengesetzes (Dienst aul3erhalb des Grundbetriebes). Ab diesem
Zeitpunkt unterliegen sie anderen Ausgleichsregelungen fir zeitliche Belastungen. Die Zah-
lung der Alarmierungsverguitung ist daher in den Fallen des § 30c Absatz 4 des Soldaten-
gesetzes sowie neben der Vergltung nach § 50a und dem Auslandsverwendungszuschlag
nach § 56 des Bundesbesoldungsgesetzes ausgeschlossen.

Eine Alarmierungsvergitung soll ebenfalls nicht gewéhrt werden, wenn die Belastungen
und Beeintrachtigungen bereits anderweitig abgegolten sind. Dies trifft insbesondere fir
Erschwerniszulagen nach den 88 23m, 230 sowie 23p der Erschwerniszulagenverordnung
zu, da die entsprechenden Rickkehrverpflichtungen (neben anderen Erschwernissen) von
diesen bereits erfasst sind. Zur Vermeidung von Doppelabgeltungen wird daher in Num-
mer 4 eine allgemeine Konkurrenzregelung aufgenommen.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a

Nach § 53 Absatz 1 Satz 5 des Bundesbesoldungsgesetzes kann die oberste Dienstbe-
horde zur Abgeltung auRergewdhnlicher materieller Mehraufwendungen oder immaterieller
Belastungen oder zur Sicherung einer anforderungsgerechten Besetzung von Dienstposten
im Ausland im Einvernehmen mit dem Auswartigen Amt, dem Bundesministerium des In-
nern und fir Heimat und dem Bundesministerium der Finanzen befristet einen Zuschlag
zum Auslandszuschlag in H6he von aktuell bis zu 700 Euro monatlich im Verwaltungswege
festsetzen.

Der seit dem Jahr 2010 unveranderte HOchstbetrag des Zuschlags wird, in Anlehnung an
die seither mit der allgemeinen Besoldungsanpassung erfolgten Erhéhungen des Auslands-
zuschlags, auf 1 000 Euro erhéht, um die urspriinglich festgelegten Proportionen wieder-
herzustellen.

Zu Buchstabe b

Bei allgemeinen Auslandsverwendungen entstehen auch im Geschaftsbereich des Bundes-
ministeriums der Verteidigung Nachteile beim Aufbau einer eigenstandigen Altersvorsorge
fur die mitausreisenden Eheleute, die ihre zuvor ausgelibte sozialversicherungspflichtige
Erwerbstatigkeit einschranken oder aufgeben missen und sowohl im Ausland als auch bei
Ruckkehr ins Inland Schwierigkeiten bei der Arbeitsaufnahme ausgesetzt sind. Fir Verwen-
dungen zur Sicherstellung der Landes- und Bundnisverteidigung wird daher auch Soldatin-
nen und Soldaten sowie Beamtinnen und Beamten der Bundeswehr der sogenannte Ehe-
partnerzuschlag gewabhrt.

Zu Nummer 7

Unter Beriicksichtigung der Entwicklung der Auslandsdienstbeziige im Rahmen der letzten
Besoldungsanpassungen ist eine Anpassung des (nicht dynamisierten) Auslandsverwen-
dungszuschlags nach nunmehr funf Jahren — seit der letzten Anpassung mit dem Besol-
dungsstrukturenmodernisierungsgesetz — zur uneingeschrankten Erfiillung auch der Auf-
gaben im Rahmen der Landes- und Bindnisverteidigung, bei gleichzeitigem Erhalt der Be-
fahigung zu Einsatzen im Rahmen des internationalen Krisenmanagements sowie zu mili-
tarischen Evakuierungsoperationen, angezeigt. Ein Prgjudiz fir eine Dynamisierung des
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Auslandsverwendungszuschlags ist damit nicht verbunden, das heil3t, dass dieser weiterhin
nicht den Anpassungen nach § 14 des Bundesbesoldungsgesetzes unterliegt.

Zu Nummer 8
Zu Buchstabe a

Combat Controller sind unterstiitzende Koordinationskrafte fir die Luftlande- und Fern-
spahkrafte. Luftlande- und Fernspahkréafte gehdren zu den reaktionsschnellsten Kraften der
Bundeswehr. lhre Fahigkeiten sind im Rahmen der Landes- und Biindnisverteidigung und
fur Luftlandeoperationen an der NATO-Ostflanke unverzichtbar. Dabei miissen sie einsatz-
bereit, kaltstartfahig und durchhaltefdhig bereitstehen. Damit ihr vollstandiges Fahig-
keitsspektrum fur die Auftragserfillung der Streitkrafte zur Verfligung steht, sind sie auf
sogenannte ,Combat Controller* angewiesen. Combat Controller sind fur moderne Luft-
landeoperationen unentbehrlich. Sie tragen auf Grundlage einer hohen Spezialisierung und
breitgefacherten Qualifizierung grof3e Verantwortung fir Auftrag, Mensch und Material.
Ohne Combat Controller ist keine komplexe Luftlandeoperation mdglich.

Fallschirmjager kénnen mit dem Absprungvorgang nur beginnen, wenn der Combat Con-
troller die Landezone hinsichtlich der Beschaffenheit des Bodens sowie der Wind- und Wet-
terverhaltnisse freigegeben hat. Ebenso tragt der Combat Controller eine hohe Verantwor-
tung fir die an einer Ubung oder einer Luftlandeoperation beteiligten Soldatinnen und Sol-
daten.

Als Combat Controller werden nur Soldatinnen und Soldaten verwendet, welche die Lauf-
bahnausbildung, das heif3t die Ausbildung zum Fallschirmjagerfeldwebel, erfolgreich abge-
schlossen haben. Erst nach abgeschlossener Laufbahnausbildung und einem erfolgreich
abgeschlossenen, weiteren Eignungsfeststellungverfahren werden diese auf einem Dienst-
posten mit der Aufgabenbeschreibung Combat Controller verwendet. Damit sind ihnen die
herausgehobenen Aufgaben eines Combat Controllers Gibertragen. Combat Controller er-
werben im Laufe ihrer langandauernden und aufRerst anspruchsvollen Qualifizierung die
Basisqualifikationen A, B und C. Die damit verbundene, sich steigernde besondere Verant-
wortung soll geman § 42 Absatz 1 Bundesbesoldungsgesetz mit entsprechend gestaffelten
Zulagenbetragen honoriert werden.

Bis zum Abschluss der Basisqualifikation der Stufe B sollen die in der Luftlandebrigade 1
und bei der Fernspahkompanie 1 als Combat Controller verwendeten Soldatinnen und Sol-
daten eine Zulage in H6he von 150 Euro monatlich erhalten.

Nach Abschluss der Basisqualifikation der Stufe B, die mit einer militéarischen Lizenz fiir den
Flugverkehrskontrolldienst abschlief3t, sollen die in der Luftlandebrigade 1 und bei der Fern-
spahkompanie 1 als Combat Controller verwendeten Soldatinnen und Soldaten eine Zulage
in Hohe von 300 Euro monatlich erhalten.

Nach Abschluss der Basisqualifikation der Stufe C, die unter anderem mit dem Erwerb der
Befahigung, ein Combat-Control-Team fachlich anzuleiten, abschliel3t, sollen die in der Luft-
landebrigade 1 und bei der Fernspahkompanie 1 als Combat Controller verwendeten Sol-
datinnen und Soldaten eine Zulage in Hohe von 350 Euro monatlich erhalten.

Die Zulage fur Combat Controller soll nicht gewéhrt werden neben

o der Stellenzulage nach Anlage | Vorbemerkung Nummer 5a Absatz 1 Num-
mer 4 Bundesbesoldungsgesetz (Zulage fiir Beamte und Soldaten im milité&ri-
schen Flugsicherungsbetriebsdienst, Einsatzfiihrungsdienst und Geoinformati-
onsdienst der Bundeswehr),

o der Erschwerniszulage nach 8§ 23h der Verordnung uber die Gewéahrung von Er-
schwerniszulagen (Zulage fur Fallschirmspringer), und
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o der Erschwerniszulage nach § 23i der Verordnung Uber die Gewahrung von Er-
schwerniszulagen (Zulage fur Verwendungen im militarischen Flugsicherungs-
betriebsdienst und im Einsatzfihrungsdienst).

Eine Konkurrenzregelung zur Stellenzulage nach Anlage | Vorbemerkung Nummer 4 (Zu-
lage fur militdrische Fuhrungsfunktionen) ist nicht vorzusehen. Militdrische Fihrung als Tei-
leinheitsfuhrerin und Teileinheitsfiihrer (zum Beispiel Zugfiihrer oder Zugfuhrerin, Gruppen-
fuhrer oder Gruppenfihrerin) im Sinne der Zulage fur militdrische Fuhrungsfunktionen be-
inhaltet nicht zugleich das militarfachliche Anleiten durch den Combat Controller, beispiels-
weise das militérisch luftverkehrsfachliche Fuhren (Flugverkehrskontrolldienst) von Kampf-
flugzeugen und anderen Luftfahrzeugen in einer Luftlandeoperation oder bei Erfullung ei-
nes sonstigen militarfachlichen Auftrags.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anlage | sieht in der Vorbemerkung Nummer 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Bundesbe-
soldungsgesetz fiir Steuerer mit der Erlaubnis und Berechtigung zum Fiihren und Bedienen
unbemannter Luftfahrtgerate, die nach Instrumentenflugregeln gefiihrt und bedient werden
mussen, die Zulage in fliegerischer Verwendung vor. Diese soll erganzt werden um Perso-
nal, das den Steuerer als Waffensystemoperateur unterstiitzt. Auch dieses Personal bené-
tigt Kenntnisse auf vergleichbarem Niveau und nimmt besonders verantwortungsvolle Auf-
gaben wahr. Neuartige unbemannte Luftfahrtgerate sind ohne die Téatigkeiten des Waffen-
systemoperateurs nicht einsatzfahig.

Zu Doppelbuchstabe bb

Aufnahme der Regelung zum Erwerb der Erlaubnis und Berechtigung nach Absatz 1 Satz 1
Nummer 3 in die allgemeine Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums der Verteidi-

gung.

Durch das Besoldungsstrukturmodernisierungsgesetz wurde mit Wirkung zum 1. Ja-
nuar 2020 die Stellenzulage nach Anlage | Vorbemerkung Nummer 6 Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 dahingehend geé&ndert, dass auch Luftfahrzeugfiihrer auf3erhalb der Bundes-
wehr Anspruch auf diese Stellenzulage haben.

Allerdings unterblieb bei dieser Anpassung — ohne Absicht — eine entsprechende Anderung
in der Stellenzulage nach Anlage | Vorbemerkung Nummer 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4,
so dass diese bislang fir auerhalb der Bundeswehr eingesetzte sonstige standige Luft-
fahrzeugbesatzungsangehorige keine Anwendung findet. Mit Anpassung der Formulierung
wird nunmehr die Anwendung der Zulage auf Soldaten und Beamte auch bei einer (vo-
ribergehenden) Tatigkeit in anderen Einrichtungen des Bundes — also aul3erhalb der Bun-
deswehr — gewahrleistet.

Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa

Redaktionelle Anpassung zur Bezeichnung der Aufnahme von Verwendungen in der hyd-
roakustischen Aufklarung der Bundeswehr in die Anlage | Vorbemerkung Nummer 8a des
Bundesbesoldungsgesetzes.

Zu Doppelbuchstabe bb

Aufgrund der stetigen technologischen Weiterentwicklung hat sich die hydroakustische Auf-

klarung von Unterwassersignalen zu einem hochkomplexen Teil der militéarischen Aufkla-
rung entwickelt. Erkenntnisse aus der eigenen Erfassung und Analyse von
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Unterwassersignalen spielen eine wichtige Rolle sowohl in der nationalen Informationsbe-
darfsdeckung, in der Landes- und Bindnisverteidigung wie auch im Austausch mit den
Bundnispartnern.

Signhale im Unterwasserbereich sind hinsichtlich der Komplexitat ihrer Signalstruktur ver-
gleichbar mit Signalen des elektromagnetischen Spektrums.

Zu Buchstabe d

Die Ergdnzung der Amtsbezeichnung in der Besoldungsgruppe B 3 eréffnet die Méglichkeit,
dass die Funktion der Leitung eines Referats, die in obersten Bundesbehdrden den Besol-
dungsgruppen A 16 und B 3 zugeordnet ist, in der Bundestagsverwaltung auch von Beam-
ten des Polizeivollzugsdienstes ausgetibt werden kann. Eine entsprechende Amtsbezeich-
nung fur die Besoldungsgruppe A 16 steht bereits zur Verfugung und wird nun fir die Be-
soldungsgruppe B 3 gesetzlich nachgezeichnet.

Zu Nummer 9

Ergénzung der Anlage IX um die fir die Stellenzulage nach Anlage | Vorbemerkung Num-
mer 5b vorgesehenen Zulagenbetrage.

Zu Artikel 3 (Anderung der Soldatenmehrarbeitsvergiitungsverordnung)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Anderung der diesbeziiglichen arbeitszeitrechtli-
chen Vorschriften (8 30c Absatz 2 Soldatengesetz) in Artikel 6 Nummer 11 Buchstabe a.

Zu Nummer 2

Auf die Begrindung zu Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe b) wird verwiesen.
Zu Artikel 4 (Anderung des Bundesgleichstellungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Die Anderung ergibt sich aus der Aufnahme der Abséatze 2 bis 4 in § 15 des Bundesgleich-
stellungsgesetzes.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe aund b

Die Anderung ergibt sich aus der Aufnahme der Absatze 2 bis 4 in § 15 des Bundesgleich-
stellungsgesetzes.

Zu Buchstabe ¢

Die Mdglichkeit der Erstattung von Betreuungskosten fur Kinder und pflegebeddrftige Per-
sonen nach dem neuen Absatz 2 stellt eine die Erstattungsmdglichkeit nach § 10 Absatz 2
Satz 4 Nummer 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes erganzende MalRnahme fur eine
bessere Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Berufstétigkeit dar. Dabei ist unerheblich, ob
die Betreuungskosten fir ein Kind oder eine pflegebedirftige Person entstanden sind. Es
wird geregelt, dass auf Antrag zusatzlich anfallende unabwendbare Betreuungskosten er-
stattet werden konnen. Zusatzliche Kosten sind Mehraufwendungen. Die Erstattungsmog-
lichkeit ist als Unterstitzungsleistung angelegt, weshalb sie auf zusatzliche und unabwend-
bare Kosten begrenzt ist. Unabwendbar sind Betreuungskosten, wenn die
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kostenverursachende Betreuung tatsachlich erforderlich ist und nicht anderweitig und kos-
tenneutral bewaltigt werden kann.

Die Regelung des Absatzes 2 Nummer 3 ist erforderlich flir die Abgrenzung zu der Mog-
lichkeit der Erstattung von Betreuungskosten im Zusammenhang mit dienstlichen Fortbil-
dungsmaflinahmen, Dienstreisen und der Teilnahme an dienstlichen Ausbildungen nach
§ 10 Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes. Nur soweit die Erstat-
tung der Kosten nicht schon nach der speziellen Regelung des § 10 Absatz 2 Satz 4 Num-
mer 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes erfolgen kann, kommt gemafld § 15 Absatz 2
Nummer 3 des Bundesgleichstellungsgesetzes eine Erstattung in Betracht. Die Erstattung
steht im Ermessen der Dienststelle und unter dem Vorbehalt der dafiir vorhandenen Haus-
haltsmittel.

Absatz 3 normiert den Kausalzusammenhang zwischen den anfallenden Betreuungskosten
und den MalBnahmen nach den Nummern 1 bis 2. Die neu eingefiihrte Erstattungsmaoglich-
keit nach Nummer 1 setzt dienstlich bedingte Abwesenheiten vom regelmafigen Dienstort,
wie beispielsweise Abordnungen und Zuweisungen der Beschéftigten, voraus. Aufgrund
des Absatzes 1 Nummer 3 und dem dadurch geltenden Vorrang des Erstattungstatbe-
stands des § 10 Absatz 2 Satz 4 Nummer 2 des Bundesgleichstellungsgesetzes bestehen
nach der vorliegenden Regelung keine Anspriiche wegen dienstlich bedingter Abwesenheit
in Form von Dienstreisen, dienstlichen Fortbildungen oder dienstlichen Ausbildungen im
Sinne des § 10 Absatz 2 Satz 1 und 3 des Bundesgleichstellungsgesetzes.

Erganzend werden von Nummer 2 diejenigen Félle erfasst, in denen in bestimmten Krisen-
lagen am regelmafigen Dienstort von der regelméaligen Arbeitszeit abweichende Arbeits-
zeiten zur Unterstitzung der Streitkréfte bei der Bewaltigung von Krisenlagen erforderlich
sind. Der Dienst oder die Arbeitsleistung dirfen dabei nicht innerhalb der vereinbarten re-
gelmafigen Arbeitszeit liegen. Ausschlaggebend fur den Erstattungsanspruch ist die Un-
terstiitzung der Streitkréafte bei der Bewaltigung einer Krisenlage. Die blof3e Anordnung oder
die Genehmigung von Mehrarbeit nach 8§ 88 des Bundesbeamtengesetzes oder § 6 Ab-
satz 5 des Tarifvertrags fir den Offentlichen Dienst oder von Uberstunden nach § 7 Ab-
satz 7 des Tarifvertrags fir den Offentlichen Dienst sind beispielsweise fiir die Erstattung
nicht ausreichend. Die von Nummer 2 erfasste Mehrbeanspruchung fiihrt haufig zu Betreu-
ungsproblemen, weil durch diese dienstlich veranlassten Mafinahmen zumeist ein von der
Regelbetreuung abweichender Bedarf entsteht, der im Regeldienstbetrieb durch die Be-
troffenen auBBerhalb der Regeldienstzeiten selbst wahrgenommen wird.

Der Absatz 4 enthélt in den Nummern 1 bis 6 Regelbeispiele zu Krisenlagen im Sinne des
Absatzes 3 Nummer 2. Demnach sind Krisenlagen Lagen, in denen militarisches Personal
zur Krisenbewaltigung oder zur Vorbereitung der Krisenbewadltigung im Zusammenhang mit
den Aufgaben der Bundeswehr nach den Artikeln 24, 35 und 87a des Grundgesetzes her-
angezogen wird, wie zum Beispiel zu einer ablauforganisatorischen Einrichtung von Lage-
zentren, zu Bereitschaftsdiensten an einem bestimmten Ort, zu MalBhahmen zum Herstel-
len der Einsatzbereitschaft, zu AmtshilfemalRnahmen, zur Katastrophenhilfe, zu besonde-
ren Mafinahmen im Rahmen von Bundnisverpflichtungen im In- und Ausland (etwa Ausbil-
dungsmafinahmen, Unterstitzungsleistungen fur Verbindete), zu Notstandsmaflinahmen
oder zum Einsatz im Spannungs- und Verteidigungsfall.

Durch die Begrenzung auf zusatzliche und unabwendbare Betreuungskosten wird ein an-
gemessener Ausgleich der Verantwortungsbereiche Familie/Pflege und Berufstatigkeit ge-
schaffen.

Zu Artikel 5 (Anderung des Wehrpflichtgesetzes)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 6 Nummer 9.
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Zu Artikel 6 (Anderung des Soldatengesetzes)

Zu Nummern 1, 4 bis 5

Es handelt sich um Folgeanderungen zu Anderungen in Nummer 6.
Zu Nummer 2 und Nummer 3

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung der Bezeichnung.
Zu Nummer 6

Die Datenverarbeitung durch die Feldjager der Bundeswehr bedarf einer gesetzlichen
Grundlage, weil die spezifischen und vielschichtigen Aufgaben im Feldjagerdienst die Ver-
arbeitung von personenbezogenen Daten erfordern, welche die Feldjager aufgrund beste-
hender Auskunftspflichten oder durch freiwillige Angaben erlangen. Diese Grundlage wird
mit dem neu eingefiigten § 29b geschaffen. Mit der vorliegenden Regelung werden dage-
gen keine neuen Auskunftspflichten von Soldatinnen und Soldaten und von Zivilpersonen
statuiert.

Zu den Kernaufgaben der Feldjager gehtéren nach der Allgemeinen Regelung 256/1 VS-
NfD (,Feldjager’) der Militarische Ordnungsdienst, der Militdrische Verkehrsdienst, die
Wahrnehmung von Sicherheitsaufgaben, die Durchfiihrung von Erhebungen und Ermittlun-
gen, der Heimat-, Raum- und Objektschutz und Gewahrsamsaufgaben.

Es wird dafiir eine eigenstandige Rechtsgrundlage flr Datenverarbeitung der Feldjager ge-
schaffen, in der die spezifisch gesetzlich erforderlichen Regelungen zur Datenverarbeitung
durch die Feldjager enthalten sind, damit sie die bisherigen, oben genannten Aufgaben
rechtskonform erfiillen kdnnen. Eine entsprechende Regelung fur die Feldjager ist erforder-
lich, um eine datenschutzkonforme Auftragserfillung zu erméglichen und den handelnden
Personen Handlungssicherheit zu geben. Dies schliel3t die Verarbeitung von Daten fiir eine
revisionssichere Dokumentation der Sachverhalte ein, die zur Auftragserfullung gehdoren,
insbesondere in der Zusammenarbeit mit Dritten (Disziplinarvorgesetzte, Gerichte) und mit
dem Melde- und Berichtswesen. Hierflr wird an die Stelle des § 29b ein neuer Paragraf
eingefugt.

Mit Absatz 1 wird eine allgemeine Rechtsgrundlage geschaffen fir die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten durch Feldjager im Rahmen ihrer Kernaufgaben, wie sie in der Allge-
meinen Regelung A-256/1-VS-NfD ,Feldjager” (Abschnitt 1.2) ndher beschrieben sind und
bei denen zur Aufgabenerfiillung zwangslaufig eine Verarbeitung personenbezogener Da-
ten erforderlich ist. Zu den spezifischen Aufgaben der Feldjager gehdrt ein revisionssiche-
res (gerichtsverwertbares) Dokumentieren von Sachverhalten, wobei personenbezogene
Daten sowohl von Bundeswehrangehdrigen, von Angehdrigen auslandischer Streitkrafte
als auch unter Umstanden von anderen Personen (zum Beispiel von zivilen Zeuginnen oder
Zeugen) verarbeitet und erforderlichenfalls an zustandige Stellen tGbermittelt werden.

Die Kernaufgaben der Feldjager werden nachfolgend dargestellt:

Der militéarische Ordnungsdienst umfasst die Unterstitzung von hilfesuchenden Soldatin-
nen und Soldaten, ferner Malihahmen der vorlaufigen Festnahme von Personen, woflr die
Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere zur Feststellung der Person und
gegebenenfalls ihrer Zugehorigkeit zur Bundeswehr, unabdingbar ist.

Im militdrischen Verkehrsdienst haben Feldjager die Aufgabe, die taktische und operative
Bewegungsfreiheit der Streitkrafte zu gewahrleisten. Dabei leiten sie Befehle der Fihrung
weiter, unterstiitzen die Fiihrung der marschierenden Truppenteile, stellen bei Bedarf deren
Information Uber den weiteren Marschverlauf sicher und warnen oder regeln den Zivilver-
kehr. Der Verkehrsdienst umfasst auch Gefahrgut- und Gro3raumtransporte sowie
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Schwertransporte und dartiber hinaus Ladungssicherungskontrollen sowie die Einhaltung
der Kraftfahrbestimmungen beim Fihren von Dienstfahrzeugen der Bundeswehr. Dies er-
fordert das Fuhren von Kontrolllisten zur Dokumentation von Geschwindigkeits-, Kraftfahr-
zeug-, Ladungssicherungs- und Gefahrgutkontrollen; letztere auch gegeniber auslandi-
schen Streitkraften. Dazu gehort auch die Durchfiihrung von Kontrollen der Fahrtiichtigkeit
von Kraftfahrerinnen und Kraftfahren der Bundeswehr durch Alkohol- und Betdubungsmit-
telkontrollen. Zum Verkehrsdienst gehort ferner die Kraftfahrzeugunfallaufnahme, wenn ein
Fahrzeug der Bundeswehr an einem Verkehrsunfall beteiligt ist. In einem solchen Fall ha-
ben Soldatinnen und Soldaten einer Feldjagerstreife den Auftrag, zur Sicherung von An-
sprichen des Bundes gegeniber der Unfallverursacherin oder dem Unfallverursacher
Malnahmen zur Erhebung der Unfallursache, Feststellung der Unfallbeteiligten und zur
Absicherung der Unfallstelle zu treffen und erforderlichenfalls Erste Hilfe zu leisten. Zu den
Aufgaben der Unfallaufnahme gehdrt auch, sich von der Fahrerin oder dem Fahrer eines
Bundeswehrfahrzeuges den Truppenausweis oder Dienstausweis, den Dienstflihrerschein
der Bundeswehr, den Fahrauftrag, die Zulassungsbescheinigung, das Bordbuch und bei
Beforderung von gefahrlichen Gitern die Beférderungs- und Begleitpapiere vorzeigen und
aushandigen zu lassen. Zivilpersonen, die nicht Angehorige der Bundeswehr, aber Unfall-
beteiligte sind, haben Mitteilungspflichten nach § 34 der StraRenverkehrsordnung hinsicht-
lich ihrer Unfallbeteiligung, ihres Namens, ihrer Anschriften und Uber ihre Haftpflichtversi-
cherung. Diese Pflicht besteht auch gegeniber Feldjagerkraften, die an der Unfallstelle die
Interessen des Dienstherrn als moglicherweise Geschadigten wahrnehmen. Die Angaben
von zivilen Unfallbeteiligten missen an die fiir die Durchsetzung der Anspriiche des Bundes
zustandigen Stellen weitergegeben werden, damit diese ihre Aufgabe erfullen und etwaige
Schadensersatzanspriiche des Bundes durchsetzen kdénnen.

Zu den Sicherheitsaufgaben, die eine Verarbeitung von personenbezogenen Daten erfor-
dern, gehdren nach § 4 des Gesetzes Uber den unmittelbaren Zwang und die Auslibung
besonderer Befugnisse durch Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr und verbiindeter
Streitkréfte sowie zivile Wachpersonen das Anhalten und die Personeniberprifung inner-
halb von Militarischen Sicherheitsbereichen bei Verdacht eines unberechtigten Betretens
oder Befahrens von Truppenibungsplatzen, Standortiibungspléatzen und anderen nicht be-
wachten Bundeswehr-Liegenschaften durch unberechtigte Personen. Die Erfullung dieser
Aufgaben erfordert die Verarbeitung von personenbezogenen Daten und deren Ubermitt-
lung an zustandige Stellen, insbesondere eine Meldung tber die zustandige Liegenschafts-
verantwortliche oder den zustéandigen Liegenschaftsverantwortlichen an die Bu3geldstelle
des Bundesamtes fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
mittels Anzeige geman § 114 des Ordnungswidrigkeitengesetzes zur Einleitung eines Bul3-
geldverfahrens. Zu den Sicherheitsaufgaben gehort ferner das Fuihren von Ubersichten mit
personenbezogenen Daten von Schutzpersonen im Rahmen von Personen- und Begleit-
schutz sowie von Zielpersonen im Rahmen von Zugriffsdurchsuchungen.

Besondere Bedeutung kommt dabei dem Schutz von besonders gefahrdeten Personen zu.
Personenschutz beschreibt den permanenten und persénlichen Nahschutz fur eine Einzel-
person, der als Malinahme der Gefahrenabwehr durch ein Personenschutzkommando si-
chergestellt wird, das in der Regel aus sechs speziell ausgebildeten Personenschutzkraften
besteht.

Feldjager stellen im Rahmen der jeweiligen Befugnisse nach dem Gesetz Uiber die Anwen-
dung unmittelbaren Zwangs und die Austbung besonderer Befugnisse durch Soldaten der
Bundeswehr und verbiindete Streitkrafte sowie zivile Wachpersonen und nach der Wehr-
disziplinarordnung, der multinationalen oder internationalen sowie der vélkerrechtlichen
Vorgaben Erhebungen und Ermittlungen an. Erhebungen durch Feldjager sind Feststellun-
gen eines Sachverhaltes im dienstlichen Bereich mit dem Ziel, gesetzes- oder pflichtwid-
rige, ungeklarte Zustande und Sachverhalte festzustellen und zur Beseitigung oder Aufkla-
rung auch dann beizutragen, wenn zustandige Vorgesetzte nicht oder nicht rechtzeitig er-
reichbar sind und die Mal3nahme keinen Aufschub duldet. Ermittlungen erfolgen aufgrund
eines schriftlichen Ersuchens oder einer Beauftragung von Disziplinarvorgesetzten, von
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Wehrdisziplinaranwaltschaften oder von einer Ermittlungskommission im Auftrag des Bun-
desministeriums der Verteidigung zum Zweck der Aufklarung eines Dienstvergehens.

Die Erfullung dieser Aufgaben erfordert die Verarbeitung von personenbezogenen Daten
und deren Ubermittlung an zustandige Stellen (zum Beispiel Kommandobehdrden oder
Webhrdisziplinaranwaltschaften). Dabei erfolgt die Informationsverarbeitung zum Zwecke ei-
ner gerichtsverwertbaren Beweisdokumentation, die eine Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten von Angehdrigen der Bundeswehr, auslandischer Streitkrafte oder auch von
anderen Personen (zum Beispiel von zivilen Zeuginnen und Zeugen) umfassen kann.

Im Rahmen von Erhebungen und Ermittlungen fiihren Feldjdger auch Nachforschungen
nach unerlaubt von der Truppe abwesenden Soldaten und Soldatinnen mit dem Ziel durch,
die Aufrechterhaltung der Disziplin und militdrischen Ordnung zu gewdhrleisten und die
personelle Einsatzbereitschaft der Truppe wiederherzustellen.

Die Nachforschung nach unerlaubt Abwesenden hat eine erhebliche Bedeutung fur die Wie-
derherstellung der personellen Einsatzbereitschaft der Truppe und dient der Aufrechterhal-
tung der Disziplin, der militarischen Ordnung und Sicherheit, weil die unerlaubte Abwesen-
heit einer Soldatin oder eines Soldaten zumindest eine Verletzung der Dienstleistungspflicht
nach dem Soldatengesetz bedeutet, unter Umstanden aber auch eine Straftat nach den
8§ 15, 16 des Wehrstrafgesetzes darstellen kann.

Fur die ldentifikation der gesuchten Personen werden Angaben zum Namen, Vornamen,
der Anschrift, erforderlichenfalls auch die Kenntnis korperlicher Merkmale (Kérperschmuck,
Tatowierungen, Haarfarbe und -tracht) oder auch Gesundheitsdaten bendtigt. Diese Daten
dienen der Verifikation von Rechtfertigungsgriinden, zum Beispiel wenn eine Erkrankung
vorliegt, und unter Umstanden auch dazu, geeignete Flrsorgemalinahmen zu treffen, wenn
die gesuchte Person tatsachlich angetroffen wird und arztliche Hilfe notwendig ist. Ferner
sind und unter anderem im Rahmen des Eigenschutzes der eingesetzten Feldjager Kennt-
nisse Uber mogliche Milieu- und Gruppenzugehdrigkeiten erforderlich.

Im Zuge der Gesprachsaufklarung oder bei unaufgeforderten AuRRerungen von befragten
Personen bei einer Nachforschung (zum Beispiel Familienangehdrige) werden weitere per-
sonenbezogene Daten verarbeitet, soweit diese Ruckschlisse auf den Aufenthaltsort der
gesuchten Person erlauben. Solche Daten sollen, soweit dies zur Aufgabenerflillung erfor-
derlich ist, genutzt werden durfen und werden von Absatz 4 erfasst.

Im Heimat-, Raum- und Objektschutz unterstiitzen Feldjager mit dem vorrangigen Ziel, Be-
schadigungen, Zerstérungen, Inbesitznahme durch Dritte oder andere Beeintrachtigungen
der Funktion von Objekten zu verhindern. Der Feldjagerbeitrag zum Heimatschutz besteht
vorrangig in der Unterstltzung der Absicherung militéarischer Anlagen und Einrichtungen
von hoher Bedeutung der Bundeswehr und der Stationierungsstreitkrafte verbindeter
Streitkréafte im Inland. Der Beitrag der Feldjager zum Objektschutz umfasst neben Beitrdgen
zum Schutz militarischer Objekte bei Vorliegen der verfassungsrechtlichen Voraussetzun-
gen nach Artikel 87a Absatz 3 und 4 sowie Artikel 35 Absatz 2 und 3 des Grundgesetzes
auch den Schutz von besonders eingestuften und sicherheitsgefahrdeten Objekten sowie
kritischer Infrastruktur entsprechend den Vorgaben des Bundesministeriums des Innern zur
Nationalen Strategie zum Schutz Kritischer Infrastrukturen (KRITIS-Strategie). Dies erfor-
dert eine Datenverarbeitung bei Naturkatastrophen oder besonders schweren Unglicksfal-
len im verfassungsrechtlichen Rahmen auf Weisung des Bundesministeriums der Verteidi-
gung durch Wahrnehmung hoheitlicher Befugnisse nach Mal3gabe des jeweiligen Landes-
rechts nach Ubertragung durch die zustandigen Stellen.

Gewahrsamsaufgaben der Feldjager erfordern die Verarbeitung von personenbezogenen
Daten in den Phasen der Ingewahrsamnahme, des Transports von in Gewahrsam genom-
menen Personen und der Vollziehung des Gewahrsams, weil hier Feststellungen zur Per-
son des in Gewahrsam Genommenen getroffen werden mussen. Diese Aufgabe erfordert



-51-

auch erkennungsdienstliche Ma3nahmen wie die manuelle sowie maschinelle Erhebung
korperlicher oder verhaltenstypischer Merkmale von Personen, die mittels automatisierter
Prozesse ausgewertet werden, um sie eindeutig voneinander unterscheiden zu kénnen (bi-
ometrische Erkennung von Individuen).

Im Rahmen von Auslandseinsatzen, zum Beispiel im Verbund mit Behdrden und Organisa-
tionen mit Sicherheitsaufgaben im Einsatzgebiet und Militarpolizeikréften anderer Nationen
sowie bei der Durchfihrung vorrangig stationarer Aufgaben, wie zum Beispiel beim Betrieb
von temporaren Checkpoints, Beitragen zu Gewahrsamsaufgaben und der Mitwirkung beim
Schutz von Objekten durch Objekt- und Zugangskontrollen, kann es erforderlich sein, bio-
metrische Daten zur eindeutigen Identifizierung von Personen zu erheben.

Nach den Mal3gaben von § 1 Absatz 8 des Bundesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit
Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 ist jedoch die Verarbeitung von Daten zur
weltanschaulichen Uberzeugung, Gesundheitsdaten, biometrischen Daten und geneti-
schen Daten grundsétzlich nicht erlaubt. Gleichwohl ist fir die Aufgabenerfillung im Feld-
jagerwesen der Bundeswehr die Verarbeitung von Gesundheitsdaten und — je nach Aufga-
benerflllung — auch von biometrischen Daten sowie genetischen Daten und fur die Aufga-
benerflllung bei militdrischen Evakuierungsoperationen die Verarbeitung von Daten zur
weltanschaulichen Uberzeugung und politischen Meinung erforderlich. Die in Artikel 9 Ab-
satz 2 Buchstabe g der Verordnung (EU) 2016/679 normierte Offnungsklausel fiir einen ge-
setzlichen Ausnahmetatbestand wird tber § 22 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b und Ab-
satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes hinaus fiir den hier betroffenen Bereich durch Ab-
satz 1 in Verbindung mit den Absatzen 4 und 5 erganzt.

Absatz 2 regelt in Satz 1 und Satz 3 die Hinweis- und Auskunftspflichten gegeniber den
von einer Datenerhebung betroffenen Personen. Hierzu mussen Feldjager in den genann-
ten Fallen Personen oder nichtéffentliche Stellen auf den Umfang ihrer Auskunftspflicht und
auf die Rechtsgrundlage der Datenerhebung hinweisen. Die allgemeinen datenschutzrecht-
lichen Regelungen der 88 32 fortfolgende und § 55 Bundesdatenschutzgesetz bleiben un-
bertihrt. Soweit Uber § 1 Absatz 8 des Bundesdatenschutzgesetzes der Anwendungsbe-
reich der Datenschutzgrundverordnung eréffnet ist, werden die Artikel 13 und 14 Daten-
schutzgrundverordnung Uber die 88§ 32 fortfolgende Bundesdatenschutzgesetz hinaus ge-
mal Artikel 23 Datenschutzgrundverordnung eingeschrankt. Sofern eine Auskunftspflicht
nicht besteht, ist auf die Freiwilligkeit der Auskunft hinzuweisen. Aus dem neu eingefiigten
8§ 29b selbst ergeben sich keine Auskunftspflichten von militarischem Personal oder von
Zivilpersonen. Es geht daher um Auskunftspflichten aufgrund bestehender Rechtsgrundla-
gen.

Absatz 3 ermdglicht flr spezifische Feldjageraufgaben die Verarbeitung besonders schutz-
bedurftiger personenbezogener Daten, soweit dies fur die jeweilige Aufgabe erforderlich ist.
Fur die besonderen Feldjageraufgaben der Ingewahrsamnahme, der Tatort-, Ereignisort-
und Spurensicherung sowie der Sicherstellung von Beweismaterial bedarf es einer den in
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g der Verordnung (EU) 2016/679 normierten Voraussetzun-
gen geniigenden Rechtsgrundlage fur die Verarbeitung biometrischer Daten. Diese wird mit
Absatz 4 Nummer 2 geschaffen. Die dort geforderte VerhaltnismaRigkeit wird durch die Be-
schrankung auf die dienstlich erforderlichen Anwendungsfalle gewahrleistet.

Die Aufnahme von Verkehrsunféllen (Nummer 1 Buchstabe a) erfordert Erhebungen zu den
Unfallursachen, zum Unfallhergang und den Personalien der Unfallbeteiligten, wozu gege-
benenfalls auch die Verarbeitung von Gesundheitsdaten gehdort, zum Beispiel zur Aufkla-
rung des Sachverhalts und Dokumentation von Verletzungen Unfallbeteiligter oder der
Frage, ob der oder die Kraftfahrende eine Sehhilfe tragen muss, oder ob der Verdacht der
Fahruntichtigkeit besteht. Dies dient auch der Sicherung von méglichen Ansprichen des
Dienstherrn gegen Unfallbeteiligte. Ohne entsprechende Angaben ist die Durchsetzung sol-
cher Anspriche nicht méglich.
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Fahrtuchtigkeitskontrollen von Kraftfahrern der Bundeswehr (Nummer 1 Buchstabe b) als
Bestandteil der Aufgaben des militdrischen Verkehrsdienstes dienen der Verkehrssicher-
heit und dem Einhalten von Vorschriften, Weisungen und Befehlen, welche der Feldjager
als verlangerter Arm fur Dienstvorgesetzte kontrolliert. Die Kontrollen erfordern somit die
Verarbeitung von Gesundheitsdaten wegen der Feststellung der Fahrtiichtigkeit (zum Bei-
spiel Missbrauch von Betdubungsmitteln oder Alkohol, eine Dauermedikation, welche eine
Fahruntlchtigkeit ausldst, das vorgeschriebene Tragen einer Sehhilfe, ein grundsatzlich
attestiertes Fahrverbot).

Die im Rahmen der Durchfihrung von Erhebungen und Ermittlungen notwendige Tatort-,
Ereignis- und Spurensicherung (Nummer 1 Buchstabe c) ist ohne Verarbeitung von Ge-
sundheitsdaten nicht leistbar. Diese ist unter anderem erforderlich, wenn Verstof3e gegen
Vorschriften zum Umgang mit Betaubungsmitteln nachzuweisen sind, ferner bei Ermittlun-
gen im Zusammenhang mit dem Konsum von Alkohol, beim Aufnehmen von Verletzungs-
mustern bei Personen im Zusammenhang mit besonderen Vorkommnissen, beim Auswer-
ten von arztlichen Dokumentationen (zum Beispiel Leichenschau) zur Erstellung eines ob-
jektiven Tatortbefunds.

Die Aufgabe der Ingewahrsamnahme (Nummer 1 Buchstabe d) erfordert neben Angaben
zu Namen, Vornamen und Zugehorigkeit zur Bundeswehr auch erkennungsdienstliche
Mafnahmen wie die manuelle sowie maschinelle Erhebung kdrperlicher oder verhaltensty-
pischer Merkmale von Personen, die mittels automatisierter Prozesse ausgewertet werden,
um sie eindeutig voneinander unterscheiden zu kdnnen (biometrische Erkennung von Indi-
viduen). Entsprechendes gilt im Rahmen der Tatort-, Ereignisort- und Spurensicherung so-
wie der Sicherstellung erkennungsdienstlicher Kriterien fiir eine gerichtsfeste Dokumenta-
tion.

Daruber hinaus ist die Verarbeitung von Gesundheitsdaten im Personen- und Begleitschutz
(Nummer 1 Buchstabe e) zwingend erforderlich. Hier missen die eingesetzten Feldjager
alle notwendigen Informationen Uber die zu schitzenden Personen erhalten, um fir eine
geeignete Betreuung zu sorgen und auch die eigenen SchutzmalRnahmen daran auszurich-
ten.

Die Nachforschung nach unerlaubt Abwesenden (Nummer 1 Buchstabe f) erfordert die Ver-
arbeitung von Gesundheitsdaten, weil die eingesetzten Feldjager ein umfassendes Lage-
bild bendtigen, um gegebenenfalls die gesuchte Person angemessen medizinisch betreuen
zu kénnen oder sich auf etwaige Gefahrdungen (Eigenschutz, zum Beispiel offene Tuber-
kulose, psychische Probleme wie etwa Suizidgefahrdung) der unerlaubt abwesenden Per-
son einstellen zu kénnen. Auch das Wissen Uber regelméaRige Arztbesuche dient zur Auf-
enthaltsfeststellung.

Die Durchfiihrung von militarischen Evakuierungsoperationen im Ausland durch die Bun-
deswehr ist als volkergewohnheitsrechtlich anerkannte Ausnahme vom Gewaltverbot des
Artikels 2 Absatz 4 der Charta der Vereinten Nationen Teil der gegenwartigen Staatenpra-
xis. Sofern sich Deutschland mit eigenen Kréften an solchen Operationen beteiligt, kommt
Feldjagern wegen ihrer spezifischen Kompetenz regelmafig eine Schlisselfunktion zu.
Wenn die Evakuierungsoperation rein national durchgefihrt wird, erfolgt dies im Rahmen
der Verteidigung gemar Artikel 87a Absatz 1 des Grundgesetzes, im Falle einer multinati-
onalen Durchfihrung von Evakuierungsoperationen im Rahmen eines Systems kollektiver
Sicherheit nach Artikel 24 Absatz 2 des Grundgesetzes. In Abhangigkeit vom Einsatzort
und der Sicherheitslage erfolgt die Beteiligung der Bundeswehr nach Zustimmung des
Deutschen Bundestages auf Grundlage von § 1 Absatz 2 des Gesetzes Uber die parlamen-
tarische Beteiligung bei der Entscheidung tber den Einsatz bewaffneter Streitkrafte im Aus-
land.

Da nach den MaRRgaben von 8§ 1 Absatz 8 des Bundesdatenschutzgesetzes in Verbindung
mit Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 die Verarbeitung von Daten zur
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weltanschaulichen Uberzeugung, Gesundheitsdaten, biometrischen Daten und geneti-
schen Daten grundsatzlich nicht erlaubt ist, aber fir die effektive Aufgabenerfillung die
Verarbeitung und Ubermittlung solcher Daten erforderlich ist, wird in Absatz 4 eine dem
Ausnahmetatbestand des § 22 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢ des Bundesdatenschutz-
gesetzes entsprechende Erlaubnisnorm geschaffen.

Die Durchfuhrung militéarischer Evakuierungsoperationen ist ein vielschichtiger Prozess, bei
dem mit verschiedenen Evakuierungsmitteln (zivil beziehungsweise militarisch) verschie-
dene Evakuierungswege (See, Land oder Luft) gegebenenfalls auch kombiniert genutzt
werden missen und bei dem eine unbestimmte Zahl von Personen transportiert werden
muss; dabei kann es sich um deutsche Staatsangehorige, um Angehdrige verbiindeter Na-
tionen oder auch sonstige Zivilpersonen, zum Beispiel Ortskrafte, handeln, deren jeweiliger
Gesundheitszustand (etwaige Erkrankungen oder Verwundungen), deren jeweiliger ethni-
scher und religiéser Hintergrund und gegebenenfalls deren politische oder weltanschauli-
che Einstellung zu bericksichtigen sind, um eine angemessene Betreuung und Firsorge
und die Sicherheit wahrend der Evakuierung zu gewahrleisten. Dabei ist die Verarbeitung
personenbezogener Daten der zu evakuierenden Personen unerlasslich. Um den Schutz
dieser Personen und auch eine revisionssichere Dokumentation der Evakuierungsopera-
tion zu gewahrleisten, kann sowohl die Verarbeitung von Gesundheitsdaten als auch von
biometrischen Daten sowie von Angaben zu religidsen oder weltanschaulichen Uberzeu-
gungen sowie zu politischen Meinungen erforderlich sein. Dies ist von dem jeweiligen Per-
sonenkreis und der konkreten Lage abhangig. Die Erhebung biometrischer Daten kann zur
Identifizierung der zu evakuierenden Person erforderlich sein. Die Erhebung von Gesund-
heitsdaten ist nicht zuletzt aus Griinden der Firsorge geboten, falls zu evakuierende Per-
sonen nicht gehféahig sind, nur liegend transportiert werden kdnnen oder besondere ge-
sundheitliche Umstande (Schwangerschaften, Medikationen, Verletzungen) vorliegen und
der Bedarf an Begleitpersonen besteht. Bei der Evakuierungsoperation ist ferner die Erhe-
bung von religiésen, weltanschaulichen Uberzeugungen und politischen Meinungen bei Zi-
vilpersonen erforderlich, um aus Griinden der Sicherheit bestimmte Ethnien oder Gruppen
getrennt voneinander unterzubringen und zu transportieren, um damit gruppendynami-
schen Prozessen und potentiellen Konflikten vorzubeugen.

Die erforderlichen spezifischen Malinahmen zur Wahrung der Interessen der Personen,
deren Daten verarbeitet werden, sind mit dem Verweis in Absatz 5 auf die nach der Verord-
nung (EU) 2016/679 einzuhaltenden technischen und organisatorischen Schutzmaflnah-
men getroffen.

Zu Nummer 7

Es handelt sich bei dieser formalen Neufassung lediglich um eine Korrektur, die inhaltlich
keine Anderungen bewirkt:

Die Neufassung des Absatzes 2 ist erforderlich, um eine fehlerhafte Verweisung in dessen
Satz 5 (anstatt § 110 Absatz 2 ist 8 110 Absatz 3 des Bundesbeamtengesetzes gemeint)
und eine fehlgehende Korrektur dieser Verweisung zu korrigieren: Der gemalf3 Artikel 90
Absatz 1 am 1. Januar 2025 — und damit vor dem vorliegenden Gesetz — in Kraft tretende
Artikel 5 Nummer 3 des Gesetzes Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten
und zur Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts vom 21. August 2021 (BGBI. |
S. 3932), das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 |
Nr. 408) geandert worden ist, bezieht sich bei der Korrektur der Verweisung féalschlicher-
weise auf § 29b Absatz 2 Satz 2 anstatt auf Satz 5 SG.

Um eindeutig zu regeln, welcher Wortlaut gilt, wird Absatz 2 daher formal neu gefasst. In-
haltlich entspricht er vollstindig dem bisherigen Absatz 2. Lediglich die Verweisung in
Satz 5 wird korrigiert (kiinftig 8 110 Absatz 3 statt § 110 Absatz 2 des Bundesbeamtenge-
setzes).
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Zu Nummer 8

Es handelt sich um eine Folge&nderung durch den neu formulierten § 29b.
Zu Nummer 9

Es handelt sich um eine Folgeédnderung durch den neu formulierten § 29b.
Zu Nummer 10

Soldatinnen und Soldaten in Auslandsverwendungen, die sich fur einen Umzug ins Ausland
entscheiden, mussten damit rechnen, erhebliche finanzielle Nachteile zu erleiden. Dies gilt
insbesondere fir diejenigen, die wegen der groRen Entfernung ihres Auslandsdienstortes
von der Wahloption der Drei-plus-Fiinf-Regelung zwischen Umzugskostenvergiitung und
Trennungsgeld des § 3 Absatz 3 des Bundesumzugskostengesetzes keinen sinnvollen Ge-
brauch machen konnten. Das Pendeln zwischen dem neuen Wohnort und dem Dienstort
im Inland nach beendeter Auslandsverwendung und Umzugsdurchfihrung flhrte zu erheb-
lichen finanziellen Mehrbelastungen, wenn der gewahlte Familienwohnort im Inland nicht
am neuen Dienstort und auf3erhalb des Einzugsgebiets der neuen Dienststatte liegt. Die
Regelung stellt nunmehr sicher, dass ihnen aufgrund ihrer Auslandsverwendung keine un-
zumutbaren Nachteile entstehen.

Die Option des Wahlrechtes zwischen der Zusage der Umzugskostenvergttung und dem
Bezug von Trennungsgeld nach der Drei-plus-Flinf-Regelung ist bereits in § 3 Absatz 3 des
Bundesumzugskostengesetzes gesetzlich verankert. Damit ist der Gesetzgeber von der An-
nahme abgeriickt, dass die regelmaRige Folge der Versetzung und der damit geforderten
beruflichen Mobilitat ein Umzug sei. Aus dieser Gewichtung folgt, dass auch ein tUberwie-
gendes Getrenntleben und die damit verbundenen finanziellen Mehrbelastungen einer
gleichwertigen Abfindung bedirfen. Werden also die Kosten eines Umzugs in vollem Um-
fang abgegolten, muss dies auch fiir die Kosten des Getrenntlebens unabhangig vom Fa-
milienstand erfolgen. Weiter folgt daraus, dass nicht nur bei dienstlich veranlassten Umzu-
gen, sondern auch in Fallen des dienstlich veranlassten Getrenntlebens eine weitestmog-
lich vollstandige Erstattung der notwendigen Kosten erfolgen muss, um im Kern die Funk-
tionsfahigkeit der Streitkrafte zu starken, die eine qualifizierte Dienstpostenbesetzung sowie
hinreichend lange Verwendungszeiten des Personals erfordert. Dies betrifft uneinge-
schrankt alle Soldatinnen und Soldaten zur Sicherstellung der personellen Einsatzbereit-
schaft der Streitkrafte. Die (befristete) Wahlfreiheit der Drei-plus-Finf-Regelung fihrt ferner
dazu, dass insbesondere Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit weniger bereit sind,
ihre Verpflichtungszeit an einem Standort Giber acht Jahre hinaus zu verlangern, ohne dass
am Dienstort eine finanzielle Unterstitzung weiter gewahrt wird. Eine dienstlich begriindete
Offnungsklausel wirkt dem entgegen und tragt zum Erhalt der personellen Einsatzbereit-
schaft der Streitkrafte bei.

Die Erméachtigungen in 8§ 30 Absatz 1a des Soldatengesetzes zur besonderen Gewahrung
von Trennungsgeld an die Gruppe der Soldatinnen und Soldaten verlangt in Abgrenzung
zum weiteren Personalkorper einen konkreten Bezug zu den dienstlichen Bedurfnissen, die
darin begrundet sind, dass die finanziellen Mehrbelastungen fir das Pendeln nach der Aus-
landsverwendung gegenlber anderen Beschaftigten im Zusammenhang mit militarischen
Verwendungen deutlich haufiger auftreten. Dies ist vor allem durch die Vielzahl militarischer
Standorte im Bundesgebiet bedingt, die ein Auseinanderfallen von Dienstort und Wohnort
bei den Soldatinnen und Soldaten wahrscheinlicher machen. Darlber hinaus ist durch die
spezifische Ausgestaltung der soldatischen Dienstverhéltnisse eine zeitliche Erweiterung
des gesetzlichen Wahlrechtes zwischen der Zusage der Umzugskostenvergiitung und der
Gewahrung von Trennungsgeld notwendig, wenn nicht die tatbestandliche Voraussetzung
einer Versetzungshaufigkeit, sondern in Ausnahmefallen bei bestimmten Fallgruppen mit
soldatenspezifischen Merkmalen dienstliche Grinde fur einen ausdriicklichen Verbleib am
Dienstort vorliegen, um den militdrischen Auftrag sicherzustellen. Das dienstliche Bedrfnis
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besteht in der Personalbindung nicht allgemein in der Bundeswehr, sondern in konkreten
militarischen Dienststellen, um die fachliche Expertise zu erhéhen und den Regenerations-
bedarf zu senken. Dies kann gleichermal3en durch langere durchschnittliche Verpflich-
tungszeiten als auch durch eine Ubernahme als Berufssoldatin oder Berufssoldat gelingen,
da in beiden Fallen ein l&ngerer Verbleib auf dem Dienstposten durch ein dienstliches Be-
dirfnis gleichermalRen begriindet ist.

Zu Nummer 11
Zu Buchstabe a

Mehrarbeit kann bei Vorliegen der sonstigen Anspruchsvoraussetzungen nur dann ersatz-
weise vergltet werden, wenn ein vorrangig vorzunehmender Ausgleich durch Dienstbefrei-
ung aus zwingenden dienstlichen Griinden innerhalb von zwdolf Monaten nicht méglich ist.
Diese Ausschlussfrist fir den Ausgleich durch Dienstbefreiung von zwolf Monaten ist mit
Blick auf die heutigen Rahmenbedingungen in den Streitkréften zur Planung von personel-
len Verfluigbarkeiten nicht mehr angemessen. Die Auftrége fur die Streitkréafte, insbesondere
im Rahmen von nationalen und internationalen Ausbildungs- und Ubungsverpflichtungen
im In- und Ausland zur Gewabhrleistung einer wirksamen Abschreckung sowie der Verteidi-
gungsfahigkeit Deutschlands und der NATO, nehmen zu und unterliegen lagebedingt hau-
figen Anderungen. Militarische Einheiten und Verbande verfigen regelmaRig nicht tiber ei-
nen Planungshorizont von zwolf Monaten. In der Vorhaben- und Ressourcenplanung mus-
sen sie flexibel und reaktionsfahig bleiben. Das Erfordernis einer fortlaufenden Bewertung
tber zwdlf Monate, wann und ob ein Freizeitausgleich moglich ist oder ob zwingende
dienstliche Grinde eine ersatzweise finanzielle Verglitung notwendig machen, entspricht
dem zeitlich eingeschrankten Planungshorizont militarischer Einheiten und Verbande nicht.
Mit einer Verkurzung der Frist fir den Ausgleich von Mehrarbeit in den Streitkraften auf
sechs Monate kann eine den Erfordernissen der militdrischen Einsatzbereitschaft und Auf-
tragserfillung angemessene Starkung der Planungssicherheit des Dienstgebers erzeugt
werden. Daher ist die Moglichkeit zur Verkirzung auf einen sechsmonatigen Zeitraum fur
Soldaten in den Streitkraften erforderlich.

Zu Klarstellungszwecken wird in den Wortlaut der Norm aufgenommen, dass es sich bei
der genannten Frist um eine Ausschlussfrist handelt, analog der Vorschrift fiir Beamtinnen
und Beamte in Artikel 1 Nummer 2 a). Dies bedeutet, dass der zeitliche Ausgleich von
Mehrarbeit durch Gewahrung von Dienstbefreiung nach Ablauf der Ausschlussfrist nicht
mehr mdglich ist.

In den Streitkraften besteht das Erfordernis der gemeinsamen Verfugbarkeit von Kréften,
zu der ein Abbau von Mehrarbeit auf Anordnung des Dienstherrn wesentlich beitragt. Sofern
fir Teams, Teileinheiten und Einheiten die Anordnung von Mehrarbeit zur gemeinsamen
Dienstleistung erforderlich ist, haben individuell unterschiedliche Ausgleichszeitraume ne-
gative Auswirkungen auf die Verfugbarkeit militarischer Fahigkeiten. Die gemeinsame Auf-
tragserfullung wird behindert. Zur Starkung der Flexibilitat beim Abbau von Mehrarbeit soll
die Dienstbefreiung daher auch durch den Dienstherrn angeordnet werden kdnnen. Der
Dienstherr wird damit in die Lage versetzt, sowohl dienstliche Bedarfe als auch Aspekte
des Gesundheitsschutzes bei der Anordnung von Dienstbefreiung zu bertcksichtigen und
den Abbau von Mehrarbeit im Sinne einer geordneten Personaleinsatzplanung zu steuern.
Wird der Ausgleich durch den Dienstherrn angeordnet, ist die Soldatin oder der Soldat zum
Abbau verpflichtet. Die Mdglichkeit einer individuellen Antragstellung verbleibt daneben.

Zu Buchstabe b

Die grundlegenden Veranderungen fur die Streitkréfte miissen in den arbeitszeitrechtlichen
Regelungen abgebildet werden. Das Herstellen und Halten der Einsatzbereitschaft der
Streitkrafte insgesamt zur Gewahrleistung einer wirksamen Abschreckung und der Vertei-
digungsbereitschaft Deutschlands und der NATO ist die zentrale Aufgabe. Dazu wird die
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Beteiligung an militarischen Aufgaben im Rahmen der NATO an der Aul3engrenze des
Bindnisses sowie das Ausfillen der Funktion als ,Drehscheibe” fur die Streitkrafte der
NATO-Mitgliedsstaaten in Deutschland bedeutsamer. Ferner bedirfen einsatzbereite und
schnell reaktionsfahige Streitkrafte eines hohen Trainingsstands in allen Bereichen. Zur er-
forderlichen Reaktionsfahigkeit gehort auch die Schaffung von Flexibilitat, um bei auf3erge-
wohnlichen Situationen die Tatigkeiten der Streitkrafte zum Schutz des Lebens, der Ge-
sundheit und der Sicherheit der Allgemeinheit auRerhalb der Vorgaben der EU-Arbeitszeit-
richtlinie anwenden zu kdnnen.

Dazu sind die gesetzlich festgelegten Tatigkeiten der Streitkréfte, bei denen militarspezifi-
sche Besonderheiten der Anwendung der EU-Arbeitszeitrichtlinie entgegenstehen, zu préa-
zisieren und zu erweitern. Ohne entsprechende Anpassung kénnen bestimmte Verpflich-
tungen oder Tatigkeiten nur unter Einhaltung der Vorgaben der EU-Arbeitszeitrichtlinie
durchgefuhrt werden. Dies schrankt die Verfligbarkeit der fur die Auftragserfillung erforder-
lichen Krafte maf3geblich ein. Dadurch werden Einschrankungen in der personellen Ein-
satzbereitschaft und in der Folge qualitative und quantitative Einschrankungen in der Auf-
gabenerfillung verursacht.

Zu Nummer 12

Ohne Anhebung der héchstzulassigen durchschnittlichen wdchentlichen Arbeitszeit besteht
die Gefahr, dass entweder die Durchfiihrung bestimmter hoheitlicher Aufgaben oder die
Uberwachung der im Hafen, im Marinearsenal oder in Werften liegenden Schiffe und Boote
der Marine nicht mehr kontinuierlich gewahrleistet werden kann oder dass es zu Einschran-
kungen in der personellen Einsatzbereitschaft der betroffenen Verbande kommit.

Die eingefugte Nummer 1 Buchstabe ¢ erweitert den Anwendungsbereich des 8§ 30d Ab-
satz 1 Satz 1 des Soldatengesetzes fir ,Betriebstechnische Wachen* auf seegehenden
Einheiten.

Mit der Einfuhrung des § 30d des Soldatengesetzes im Jahr 2020 wurde flr die Bereiche
,Hoheitliche Uberwachung des nationalen Luftraums* und ,Seenotrettung aus der Luft* die
Moglichkeit geschaffen, die maximal zulassige durchschnittliche wdchentliche Arbeitszeit
der fliegenden Besatzungen von 48 auf bis zu 54 Stunden zu erhéhen. Sowohl Luftwaffe
als auch Marine wenden diese Mdglichkeit in Einzelféllen in dem insgesamt sehr begrenz-
ten Personenkreis an. Nur so kann eine kontinuierliche Durchfiihrung dieser hoheitlichen
Aufgaben im Grundbetrieb unter gleichzeitiger Erflllung zusatzlich entstehender Auftrage
sichergestellt werden.

Durch die betriebstechnischen Wachen werden fur das begrenzt verfigbare, hinreichend
befahigte Personal in seegehenden Einheiten extrem hohe Stundenbelastungen verur-
sacht, die zu Verdrangungseffekten bei den regelmafiigen Ausbildungen im Grundbetrieb
fuhren. Neben den negativen Auswirkungen auf die personelle Verfugbarkeit bei der ohne-
hin defizitaren Personallage muissen verschiedene Ausbildungen zuséatzlich wahrend der
Seefahrten absolviert werden, was zunehmend zu Einschréankungen in der seefahrerischen
und operativen Einsatzbereitschaft fuhrt. Die Moglichkeit zur Erhéhung der maximal zulas-
sigen durchschnittlichen Wochenarbeitszeit auf 54 Stunden fur die mit der Durchfiihrung
der Betriebstechnischen Wachen beauftragten Soldatinnen und Soldaten kann in kritischen
Einzelfallen die notwendige personelle Verfugbarkeit gewahrleisten.

Zu Nummer 13

Ziel des neu eingefligten Absatzes 8 ist es, in einer neugefassten Verordnung Leistungen
an militarisches Personal zur Unterstiitzung bei deren Sorge- und Pflegeaufgaben — tber
den bisherigen Anwendungsbereich hinausgehend — bei jeglicher Verwendung im Ausland
und damit einhergehenden Vorbereitungen sowie bei der Landes- und Blindnisverteidigung
zu leisten. Dazu gehort auch die Aufgabenwahrnehmung im Rahmen von Dienstreisen. Der
durch das Gleichstellungsfortentwicklungsgesetz vom 22. Januar 2024 neugefasste § 17
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des Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetzes deckt jetzt auch alle mit § 31 Ab-
satz 8 des Soldatengesetzes und der Soldaten-Haushaltshilfen-Verordnung erfassten Ab-
wesenheiten des militarischen Personals ab. Aufgrund der engen Voraussetzungen, des
vergleichsweise geringen Leistungsspektrums und der geringen Kostenerstattungspau-
schalen ist der § 31 Absatz 8 des Soldatengesetzes in Verbindung mit der Soldaten-Haus-
haltshilfen-Verordnung nicht mehr zeitgemal.

Bei der Unterstitzung im Rahmen der familidren Sorgeverpflichtung des militéarischen Per-
sonals besteht zudem eine Liicke, wenn ein Elternteil ins Ausland versetzt wird und die oder
der andere mit den gemeinsamen Kindern oder zu pflegenden Angehdrigen allein in
Deutschland zuriickbleibt, um das bekannte soziale Umfeld nicht aufzugeben.

Es wird fur die Brigade Litauen davon ausgegangen, dass nur bei einem Teil der nach Li-
tauen versetzten Bundeswehrangehdrigen auch deren Familie nach Litauen umziehen
wird. Die in Deutschland zurlickbleibenden Angehdrigen missen dann die abwesende Part-
nerin oder den abwesenden Partner in der familidren Sorgearbeit ersetzen. Hierfur werden
Unterstitzungsmalnahmen nétig sein, damit ein angemessener Ausgleich zwischen dem
Dienst in Litauen, der Vereinbarkeit von Familie und Dienst und der gleichberechtigten
Pflichtenaufteilung in einer Partnerschaft erzielt wird. Die Anderung und erweiterte Fassung
des § 31 Absatz 8 soll fur kinftige familidre Unterstitzungsleistungen die grundsatzliche
Anspruchsgrundlage bilden, um so auch auf heute noch nicht bedachte Lagen einfacher
und schneller reagieren zu kénnen. Im Anschluss sollen durch eine Anpassung der darauf
basierenden Rechtsverordnung an die tatsdchliche Bedarfslage die benétigten Unterst(t-
zungsleistungen gewahrt werden kénnen.

Bei dem neu eingefiigten Absatz 9 handelt es sich um die gesetzliche Grundlage fur die
Ubernahme der Kosten der Bestattung einer Soldatin oder eines Soldaten durch den
Dienstherrn. Die bisher untergesetzlich im Erlasswege geregelte Kostenlibernahme fir die
Bestattung in einem Ehrengrab der Bundeswehr in Féllen des Versterbens wahrend einer
besonderen Auslandsverwendung und vergleichbaren Verwendung soll durch eine Rechts-
verordnung konkretisiert werden. Hierfir wird mit dem neuen Absatz 9 die erforderliche Er-
machtigung erteilt. Bestattungskosten sind grundsatzlich durch die Erbinnen und Erben zu
tragen (8 1968 des Burgerlichen Gesetzbuches). Die Ubernahme der Bestattungskosten
fur Soldatinnen und Soldaten, die in einem Auslandseinsatz, bei einer vergleichbaren Ver-
wendung oder unter sonstigen Umstanden ums Leben gekommen sind, die eine besondere
Ehrung durch den Dienstherrn gebieten, ist Ausfluss der nachwirkenden Firsorge des
Dienstherrn. Damit wird auch ein Beitrag zur Sichtbarkeit und Wertschéatzung fur diejenigen
Soldatinnen und Soldaten geleistet, die im besonderen Dienst fiir die Bundesrepublik
Deutschland ihr Leben gelassen haben.

Zu Nummer 14

Die Anderung erméglicht eine Berufung in das Dienstverhaltnis einer Soldatin auf Zeit oder
eines Soldaten auf Zeit von bis zu 30 Jahren in den Laufbahnen der Mannschaften des
Sanitatsdienstes, der Fachunteroffizierinnen und Fachunteroffiziere des Sanitatsdienstes,
der Feldwebel des Sanitatsdienstes, der Offizierinnen und Offiziere des Sanitatsdienstes
sowie den sanitatsdienstlichen Werdegangen in der Laufbahn der Offizierinnen und Offi-
zZiere des militarfachlichen Dienstes. Damit kbnnen der Regenerationsbedarf gemindert so-
wie die aufwendig vermittelte und auf dem Arbeitsmarkt auf3erhalb der Bundeswehr intensiv
nachgefragte Fachexpertise langer gebunden werden.

Die Begrenzung der Dauer eines Dienstverhaltnisses einer Soldatin auf Zeit oder eines
Soldaten auf Zeit auf 25 Jahre ist der Sorge um das Gelingen der Eingliederung in ein wei-
teres Berufsleben nach der Beendigung des Dienstverhdaltnisses in einem dann bereits fort-
geschrittenen Lebensalter geschuldet. Bei arztlichem und pflegerischem Personal sowie
bei in Gesundheitsfachberufen eingesetztem militarischen Personal handelt es sich aller-
dings um ohnehin auf dem Arbeitsmarkt gesuchtes Personal mit anerkannten
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Quialifikationen, sodass grundsétzlich von einem reibungslosen Ubergang in das zivile Er-
werbsleben oder in einen zivilen Anschlussberuf ausgegangen werden kann.

Die zusatzlichen Personalbindungsmaoglichkeiten sind erforderlich fir den Aufbau und das
Vorhalten der Verwundetenversorgungs- und Behandlungskapazitaten im Rahmen von
Landes- und Biindnisverteidigung. Die durch langjahrige Verwendungen und Weiterbildun-
gen besonders professionalisierten Personen in einem qualifizierten Gesundheitsfachberuf
sind am Arbeitsmarkt nicht verfligbar oder sind so qualifiziert und professionalisiert, dass
die Qualifikation und Professionalisierung von Ersatzpersonal (etwa durch Seiteneinstieg,
Wiedereinstellung oder Substitution durch zivile Dienstposten) in erforderlichem Umfang
nicht realisierbar oder mit unverhaltnismaRig hohen Kosten verbunden wére.

Zu Nummer 15

Durch die Anderung wird neben der Schriftform von Bescheiden nach dem vierten Abschnitt
deren elektronische Form nach den allgemeinen verwaltungsverfahrensrechtlichen Vor-
schriften (8 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes) ermdglicht.

Zu Nummer 16

Mit Absatz 3 wird eine Rechtsgrundlage fur die erforderliche Ubermittlung von Daten durch
die Wehrersatzbehorden an Beorderungsdienststellen geschaffen. Das Bundesamt fur das
Personalmanagement der Bundeswehr sowie die Karrierecenter der Bundeswehr sind die
fur die Durchfihrung der Dienstleistungspflicht zustandigen Wehrersatzbehérden. Die Be-
orderungsdienststellen sind die Dienststellen, bei denen Dienstleistungspflichtige fir eine
bestimmte soldatische Verwendung auf einem bestimmten Dienstposten eingeplant sind,
ohne dass diese Dienstleistungspflichtigen bereits in einem Wehrdienstverhaltnis stehen.
Die zustandigen Wehrersatzbehorden verfligen Giber Daten der der Dienstleistungstiberwa-
chung unterliegenden Dienstleistungspflichtigen, um die ihnen gesetzlich obliegenden Auf-
gaben zu erfillen (zum Beispiel Durchfiihrung der Dienstleistungstiberwachung, Heranzie-
hung zu Dienstleistungen). Dazu unterliegen Dienstleistungspflichtige wahrend der Dienst-
leistungstiberwachung besonderen gesetzlichen Pflichten (zum Beispiel der Pflicht, einen
Wohnungswechsel der Wehrersatzbehérde mitzuteilen oder sich einer Impfung zu unter-
ziehen). Um die Erreichbarkeit der Dienstleistungspflichtigen und damit auch die verzugs-
lose Heranziehung zu Dienstleistungen sicherzustellen, ist die Ubermittlung von Daten zur
Kontaktpflege erforderlich. Daneben dient die Ubermittlung der Daten dem Zweck, beor-
derte Dienstleistungspflichtige fiir die Bundeswehr insbesondere fiir die Ausbildung und die
Inibunghaltung zu erhalten. Wissen, Kénnen und Erfahrungen der Dienstleistungspflichti-
gen kdnnen so weiter nutzbar gemacht werden, um der Aufgabenwahrnehmung der Bun-
deswehr im 6ffentlichen Interesse zu dienen. Beorderte Dienstleistungspflichtige kénnen so
Uber Entwicklungen in der Bundeswehr und insbesondere ihrer Beorderungsdienststelle
und tber Planungen zu Ausbildungen, zur Inibunghaltung und tber Weiterbildungsange-
bote informiert werden. Um diesen Kontakt aufrecht erhalten zu kdnnen, muss den Beorde-
rungsdienststellen die aktuelle Adresse der bei ihr beorderten Dienstleistungspflichtigen be-
kannt sein. Zusatzlich stellt die Vorschrift die Aktualitdt der Daten sicher und dient einer
wirksamen Uberwachung und Durchsetzung der Dienstleistungspflicht. Dadurch werden
die Aufwuchsfahigkeit und die personelle Einsatzbereitschaft gewéahrleistet. Da die Uber-
mittlung bereits einer Wehrersatzbehérde vorliegender Daten an andere Behdrden oder
Dienststellen einen neuen Akt der Datenverarbeitung und damit einen neuen Grundrechts-
eingriff darstellt, bedarf es einer Gesetzesgrundlage fur die Datentbermittlung.

Zu Nummer 17

Es handelt sich um redaktionelle Folgednderungen.
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Zu Artikel 7 (Anderung der Soldatenarbeitszeitverordnung)

Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Die Umbenennung ist notwendig, da mit Aufnahme der Tatigkeiten der betriebstechnischen
Uberwachung der seegehenden Einheiten nicht mehr nur fliegende Besatzungen betroffen
sind.

Zu Buchstabe b

An dieser Stelle wird der § 5a Absatz 1 Satz 1 der Soldatenarbeitszeitverordnung an die
entsprechende Regelung des neuen § 30d Absatz 1 Satz 1 des Soldatengesetzes angegli-
chen. Insoweit wird auf die Begriindung zu Artikel 6 Nummer 12 verwiesen.

Zu Artikel 8 (Anderung des Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Mit dem Austausch der Worter erfolgt eine Begriffskorrektur. Das jetzt zu ersetzende Wort
fand auch in Ansehung der Begriindung zu 8§ 17 Absatz 1 offensichtlich und unbeabsichtigt
Eingang in den Gesetzestext.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um die Wiederherstellung der vorherigen Gesetzeslage. Aufgrund von di-
versen Umformulierungen des Gesetzestextes im Rahmen der Novellierung ist der gewollte
gesetzliche Regelungszweck im Gegensatz zur vorherigen Gesetzeslage in den Voraus-
setzungen zum Nachteil fur das militéarische Personal verandert worden.

Zu Artikel 9 (Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Redaktionelle Folgeanderung im Inhaltsverzeichnis durch Einfligung des § 85a (siehe
Nummer 5)

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um redaktionelle Folgednderungen zu Buchstabe b.

Zu Buchstabe b

Durch eine Anpassung der Norm wird eine Gleichbehandlung der langer dienenden Solda-
tinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit erreicht. Die stringente, lineare Weitererh6hung der
Zahlungen fihrt dazu, dass auch langere Dienstzeiten gleichermalRen berlcksichtigt wer-

den und so auch attraktiver werden. Ein kleiner Sprung erfolgt bei 25 Jahren Dienstzeit, um
diese langjahrige Verpflichtungs- und Dienstzeit besonders zu bertcksichtigen.
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Zu Nummer 3

Besteht fir die versorgungsberechtigte Person ein Rentenanspruch, ist eine Ruhensrege-
lung nach § 71 durchzufihren. Dies gilt gemaf Absatz 1 Satz 3 auch in den Fallen, in denen
eine Rente nicht beantragt wird oder an deren Stelle ein Kapitalbetrag gezahlt wird. Im
Rahmen der Ruhensberechnung ist der zustehende — auch fiktive — monatliche Rentenbe-
trag auf die soldatenrechtlichen Versorgungsbeziige desselben Monats anzurechnen.

Wirkt die versorgungsberechtigte Person nicht mit oder bendétigt die Regelungsbehorde zur
Erflllung der gesetzlichen Aufgaben dartiber hinausgehende Informationen, soll letztere in
die Lage versetzt werden, erforderliche Angaben beim Leistungstrager (zum Beispiel Ren-
tenversicherungstrager wie die Deutsche Rentenversicherung Bund oder die Versorgungs-
anstalt des Bundes und der Lander) unmittelbar zu erheben. Denn es wére nicht gerecht-
fertigt, die Anwendung der Ruhensvorschrift im Ergebnis in die Disposition der versorgungs-
berechtigten Person zu stellen, wenn diese die Mitteilung des maf3geblichen Rentenbetrags
verweigert. Die Regelungsbehérde kann den (ggf. fiktiven) Rentenbetrag nicht selbst ermit-
teln und ist daher auf die entsprechende Auskunft der Leistungstrager angewiesen.

Zu Nummer 4

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine rechtsférmliche Folgeanderung.
Zu Buchstabe b

Mit der avisierten Verbesserung der Unfallversorgung wird der neuen bestimmenden Rea-
litét fir die Streitkrafte und der daraus erwachsenden, gestiegenen Gefahrdung der Solda-
tinnen und Soldaten nach der ,Zeitenwende" angemessen Rechnung getragen. Um dies
erreichen zu kbénnen, sind haufigere und anspruchsvollere mehrtagige Ausbildungs- und
Ubungsvorhaben im nationalen und multinationalen Kontext in Deutschland sowie im (bri-
gen Blndnisgebiet zwingend erforderlich, damit der notwendig professionelle und im Biind-
nis zugesagte Beitrag Deutschlands erbracht werden kann. Die Realitatsnahe der Ubungen
wird unter anderem durch intensive korperliche Beanspruchung, kurze Regenerationspha-
sen und Stresssituationen auch unter extremen Witterungsbedingungen erzeugt. Aufgrund
dieser Veranderung der Qualitat mehrtatiger Ausbildungs- und Ubungsvorhaben nach Art,
Umfang und Intensitat zur Gewéhrleistung einer wirksamen Abschreckung und der Vertei-
digungsfahigkeit Deutschlands und des Biindnisses kann es bei diesen Vorhaben typi-
scherweise zu besonders gefahrlichen Diensthandlungen kommen, deren Gefahrdung tUber
der im Militardienst Ublichen liegt.

Zu Nummer 5

Es handelt sich um eine besondere Aufopferungssituation, der — entsprechend des erhéh-
ten Unfallruhegehalts fir Berufssoldatinnen und Berufssoldaten (8§ 27 Soldatenversor-
gungsgesetz in Verbindung mit § 37 des Beamtenversorgungsgesetzes) — Rechnung ge-
tragen werden soll.

Die grundlegende Lageanderung durch die Realitat eines konventionellen, zwischenstaat-
lichen militdrischen Konflikts in unmittelbarer Nachbarschaft des NATO-Blindnisgebietes —
erstmals seit dem Bestehen der NATO — erfordert eine wirksame Abschreckung und die
Verteidigungsfahigkeit Deutschlands und des Biindnisses im realen Szenario eines hoch-
intensiven Gefechts.

Das Erfordernis einsatzbereiter, verlasslich bereitstehender Fahigkeiten sowie kaltstartfa-
higer und durchhalteféhiger Einheiten, Verbénde und GrolRverbande erhéht die Anforde-
rungen an die korperliche und geistige Einsatzbereitschaft der Soldatinnen und Soldaten.
Insgesamt ergeben sich mehr dienstliche Situationen, in denen Soldatinnen und Soldaten
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erhohten Gefahrdungen ausgesetzt sind. Ein Beispiel bilden mehrtagige Ausbildungs- und
Ubungsvorhaben, die nach Art, Umfang und Intensitat zur Gewahrleistung einer wirksamen
Abschreckung und der Verteidigungsfahigkeit Deutschlands und des Blndnisses erforder-
lich sind, und die mit einer intensiven kérperlichen Beanspruchung, Stress und nur kurzen
Regenerationsphasen verbunden sind. Die gestiegene Gefahrdung der Soldatinnen und
Soldaten muss versorgungsrechtlich abgesichert werden. Deshalb ist fir Soldatinnen und
Soldaten, die nicht im Status Berufssoldatin beziehungsweise Berufssoldat verwendet wer-
den, eine zusatzliche Leistung vorgesehen, wenn sie sich bei der Dienstausiibung einer
damit verbundenen besonderen Lebensgefahr ausgesetzt haben und infolge dieser Ge-
fahrdung in der Gesundheit nachhaltig geschadigt sind und dienstunfahig aus dem Dienst
ausscheiden mussen.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 werden die Anspruchsvoraussetzungen und der Empfangerkreis fir die Kom-
pensationszahlung bestimmt. Die Anspruchsvoraussetzungen entsprechen den Vorausset-
zungen, unter denen Berufssoldatinnen und -soldaten ,qualifizierte* Unfallversorgung ge-
wahrt wird.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Hohe der Zahlung. Diese besteht zunachst aus einem Grundbetrag von
30 000 Euro. Der Grundbetrag erhoht sich fir Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit
und fur aufgrund des Wehrpflichtgesetzes Wehrdienst leistende Soldatinnen und Soldaten
um einen von der geleisteten Wehrdienstzeit abhdngigen Betrag, wobei friiher abgeleistete
Dienstverhaltnisse unberiicksichtigt bleiben. Fir Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbe-
ziige oder Wehrsold werden von der Erhéhung fiir jeweils volle 30 Tage Urlaub 500 Euro
abgezogen. Ein Abzug entfallt fir Zeiten einer Beurlaubung, die dienstlichen Interessen
dient, einer Elternzeit und fur die Wahrnehmung der Pflege eines Angehdrigen, dessen
Pflegebedarf mittels eines arztlichen Gutachtens festgestellt wurde. Er entfallt auch fur Zei-
ten einer Kindererziehung bis zu drei Jahren fir jedes Kind, wenn diese Zeit in eine Beur-
laubung nach 8§ 28 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 des Soldatengesetzes fallt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Gewéahrung der Ausgleichszahlung auch fir die Hinterbliebenen des in
Absatz 1 genannten Personenkreises. Die Auszahlung soll nur an die vom Tod der Soldatin
oder des Soldaten unmittelbar betroffenen und in der Regel wirtschaftlich von ihr oder ihm
abhangigen Angehorigen (Ehegatte und versorgungsberechtigte Kinder) erfolgen, die auch
beim Tod einer Berufssoldatin oder eines Berufssoldaten laufende Hinterbliebenenversor-
gung erhalten.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt einen Ausschlussgrund fur eine Kompensationszahlung. In Féallen, in denen
wegen eines Dienstunfalls Unfallruhegehalt nach § 37 des Beamtenversorgungsgesetzes
oder erhdhte Unfall-Hinterbliebenenversorgung nach 8§ 39 in Verbindung mit § 37 des Be-
amtenversorgungsgesetzes gezahlt wird (zum Beispiel beim Doppelstatus ,freiwillig wehr-
ubender Soldat/Beamter*), besteht fir eine Kompensationszahlung keine Veranlassung.

Zu Nummer 6

Die weltpolitische Lage war in der Vergangenheit stets von neuen Herausforderungen ge-
pragt. Auf diese veranderten Situationen musste immer auch versorgungsrechtlich reagiert
werden. Insbesondere mit dem vdlkerrechtswidrigen Angriff auf die Ukraine am 24. Februar
2022 hat Russland die regelbasierte multilaterale Sicherheitsordnung nachhaltig erschit-
tert. Die potentielle Gefahr von konventionellen Auseinandersetzungen hat sich insgesamt
in der Welt, aber insbesondere auch fiir Europa erh6ht, indem ein konventioneller,
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zwischenstaatlicher militarischer Konflikt in unmittelbarer Nachbarschaft des NATO-Biind-
nisgebietes zur Realitat geworden ist. Von dieser Entwicklung sind vermehrt auch Verwen-
dungen im Ausland betroffen, die im reguléren ,,Grundbetrieb” durchgefuhrt werden und als
vergleichbar gesteigerte Gefahrdungslagen eingeordnet werden kénnen. Vor diesem Hin-
tergrund ist es sachgerecht, den unbestimmten Rechtsbegriff der ,vergleichbar gesteiger-
ten Gefahrdungslage* Uber die Auffihrung bestimmter Fallgruppen zu konkretisieren und
damit fir die Herausforderungen, die geopolitisch vor uns liegen, handhabbarer zu machen.
Erfasst werden die Fallgruppen des 8§ 2 Absatz 1 Satz 1 der Auslandszuschlagsverordnung
(Rechtsverordnung nach 8 53 Absatz 7 des Bundesbesoldungsgesetzes), die konkret die
Auswirkungen von bewaffneten Konflikten als zentrales Merkmal immaterieller Belastungen
(vgl. 8 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 der am 31. Juli 2024 giltigen Fassung der Aus-
landszuschlagsverordnung) umfassen. Aufgefiihrt ist zudem die Abgeltung von hohen im-
materiellen Belastungen, insbesondere durch birgerkriegséhnliche Auseinandersetzun-
gen, terroristische Handlungen, auRerordentliche Gewaltkriminalitéat, Piraterie, Minen oder
vergleichbarer gesundheitlicher Gefahrdungen. Erfasst werden dabei die Tatbestande der
Stufen 4 bis 6 des Auslandsverwendungszuschlags nach 8§ 3 Absatz 1 der Auslandsver-
wendungszuschlagsverordnung (Rechtsverordnung nach § 56 Absatz 6 des Bundesbesol-
dungsgesetzes).

Mit Blick auf die vielfaltigen mdglichen Anwendungsfalle und die Entwicklung neuer Bedro-
hungs- und Geféahrdungsszenarien verbietet sich weiterhin eine rein schematische Vorge-
hensweise unter ausschlie3lichem Ruckgriff auf das Besoldungsrecht bei der Feststellung
der vergleichbar gesteigerten Gefahrdungslage. Es muss weiterhin mdglich sein, das Vor-
liegen einer vergleichbar gesteigerten Gefahrdungslage losgelost von den besoldungs-
rechtlichen Mal3stdaben und auch dann noch annehmen zu kénnen, wenn beispielsweise
eine niedrigere Stufe nach der Auslandszuschlagsverordnung oder der Auslandsverwen-
dungszuschlagsverordnung vorliegt oder aber wenn diese Vorschriften gar nicht zur An-
wendung kommen. Unabhangig von der besoldungsrechtlichen Einordnung wird beispiels-
weise fur die Verwendungen an der NATO-Ostflanke, insbesondere der anstehenden Ver-
wendung der Panzerbrigade 45 in Litauen, nach derzeitigem Stand aufgrund der politischen
und geographischen Rahmenbedingungen von einer dauerhaft latenten Gefahrdung und
erheblichen Belastung — gerade auch mit Blick auf die erhdhten gegnerischen Aktivitaten
insbesondere im hybriden Spektrum — fur das betroffene Personal auszugehen sein. In ei-
ner Gesamtschau aller Aspekte der Verwendung ist hier nach derzeitigem Stand von einer
vergleichbar gesteigerten Gefahrdungslage auszugehen.

Fur die Feststellung jener vergleichbar gesteigerten Gefahrdungslage ist Benehmen zwi-
schen der fiir die sonstige Verwendung zustandigen Dienstbehdrde, dem Bundesministe-
rium des Innern und fir Heimat, dem Bundesministerium der Verteidigung und dem Aus-
wartigen Amt herzustellen.

In bestimmten, in Nummer 2 Buchstabe b genannten Fallgestaltungen bedarf es keines Be-
nehmens, wenn es um kurzzeitige militarische Verwendungen geht oder aber die Schutz-
bedurftigkeit der militarischen Verwendung oder Mafinahme in Rede steht. Dieser aus
Nummer 2 Buchstabe a herausgelosten Gestaltung bedarf es wegen der Besonderheiten
des militdrischen Dienstes. Eine Benehmensherstellung wie in Nummer 2 Buchstabe a
ware aufgrund der militarspezifischen Besonderheiten nicht praxistauglich.

Unter Beachtung der systematischen Unterschiede werden in der Soldaten- und Beamten-
versorgung sowie in der gesetzlichen Rentenversicherung Zeiten einer besonderen Aus-
landsverwendung berticksichtigt. Personengruppen, die nicht versorgungsberechtigt sind,
sondern in der gesetzlichen Rentenversicherung abgesichert sind (Soldatinnen auf Zeit und
Soldaten auf Zeit, Freiwillig Wehrdienstleistende, Reservistendienst Leistende oder Tarif-
beschéftigte), erhalten mit dem Ziel einer verbesserten rentenrechtlichen Absicherung fur
Zeiten einer besonderen Auslandsverwendung nach Maf3gabe des § 76e des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch Zuschlage an Entgeltpunkten. Hierflr zahlt der Bund Beitrdge an
die gesetzliche Rentenversicherung (88 186a, 188 des Sechsten Buches
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Sozialgesetzbuch). Auch fur Mitglieder von berufsstandischen Versorgungseinrichtungen
zahlt der Bund fir Zeiten einer besonderen Auslandsverwendung an die berufsstandische
Versorgungseinrichtung entsprechende Beitrage. Durch die Ausweitung der besonderen
Auslandsverwendungen nach 8 87 Absatz 1 Satz 2 Soldatenversorgungsgesetz ab dem
Jahr 2025 wird folglich auch die Gewahrung entsprechender Zuschlage an Entgeltpunkten
gegen Beitragszahlung fir Soldatinnen und Soldaten ohne Pensionsanspruch und fur Zivil-
beschéaftigten ausgeweitet.

Zu Nummer 7

Der neue § 85a des Soldatenversorgungsgesetzes in der am 1. Januar 2025 in Kraft tre-
tenden, vollstandig novellierten Fassung, wurde in Anlehnung an den bestehenden § 90
des Soldatenversorgungsgesetzes (2025) konzipiert. Dabei ergibt sich Aktualisierungsbe-
darf um die Tatbestéande Pflege- und Elternzeit. Diese sind im 8§ 90 des Soldatenversor-
gungsgesetzes demzufolge ebenso zu ergénzen, wie sie im neuen 8§ 85a des Soldatenver-
sorgungsgesetzes aufzunehmen sind. Der Aktualisierungsbedarf ergibt sich daraus, dass
im Rahmen der urspriinglichen Fassung Elternzeit und Pflegezeit gesetzlich nicht vorgese-
hen waren. Die Nichtbertcksichtigung gentigt jedoch nicht mehr den gesetzlichen Erforder-
nissen der heutigen Zeit. Der Abzug entfallt, wenn einer der in der Aufzéhlung gelisteten
Sachverhalte vorliegt.

Zu Artikel 10 (Anderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Die neu eingefuigte Nummer 1a erméglicht Verpflichtungen und Beschrankungen nach § 2
des Arbeitssicherstellungsgesetzes zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen bei mehrheit-
lich im Eigentum des Bundes befindlichen Gesellschaften, soweit sie der Versorgung der
Bundeswehr, der verblindeten Streitkrafte oder beider dienen. Die betroffenen Branchen
sind bislang nicht von dem abschlieRenden Regelungsbereich der Nummern 1 bis 9 erfasst.
Bei den in Rede stehenden Aufgaben handelt es sich um solche, die vor der Neustrukturie-
rung der Bundeswehr von dieser in eigener Zustandigkeit wahrgenommen wurden und nun
von (teil-)privatisierten Unternehmen erfiillt werden. Es bedarf daher der Einbeziehung der
zu verpflichtenden Adressaten. Der Bund hélt an allen im Rahmen der Vorschrift in Betracht
kommenden Gesellschaften eine (Mehrheits-)Beteiligung von mehr als 50 Prozent. Erfasst
werden ausschlie3lich Formen der Erflllungsprivatisierung (funktionale Privatisierung) so-
wie der Organisationsprivatisierung (formelle Privatisierung). Die Verantwortung fur die Er-
ledigung der Aufgaben verbleibt demnach beim Bund. Die Gesetzesanpassung ist erforder-
lich, um den veranderten Abldufen bei der Bundeswehr Rechnung zu tragen und deren
Einsatzbereitschaft sowie der der verbiindeten Streitkrafte Rechnung zu tragen.

Die Vorschrift knUpft an den Begriff der Versorgung geman Artikel 12a Absatz 3 des Grund-
gesetzes an. Dieser ist nach allgemeinem Verstandnis zur Sicherstellung der Wehrfahigkeit
im Spannungs- und Verteidigungsfall sowie im Zustimmungsfall weit gefasst. Vom Begriff
der Versorgung der Streitkrafte werden Rustungsbetriebe, Zulieferbetriebe und Versor-
gungsunternehmen sowie auch immaterielle Guter wie beispielsweise Software oder
Dienstleistungen (zum Beispiel Satellitenbilder, Kommunikationsverbindungen) umfasst.

Die neu eingefiigte Nummer 1b dient dem Ziel der Sicherstellung der weiteren umfassen-
den Versorgung der Bundeswehr und der verblindeten Streitkrafte, indem auch sonstige
Unternehmen in den Anwendungsbereich des Arbeitssicherstellungsgesetzes einbezogen
werden, soweit deren Leistungserbringung im Rahmen von Vertragsverhaltnissen zur Ver-
sorgung der Bundeswehr, der verbiindeten Streitkrafte oder beider erforderlich ist. Dabei
ist der Begriff der Versorgung wie in der kinftigen Nummer 1la zu verstehen.
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Die Versorgung der Bundeswehr und der verbundeten Streitkrafte erfolgt in der heutigen
Zeit nicht allein durch die Bundeswehr selbst oder mehrheitlich im Eigentum des Bundes
befindliche Gesellschaften, sondern auch durch sonstige Unternehmen in privater Hand,
die auf vertraglicher Grundlage solche Aufgaben Gbernehmen. Auch in dieser Konstellation
muss die volle Funktionsfahigkeit der Bundeswehr im Spannungs- und Verteidigungsfall
sowie im Zustimmungsfall vollumfénglich gesichert werden kénnen. Damit die Unterneh-
men ihre vertraglich zugesicherten Leistungen, soweit sie zur Versorgung der Bundeswehr
und der verbindeten Streitkrafte erforderlich sind, mdglichst erfillen kdnnen, missen sie
ebenfalls in das Arbeitssicherstellungsgesetz einbezogen werden. Dieser Schritt rechtfertigt
sich auch dadurch, dass die Unternehmen — und damit mittelbar auch ihre aktuellen Mitar-
beitenden — sich vertraglich selbst zu Versorgungsaufgaben verpflichtet haben. Durch die
Vorschrift soll die Leistungserbringung von Auftragnehmern und Unterauftragnehmern der
privaten Wirtschaft inkl. Subunternehmen sichergestellt werden.

Die neu eingefligte Nummer 1c nimmt Betriebe oder Betriebsteile, soweit sie Militarausrus-
tung einschlieBlich dazugehdriger Teile, Bauteile oder Bausatze liefern, erzeugen oder
Dienstleistungen in unmittelbarem Zusammenhang dazu erbringen, in den Anwendungsbe-
reich des Gesetzes auf und dient dem Ziel, die umfassende Versorgung der Bundeswehr
und der verbiindeten Streitkrafte mit Ristungsgtitern sicherzustellen.

Die neu eingefigte Nummer 1d nimmt vor dem Hintergrund des sich immer schneller ent-
wickelnden technischen Fortschrittes Forschungseinrichtungen, die im militdrischen Be-
reich forschen, in den Anwendungsbereich des Gesetzes auf. Hierdurch sollen die Bundes-
wehr und die verbiindeten Streitkrafte in die Lage versetzt werden, gerade im Spannungs-
und Verteidigungsfall sowie im Zustimmungsfall von den neuesten Entwicklungen im Be-
reich der Militarausristung zu profitieren, um ihnen hierdurch eine umfassende Kriegsfiih-
rung und Verteidigung zu ermdglichen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Wahrend Nummer 4 die leitungsgebundene Energieversorgung vor allem im Sinne von 8§ 1
Absatz 1 Energiewirtschaftsgesetz, also die leitungsgebundene Versorgung mit Elektrizitat,
Gas und Wasserstoff, im Blick hat, geht es in Nummer 6 um die Versorgung mit nicht lei-
tungsgebundenen Stoffen, die fur die Energiegewinnung und zum Antrieb von Fahrzeugen,
also die Mobilitéat, von zentraler Bedeutung sind.

Die Mineral6lversorgung wurde unter anderem wegen der Motorisierung der Streitkrafte
und auch wegen ziviler Bedurfnisse als besonders verteidigungswichtig angesehen. Neben
den Mineraldlprodukten (Benzin, Diesel, Kerosin) gibt es aber weitere wichtige Stoffe, die
insbesondere fir die Energiegewinnung und fur die Mobilitat von Bedeutung sind.

Vor diesem Hintergrund wird Nummer 6 kinftig weiter gefasst. Neben der Mineraldlversor-
gung werden die Versorgung mit Gas-, Kohle- und Wasserstoff neu aufgenommen. Die
Stein- und Braunkohle haben trotz des beschlossenen Ausstiegs aus der Kohle bis 2038
aktuell noch Bedeutung fur die Strom- und Warmeerzeugung. Wasserstoff ist ein Energie-
trager mit zunehmender Bedeutung fur den Verkehr.

Zu Doppelbuchstabe cc

Im urspringlichen Arbeitssicherstellungsgesetz von 1968 war in § 4 Absatz 1 die ,Bundes-
post" aufgefihrt. Im Zuge der historischen Entwicklung der ,Bundespost”, insbesondere im
Zuge ihrer Privatisierung, wurde letztlich die ,Deutsche Postbank AG" mit in den Anwen-
dungsbereich des Arbeitssicherstellungsgesetzes aufgenommen. Mit der Streichung der
.Deutschen Postbank AG" aus Nummer 8 wird sie anderen privaten Banken und Kreditin-
stituten gleichgestellt. Es ist nicht ersichtlich, dass ihr im Vergleich zu anderen privaten
Banken und Kreditinstituten eine herausragende Rolle im Verteidigungs-, Spannungs- so-
wie Zustimmungsfall zukommt.
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Zu Doppelbuchstabe dd

Die Erweiterung der Nummer 9 um Flugsicherungsorganisationen des 8§ 31f Absatz 1 des
Luftverkehrsgesetzes dient der Sicherstellung der reibungslos funktionierenden Flugsiche-
rung und der Luftverkehrssicherheit im Luftraum der Bundesrepublik Deutschland. Bisher
ist lediglich die Flugsicherungsorganisation nach 8 31b Absatz 1 des Luftverkehrsgesetzes
(DES Deutsche Flugsicherung GmbH) erfasst. Der Luftverkehr im Luftraum der Bundesre-
publik Deutschland wird jedoch auch durch weitere Flugsicherungsorganisationen kontrol-
liert, welche die Aufgaben nach § 27c Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Luftverkehrsgesetzes
wahrnehmen. Diese lenken verbindlich Luftfahrzeuge im deutschen Luftraum durch hoheit-
liche Flugverkehrskontrollfreigaben.

Sie Ubernehmen insoweit eine hoheitliche Aufgabe, die der Bundesrepublik Deutschland
obliegt und die ihnen durch Beleihung nach § 31f Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2
Satz 2 des Luftverkehrsgesetzes oder durch eine internationale Vereinbarung tbertragen
wurde.

Die Variante der durch internationale Vereinbarung beauftragten Flugsicherungsorganisa-
tion bezieht sich aktuell etwa auf die Vereinbarung vom 25. November 1986 Uber die Be-
reitstellung und den Betrieb von Flugsicherungseinrichtungen und -diensten durch EURO-
CONTROL in der Bezirkskontrollzentrale Maastricht (Maastricht Vereinbarung, BGBI. 1989
Il S. 666). Nach deren Artikel 2 in Verbindung mit Anlage | ist die Organisation beauftragt,
von der Bezirkskontrollzentrale Maastricht aus Flugsicherungs-Streckeneinrichtungen und
-dienste bereitzustellen — unter anderem in der Bundesrepublik Deutschland in dem Luft-
raum in den horizontalen Grenzen des oberen Fluginformationsgebietes Hannover und ver-
tikal ab Flugflache 250 fir den daruber liegenden Luftraum. Dies ist kein Fall der Beauftra-
gung einer Flugsicherungsorganisation mit Sitz oder Niederlassung im Ausland nach § 31f
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 2 des Luftverkehrsgesetzes, welche den Bestand
einer volkerrechtlichen Ubereinkunft voraussetzt.

Zu Buchstabe b

Im Zusammenhang mit der neu eingefligten Nummer 1c wird ein Satz 2 angefugt, der die
Begrifflichkeit der ,Militarausrustung” naher definiert. Als Vorbild daftr dient § 104 Absatz 2
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen.

Zu Nummer 2

Das Arbeitssicherstellungsgesetz regelt Auslandssachverhalte bislang nicht explizit. Der
neue Absatz 3 enthdlt kiinftig explizite Regelungen fur Falle, in denen der Beschéaftigungs-
ort aulRerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik Deutschland liegt.

Aufgrund einer veranderten Bedrohungslage, insbesondere im gesamten Blindnisgebiet,
ist es erforderlich, die Versorgung der Streitkréfte im Zuge der zunehmenden biindnis- und
weltweiten Einsatze der Bundeswehr auch im Ausland sicherzustellen. Bestimmte Dienst-
und Arbeitsleistungen sind fur die Streitkrafte im Ausland essentiell, kbnnen jedoch nicht
unmittelbar von Deutschland aus erbracht werden. Mit der ausdricklichen Regelung zum
raumlichen Anwendungsbereich des Arbeitssicherstellungsgesetzes in Absatz 3 Nummer 1
wird jenseits von Auslegungsfragen insoweit Rechtsklarheit und -sicherheit geschaffen.

Vor diesem Hintergrund, aber auch aufgrund des starken Eingriffscharakters, erfolgt in Ab-
satz 3 Nummer 1 eine Beschrankung auf die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 1a und 1b ge-
regelten Aufgaben zur unmittelbaren Versorgung der Bundeswehr und der verbindeten
Streitkrafte. Voraussetzung ist in den Fallen des Absatzes 3 Nummer 1 stets die deutsche
Staatsangehdrigkeit der betroffenen Person sowie, dass der versorgende Betrieb der Ge-
sellschaft oder des Unternehmens seinen Sitz im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
hat. Dies sichert die Regelungskompetenz des deutschen Gesetzgebers fir rechtlich
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verbindliche Manahmen nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz auf3erhalb des deutschen
Hoheitsgebietes.

Mit dem neuen Absatz 3 Nummer 2 werden auch Flugsicherungsorganisationen im Sinn
des neuen Absatzes 1 Satz 1 Nummer 9 in den Anwendungsbereich des Arbeitssicherstel-
lungsgesetzes einbezogen, die den Luftraum der Bundesrepublik Deutschland aus dem
Ausland heraus kontrollieren. Jede Flugsicherungsorganisation leistet im Verteidigungs-
sowie Spannungs- und Zustimmungsfall einen essentiellen Beitrag, um eine reibungslos
funktionierende Flugsicherung und Luftverkehrssicherheit im Luftraum der Bundesrepublik
Deutschland sicherzustellen. Absatz 3 Nummer 2 verzichtet bei ausléandischen Flugsiche-
rungsorganisationen, bei denen der Beschaftigungsort auRerhalb des Hoheitsgebietes der
Bundesrepublik Deutschland liegt, auf einen Sitz des Betriebs im Gebiet der Bundesrepub-
lik Deutschland. Stattdessen ergibt sich aus dem Verweis des Absatzes 3 Nummer 2 auf
Absatz 1 Satz 1 Nummer 9, dass auslandische Flugsicherungsorganisationen hoheitliche
Aufgaben betreffend den Luftraum Gber dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land wahrnehmen missen. Dies ist etwa der Fall bei der Bezirkskontrollzentrale Maastricht,
die aus dem Ausland heraus rechtlich verbindliche Flugverkehrskontrollfreigaben fur Luft-
fahrzeuge im deutschen Luftraum in den Grenzen des oberen Fluginformationsgebietes
Hannover erteilt. Die Person, die den Beschrankungen und Verpflichtungen nach § 2 un-
terliegt, muss dabei die deutsche Staatsangehorigkeit besitzen, um unter die Regelungs-
kompetenz der Bundesrepublik Deutschland zu fallen.

Zu Artikel 11 (Anderung des Beamtenversorgungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Auf die Begriindung zu Artikel 9 Nummer 6 (Anderung des § 87 des Soldatenversorgungs-
gesetzes) wird — abgesehen von der in § 87 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b auf-
genommenen, rein militdrisch bedingten Sonderregelung — verwiesen.

Zu Nummer 2

Auf die Begriindung zu Artikel 9 Nummer 3 Buchstabe b (Anderung des § 71 des Soldaten-
versorgungsgesetzes) wird verwiesen.

Zu Artikel 12 (Einschrankungen von Grundrechten)

Auch wenn die Anderungen des Arbeitssicherstellungsgesetzes durch Artikel 10 keine qua-
litativ neuen Eingriffsbefugnisse generieren, sondern lediglich eine quantitative Ausweitung
bestehender Eingriffsbefugnisse umfassen, werden kinftig moglicherweise mehr Personen
von einer Anwendung des Arbeitssicherstellungsgesetzes erfasst. Daher ist es angezeigt,
die durch das so erweiterte Arbeitssicherstellungsgesetz ermdglichten Grundrechtseingriffe
im Rahmen dieses Artikelgesetzes zu benennen.

Dies entspricht auch der strengen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum
Zitiergebot, wonach dieses ausschliel3en soll, dass neue, dem bisherigen Recht fremde
Maoglichkeiten des Eingriffs in Grundrechte geschaffen werden, ohne dass der Gesetzgeber
sich dartber Rechenschaft ablegt und dies ausdrtcklich zu erkennen gibt. Das Zitiergebot
findet keine Anwendung auf solche Gesetze, die bereits geltende Grundrechtsbeschran-
kungen unverandert oder mit geringen Abweichungen wiederholen (BVerfG, Beschluss
vom 30.05.1973 - 2 BvL 4/73, NJW 1973, 1363). Zumindest diese Grenze wird durch Arti-
kel 10 Uberschritten, weil zum Beispiel weitere Branchen in das Arbeitssicherstellungsge-
setz aufgenommen werden.
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Zu Artikel 13 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes am Tag nach dessen Verkiindung,
soweit nicht die Absétze 2 und 3 einen abweichenden Zeitpunkt des Inkrafttretens bestim-
men.

Zu Absatz 2

Ab dem 1. Januar 2025 hat Deutschland der NATO umfangreiche militdrische Krafte mit
erhdhter Einsatzbereitschaft und verkirzten Alarmierungszeiten angezeigt. Das Herstellen
und Erhalten der erforderlichen Einsatzbereitschaft dieser Krafte erfordert ein deutlich er-
hohtes Ausbildungs- und Ubungsaufkommen und eine héhere personelle Verfugbarkeit.
Das fuhrt in der Konsequenz zu einem erhghten Risiko fir beteiligte Soldatinnen und Sol-
daten. Die in Absatz 2 getroffenen Regelungen zum riickwirkenden Inkrafttreten am 1. Ja-
nuar 2025 sind fir Artikel 2 Nummer 1 und 5 sowie die Artikel 9 Nummer 1 und 2 sowie
Nummer 4 bis 7 und Artikel 11 Nummer 1 mit Blick auf das ,NATO Force Modell* notwen-
dig. Die zusatzlichen Verpflichtungen beginnen bereits zum 1. Januar 2025. Die schwe-
bende konstitutive Neufassung des Soldatenversorgungsgesetzes tritt zudem am 1. Januar
2025 in Kraft. In unmittelbarer Folge des Inkrafttretens miissen die Anderungen des Arti-
kels 9 dieses Gesetzes (mit Ausnahme der Nummer 3) in Kraft treten, die sich auf die
schwebende Anderung beziehen, um den angestrebten Rechtszustand verzugslos und im
Zeitlauf versatzlos zu erreichen. Dariiber hinaus fiihrt die oben aufgezeigte Zusage in der
Konsequenz zu einem erhohten Risiko fir beteiligte Soldatinnen und Soldaten, was ein
Inkrafttreten der soldatenversorgungsrechtlichen Regelungen zu ebendiesem Zeitpunkt
notwendig macht.

Die Regelungen des Artikels 2 Nummer 1 und 5, des Artikels 9 mit Ausnahme von Num-
mer 3 sowie des Artikels 11 mit Ausnahme von Nummer 2 sind beginstigend. lhnen steht
daher kein Vertrauensschutz entgegen, sie sind riickwirkend zulassig.

Zu Absatz 3

Die in Absatz 3 getroffenen Regelungen zum Inkrafttreten am 1. April 2025 fur Artikel 2
Nummer 4 Buchstabe b sowie Artikel 3 Nummer 2 werden aufgrund des Aufwuchses der
Brigade Litauen notwendig.

Ab dem 1. April 2025 beginnt der kontinuierliche Aufwuchs der in Litauen stationierten Bri-
gade der Landstreitkrafte. Dies wird zu erhohtem Ausbildungs- und Ubungsaufkommen in
Litauen fuhren. Die erforderliche Einsatzbereitschaft der Brigade Litauen bedingt die Flexi-
bilitat in der Vergitung von zusatzlichen zeitlichen Belastungen und Mehrarbeit.
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	Artikel 5
	Änderung des Wehrpflichtgesetzes
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	(1) Die Feldjäger dürfen Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen der Wahrnehmung des militärischen Ordnungsdienstes, des militärischen Verkehrsdienstes, von Sicherheitsaufgaben, von Erhebungen und Ermittlungen im Rahmen d...
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	Artikel 7
	Änderung der Soldatenarbeitszeitverordnung
	Die Soldatenarbeitszeitverordnung vom 16. November 2015 (BGBl. I S. 1995), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 2. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 223) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 5a wie folgt gefasst.
	2. § 5a wird wie folgt geändert:


	Artikel 8
	Änderung des Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetzes
	§ 17 des Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetzes vom 22. Januar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 17) wird wie folgt geändert:
	1. In Absatz 1 Nummer 2 wird das Wort „unabdingbar“ durch das Wort „unabwendbar“ ersetzt.
	2. In Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „außerhalb des regelmäßigen Dienstorts“ gestrichen.


	Artikel 9
	Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes
	Das Soldatenversorgungsgesetz vom 20. August 2021 (BGBl. I S. 3932, 3958), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 247) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 85 folgende Angabe eingefügt:
	2. § 19 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	3. § 71 wird wie folgt geändert:
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	1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	2. Folgender Absatz 3 wird angefügt:
	„(3) Verpflichtungen und Beschränkungen nach § 2 sind gegenüber deutschen Staatsangehörigen bei einem Beschäftigungsort außerhalb des Hoheitsgebietes der Bundesrepublik Deutschland auch zulässig zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen



	Artikel 11
	Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes
	Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 150), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 22. Januar 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 17) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 31a Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	2. Dem § 55 wird folgender Absatz 9 angefügt:
	(9) „ Auf Verlangen der Regelungsbehörde ist der Träger einer Leistung im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 verpflichtet, Auskunft über die Höhe und den Anspruchszeitraum der zustehenden Leistung zu erteilen, wenn diese Daten der Regelungsbehörde nicht durc...



	Artikel 12
	Einschränkungen von Grundrechten
	Durch Artikel 10 (§ 4 des Arbeitssicherstellungsgesetzes) werden die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit (A...

	Artikel 13
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Artikel 2 Nummer 1 und 5, Artikel 9 mit Ausnahme von Nummer 3 sowie Artikel 11 mit Ausnahme von Nummer 2 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2025 in Kraft.
	(3) Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe b sowie Artikel 3 Nummer 2 treten am 1. April 2025 in Kraft.
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